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(Nr. 11891.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommensverbeſſerung en. 
V 


om 7. Mai 1920. 
Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: i 


Die anliegenden Vorſchriften 
1. eines Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staats. Mer, 
beamten (Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetz), —4 
2. eines Geſetzes, betreffend die anderweite Regelung der Verforgungsbezüge _,,, 
der zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in den Ruhe⸗ — 
and verſetzten unmittelbaren Staatsbeamten, deren Hinterbliebenen und 
er Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Beamten 
(Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz), 
3. eines Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen Mr, 
an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz), 8 
4. eines Geſetzes, betreffend die Regelung der Verſorgungsbezüge der zum Oe 8 
1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand xD 
@efepfommlung 1920. (Nr. 11891 —11896.) 32 
Ausgegeben zu Berlin, den 3. Juni 1920. 
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verſetzten Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen, der Hinter⸗ 
bliebenen dieſer Lehrer und der Hinterbliebenen der vor dem 1. April 
1920 verſtorbenen Volksſchullehrer (Volksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetz), 
. eines Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung 
des Dienſteinkommens der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen, 

6. eines Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung 

des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer, 

7. eines Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer 

an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten, 
treten einheitlich zugleich mit dieſem Geſetze mit Wirkung vom 1. April 1920 in 
Kraft. Sie ſind alsbald nach dem im Juni 1920 erfolgenden Wiederzuſammen⸗ 
tritte der Landesverſammlung einer Nachprüfung zu unterziehen, und zwar mit 
rückwirkender Kraft vom 1. April 1920 ab. 
8 2. 

Der im § 19 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
unmittelbaren Staatsbeamten, vorgeſehene Ausgleichszuſchlag wird erſtmalig bis 
zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaushaltsplan auf einen für alle 
Bezüge gleichen Hundertteil, und zwar 50 vom Hundert feſtgeſetzt. 

8 
Die weiter anliegenden Vorſchriften 
eines Geſetzes, betreffend den preußiſchen Anteil an der Grunderwerbsſteuer, 
treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1919, diejenigen 
eines Geſetzes, betreffend die Erhebung von Zuſchlägen zur Grund 


DU 


erwerbsſteuer, 
mit dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in Kraft. 
= 94 


Zur Deckung der durch die im § 1 Ziffer 1 bis 7 genannten Geſetze eni- 
ſtehenden Mehrausgaben find die im Staatshaushaltsplane für 1920 Kap. 63 Tit 5 
des Haushalts des Finanzminiſteriums vorgeſehenen 726 000 000 Mark ſowie im 
übrigen die beveiteften Staatsmittel für das Rechnungsjahr 1920 zu verwenden, 
vorbehaltlich des Rechts, für die teilweiſe Deckung der gemäß § 13 des Volks, 
ſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom Staate übernommenen Mehrausgaben für 
die Volksſchullehrerbeſoldung die den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zuſtehenden 
Anteile am Ertrage der Reichseinkommenſteuer entſprechend zu kürzen. 

Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Sehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. . 
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Anlage A 
(SI Nr. 1 des Mantelgeſetzes). 


Geſetz, 
betreffend 
das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten 
(Beamten-Dienfteinkommensgefeb). 5 
Vom J. Mai 1920. : 


1. Dienſteinkommen. = 


9 1. 
Grundgehalt und Grundvergütung. 


s (1) Die planmäßig angeftellten unmittelbaren Staatsbeamten, einſchließlich der⸗ 
jenigen Hofbeamten ($ 1 der Verordnung über die Verſorgung der Hoſbeamten und ihrer 
Hinterbliebenen vom 10. März 1919, Geſetzſamml. S. 45), welche ſich am 1. April 1920 
in einer nach dem Haushaltsplane der bisherigen Kronkaſſe vorgeſehenen planmäßigen 
Stelle befinden, und der Beamten der Preußiſchen Jentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe erhalten 
ein Grundgehalt nach Maßgabe der dieſem Geſetze als Anlage 1 beigefügten Beſoldungs⸗ 
ordnung. >= 

(2) Die im Staatsdienſt als Stellenanwärter voll beſchäftigten nichtplanmäßigen 

unmittelbaren Staatsbeamten ſowie die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger 
Vergütung bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen (Univerſitäten, Techniſchen, Landwirtſchaft⸗ 
lichen, Tierärztlichen Hochſchulen, Berg⸗ und Forſtakademien) und die ihnen in der anliegenden 
Nachweiſung der Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen Beamten — Anlage 2 — gleich- 
geſtellten Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute erhalten 
eine Grundvergütung nach Maßgabe dieſer Nachweiſung. - 
(8) Beamten, die gleichzeitig mehrere in der Beſoldungsordnung vorgeſehene Stellen 
bekleiden, wird das Grundgehalt oder die Grundvergütung nur einmal gewährt, und zwar 
für diejenige Stelle, für die das höhere Grundgehalt oder die höhere Grundvergütung 
vorgeſehen iſt. 

(s) Anderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit durch den Staatshaus⸗ 
halt erfolgen, als fie durch Anderungen in der Organiſation des Staatsdienſtes, ins⸗ 
beſondere durch Einrichtung neuer in der Beſoldungsordnung nicht aufgeführter Beamten⸗ 
klaſſen, erforderlich werden. N 

82* 


/ 


— 192 — 


8 2. 
Dienſtaltersſtufen. 

(1) Das Grundgehalt der planmäßigen Beamten, ſoweit es nicht ein Einzelgehalt 
iſt, ſteigt nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt bis zur Erreichung des 
Höchſtgehalts und wird vom Erſten des Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt 
in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 

(2) Die Grundvergütung der nichtplanmäßigen Beamten ſteigt bis zur Vollendung 
des fünften, bei Militäranwärtern bis zur Vollendung des vierten Anwärterdienſtjahrs 
nach Dienſtaltersſtufen mit einjähriger Aufrückungsfriſt und wird vom Erſten des Kalender⸗ 
monats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt 


9 8. 
Ortszuſchlag. 
(1) Zum Grundgehalt und zur Grundvergütung tritt als weiterer Beſtandteil des 
Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag. 
(2) Der Ortszuſchlag beträgt für planmäßige Beamte in den Orten 


s Durch⸗ 
der Ortsklaſſe A B 0 D E ſchnitt 
bei einem Grundgehalt Mark Mark Mark Mark Mark Mark 
bis 4 900 Mark.. 2000 1600 1400 1200 1000 1440 


über 4900 bis 5 700 Mark... 2500 2000 1700 1450 1200 1770 

über 5 700 bis 7000 Mark... 3000 2400 2000 1700 1400 2100 

über 7 000 bis 8 100 Mark.... 3500 2800 2300 190 1600 2430 

über 8100 bis 10500 Mark.. 4000 3200 2600 2200 1800 2760 

über 10 500 bis 12 500 Mark. 4500 3600 2900 2450 2000 3 090 

über 12 500 Marre 5 000 4000 3 200 2 700 2200 3 420 
jährlich. 

(3) Für die nichtplanmäßigen Beamten beträgt der Ortszuſchlag 80 vom Hundert 
des Ortszuſchlags, den ſie als planmäßige Beamte in der erſten Gehaltsſtufe derjenigen 
Beſoldungsgruppe beziehen würden, in der ſie bei regelmäßigem Verlaufe ihrer Dienſt⸗ 
laufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. Für die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit 
planmäßiger Vergütung bei-den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen und die ihnen gleichgeſtellten 
Hilfskräfte der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtitute beträgt der Orts⸗ 
zuſchlag 80 vom Hundert des Ortszuſchlags, den fie als planmäßige Beamte in der erſten 
Gehaltsſtufe der Beſoldungsgruppe 10 beziehen würden, und ſobald die ihnen gewährte 
Grundvergütung in ihrer Höhe den Grundgehaltsſätzen dieſer Beſoldungsgruppe ent⸗ 
ſpricht, 80 vom Hundert des Ortszuſchlags, den fie als planmäßige Beamte in der von ihnen 
erreichten Vergütungsſtufe beziehen würden. 

(+) Verheiratete weibliche Beamte erhalten den Ortszuſchlag zur Hälfte. 

(5) Beamten, die gleichzeitig auch eine Stelle im Dienſte des Reichs oder eines 
der Länder bekleiden, wird der nach dem höchſten Grundgehalte zu berechnende Ortszuſchlag 
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nur in Höhe eines dem aus der Staatskaſſe gezahlten Grundgehalt entſprechenden Teil⸗ 

getrags gewährt. 
9 4. 

Ortsklaſſen verzeichnis. 

(1) Die Stellung der Orte in den verſchiedenen Ortsklaſſen beſtimmt ſich nach dem 
Ortsklaſſenverzeichniſſe, wie es nach reichsgeſetzlicher Regelung für die Gewährung von 
Ortszuſchlägen an die Reichsbeamten jeweilig maßgebend iſt. 

(2) Welcher Ortsklaſſe ein außerhalb Deutſchlands gelegener, in dieſem Ortsklaſſen⸗ 
verzeichniſſe nicht enthaltener Ort, an dem preußiſche Beamte ihren dienſtlichen Wohnſttz 
haben, zuzuweiſen ift, wird von dem zuſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
miniſter beſtimmt. 

85. 
Ortszuſchlagſatz. 

(4) Für die Höhe des Ortszuſchlags iſt der dienſtliche Wohnſitz maßgebend. 

(2) Bei einer Verſetzung erliſcht der Anſpruch auf den dem bisherigen Wohnſitz ent- 
ſprechenden Satz des Ortszuſchlags mit dem Zeitpunkt, zu dem der Bezug des Grund⸗ 
gehalts oder der Grundvergütung der bisherigen Dienſtſtelle aufhört. { 

(s) Die bei der Verſetzung an den Ort einer niedrigeren Ortsklaſſe eintretende Ver- 
minderung des Ortszuſchlags wird als eine Verkürzung des Dienſteinkommens im Sinne 
des 8.53 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die unfreiwillige Ver- 
ſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 7. Mai 1851 
(Gefefamml. S. 218) und des $ 87 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht- 
richterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) nicht angeſehen. 


8 6. 
Dienſtwohnung. 


(1) Wird dem Beamten eine Dienſtwohnung gewährt, fo werden ihm dafür auf 
den ihm zuſtehenden Ortszuſchlag, falls das Anfangsgrundgehalt ſeiner Beſoldungsgruppe 
7000 Mark nicht überſteigt, 30 vom Hundert, falls es 7 000 Mark, aber nicht 11000 Mark 
überſteigt, 40 vom Hundert, im übrigen 50 vom Hundert des für ihn in feiner Beſoldungs⸗ 
gruppe erreichbaren höchſten Ortszuſchlags einſchließlich Ausgleichszuſchlag ($ 19) an⸗ 
gerechnet. Dabei gilt bei nichtplanmaͤßigen Beamten als Beſoldungsgruppe diejenige, in 
der der Beamte bei regelmäßigem Verlaufe ſeiner Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig an⸗ 
geſtellt wird, bei den im $3 Abſ. 3 Satz 3 genannten Beamten die Beſoldungsgruppe 10. 
Wird der Ortszuſchlag nach $3 Abſ. 3 nur gekürzt gewährt, fo wird auch der für die 
Dienſtwohnung anzurechnende Betrag nach dem gekürzten Ortszuſchlage bemeſſen. 

(2) Erſcheint die Regelung nach Abſ. 1 im Einzelfall unbillig, fo it der anzu⸗ 
rechnende Betrag auf Anſuchen des Beamten durch den zuſtändigen Miniſter in Gemein⸗ 
ſchaft mit dem Finanzminiſter anderweit feſtzuſetzen. Dieſe können die Befugnis zu dieſer 
anderweiten Feſtſetzung derjenigen Provinzialbehörde übertragen, der der Beamte unter⸗ 


ſtellt iſt. 5 
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9 7. 
Sondervergütungen. 


(1) In der Beſoldungsordnung und der Nachweiſung der Dienſtbezüge der nicht⸗ 
planmäßigen Beamten nicht vorgeſehene Vergütungen, insbeſondere Vergütungen für 
über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehende Dienſtleiſtungen, werden dem 
Beamten aus dem Hauptamt nicht gewährt. Außerordentliche Vergütungen im Einzel⸗ 
falle aus den dafür im Staatshaushalte beſonders vorgeſehenen Mitteln ſind hierdurch 
nicht ausgeſchloſſen. 

(2) Wird ein Beamter bei einem Ministerium vorübergehend beſchäftigt, ſo kann 
ihm für die Dauer dieſer Tätigkeit eine Zulage gewährt werden, deren Höhe von dem zu⸗ 
ſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. Das Staats⸗ 
miniſterium beſtimmt, welche anderen Behörden im Sinne dieſer Beſtimmung einem 
Miniſterium gleichzuachten ſind. 

88. 
Nebenbezüge. 


Mit einem Amte verbundene beſondere Nebenbezüge, wie Vorleſungs⸗ und Unter⸗ 
richtshonorare, Gebührenanteile, Gewinnanteile und dergleichen, fließen den Beamten 
als Dienſteinkommen nur ſo weit zu, als es in der Beſoldungsordnung und der Nach⸗ 
weiſung der Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen Beamten ausdrücklich zugelaſſen iſt. 


8 N. 
Sonſtige Vergünſtigungen. 

(1) Staatsſeitig gewährte Nutzung von Wirtſchaftsland, Feuerungs⸗ und Beleuch⸗ 
tungsmittel, Verpflegung, Dienſtkleidung, Jagdnutzung und dergleichen werden dem Be⸗ 
amten mit einem angemeſſenen Betrage auf das Dienſteinkommen angerechnet. Die Höhe 
dieſes Betrags wird von dem zuſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
miniſter feſtgeſetzt. 

(2) Die Gewährung von Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung und ärztlicher Be⸗ 
handlung an Angehörige der Sicherheitspolizei, deren Umfang und die Anrechnung ihres 
Wertes auf das Dienjiefnionmen wird durch den Staatshaushaltsplan geregelt. 


9 10. 
Beſoldungsdienſtalter. 


6) Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßigen Beamten mit aufſteigenden Ge⸗ 
hältern beginnt mit dem Tage der Anſtellung in der jeweiligen planmäßigen Stelle, ſoweit 
in dieſem Geſetze oder in den Ausführungsbeſtimmungen dazu nichts Abweichendes be⸗ 
ſtimmt oder zugelaſſen iſt. Von dieſem Zeitpunkt an ſind die Zeitabſchnitte für das Ver⸗ 
bleiben im Anfangsgrundgehalt und für das Aufſteigen in die höheren Gehaltsſtufen zu 
rechnen. 

(2) Als Tag der planmäßigen Anſtellung gilt der Tag, von dem an das Dienſt⸗ 
einkommen der Stelle bezogen wird. Durch den Staatshaushalt neugeſchaffene Stellen 
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können, auch wenn die Beſetzung ſpäter ausgeſprochen wird, bereits mit Wirkung vom 
Beginne des Rechnungsjahrs verliehen werden, ſofern der zu beleihende Beamte die Ge⸗ 
ſchäfte der neugeſchaffenen oder einer anderen gleichartigen Stelle bereits von dieſem Zeit⸗ 
punkt an verſehen hat. 

(8) Die Anwärterdienſtzeit darf fünf Jahre, bei Militäranwärtern vier Jahre, nicht 
überſteigen. Die Zahl der einzuſtellenden Anwärter iſt alljährlich von dem zuſtändigen 
Miniſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzen. 

d (4) Oen Militäranwärtern wird bei der erſten planmäßigen Anſtellung, wenn ſie 
im Heere oder in der Marine 

a) neun Jahre oder weniger gedient haben, die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit 
bis zu einem Jahre, 

b) über neun Jahre gedient haben, außerdem die Militär⸗ oder Marinedienſtzeit, 
ſoweit ſie und die nachfolgende Zivildienſtzeit neun Jahre überſteigt, mit der 
darüber hinausgehenden Zeit, höchſtens aber mit weiteren vier Jahren auf 
das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 

Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär⸗ und Marinedienſtzei) 
bleibt außer Betracht, ſoweit es ſich nicht um eine tatſächlich geleiſtete Kriegsdienſtzeis 
handelt. N 

Bei Militäranwärtern wird die Anwärterdienſtzeit nach Abſ. 3 neben der nach 
Abſ. a und b anzurechnenden Militärdienſtzeit angerechnet. 

Darüber, nach welchen Grundſätzen beim Übertritte von ehemaligen aktiven Offi⸗ 
zieren des Heeres und der Marine ſowie der Schutztruppen und von Soldaten der Wehr⸗ 
macht in planmäßige Beamtenſtellen das Beſoldungsdienſtalter feſtzuſetzen iſt, beſtimmt 
das Staatsminiſterium das Nähere. 

(s) Oer Beamte erhält beim Aufrücken aus einer Beſoldungsgruppe in eine andere 
in der neuen Beſoldungsgruppe ſtets den gegenüber ſeinem bisherigen Grundgehaltsſatze 
nächſthöheren Satz und behält dieſen die volle für das Weiteraufſteigen in die folgende 
Stufe vorgeſchriebene Zeit. Wäre er jedoch in der früheren Beſoldungsgruppe bereits 
vor Ablauf dieſer Zeit in die nächſthöhere Stufe aufgeſtiegen und damit zu einem Grund⸗ 
gehaltsſatze gelangt, der über den ihm in der neuen Beſoldungsgruppe gewährten hinaus⸗ 
geht oder ihm gleichkommt, ſo ſteigt er auch in der neuen Beſoldungsgruppe zu derſelben 
Seit in die folgende Stufe. Das Beſoldungsdienſtalter darf bei einem Übertritt in die 
nächſthöhere Befoldungsgruppe nicht um mehr als vier Jahre, beim Übertritt aus Gruppe 12 
in Gruppe 13 nicht um mehr als ſechs Jahre verkürzt werden. Werden bei einer Beförderung 
Beſoldungsgruppen überſprungen, fo iſt das Beſoldungsdienſtalter jo feſtzuſetzen, wie 
wenn der Beamte zunächſt in die dazwiſchenliegenden Gruppen eingetreten wäre. 

Tritt ein Beamter in eine niedrigere Beſoldungsgruppe über, ſo wird das neue 
Beſoldungsdienſtalter von dem zuſtändigen Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz⸗ 
minifter feſtgeſetzt. Dieſe Miniſter können die Feſtſetzung derjenigen Provinzialbehörde 
übertragen, der der Beamte unterſtellt iſt. 

(6) Iſt ein Beamter aus einer planmäßigen Stelle des Staatsdienſtes freiwillig 
ausgeſchieden oder iſt fein früheres Beamtenverhältnis durch Dienftentlaffung gelöſt worden, 


— 1906 


fo wird im Falle ſeiner Wiederanſtellung bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters 
und des Dienſteinkommens der neuen Stelle auf das frühere Beſoldungsdienſtalter und 
das frühere Dienſteinkommen des Beamten keine Rückſicht genommen. Beamte, die ihre 
Stelle freiwillig aufgeben, ſind hierauf ausdrücklich hinzuweiſen. Soll von dieſer Regelung 
in einzelnen Fällen abgewichen werden, ſo entſcheidet darüber der zuſtändige Miniſter in 
Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

(7) Wieweit fonft in einzelnen Fällen die Dienſtzeit in einem anderen Zweige des 
Staatsdienſtes, die Zeit im Dienſte des Reichs oder eines der Länder oder die Zeit pral- 
tiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsbeamtenverhältniſſes zur Vermeidung von 
Härten auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird von dem zuſtändigen 
Miniſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter beſtimmt. Die hierbei anzurechnende 
Zeit praktiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsbeamtenverhältniſſes darf die Hälfte 
der Geſamtaufrückungszeit der Beſoldungsgruppe nicht überſteigen, in der der Beamte 
planmäßig angeſtellt wird. Über vorſtehende Beſtimmungen hinaus können die genannten 
Miniſter in beſonders gearteten Ausnahmefällen zur Vermeidung offenbarer Härten eine 
Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters zulaſſen. 

(8) Bei der Anſtellung in dem Amte eines Richters oder Staatsanwalts ſteht die 
Dienſtzeit, die im Richter⸗ oder Staatsanwaltsdienſte bei einem für preußiſche Gebietsteile 
und für Gebiete anderer Länder gebildeten gemeinſchaftlichen Gericht oder bei der Staats⸗ 
anwaltſchaft eines ſolchen zurückgelegt iſt, einer in der entſprechenden Stellung bei einer 
preußiſchen Juſtizbehörde zurückgelegten Dienſtzeit gleich. 

(9) Der Beamte iſt von der Feſtſetzung feines Beſoldungsdienſtalters ſchriftlich zu 
benachrichtigen. | 

(10) Die Entſcheidung der Verwaltungsbehörden über die Feſtſetzung des Be⸗ 
ſoldungsdienſtalters iſt für die Beurteilung der vor den Gerichten geltend gemachten ver⸗ 
mögensrechtlichen Dienſteinkommensanſprüche maßgebend. 


9 11. 
Anſpruch auf Aufrücken im Grundgehalte. 
Auf das Aufrücken im Grundgehalte nach § 2 haben die planmäßigen Beamten 
einen Rechtsanſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren 
oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunter⸗ 


ſuchung ſchwebt. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, ſo findet eine Nachzahlung 
des zurückbehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt. | 


$ 12. 
Verſagung des . in der Grundvergütung. 


(1) Das Aufrücken in der Grundvergütung nach § 2 kann verſagt werden, wenn 
gegen das dienſtliche oder außerdienſtliche Seele des Stellenanwärters eine erhebliche 
Ausſtellung vorliegt. 


ze 


(2) Vor der Verfügung ift dem Beamten Gelegenheit zu geben, ſich über die Gründe 
der beabſichtigten Maßregel zu äußern. Wird die Verſagung verfügt, ſo ſind dem Beamten 
die Gründe hierfür ſchriftlich zu eröffnen. 

(3) Gegen die Verfügung ſteht dem Beamten, ſofern ſie nicht von der oberſten Ver⸗ 
waltungsbehörde erlaſſen iſt, die Beſchwerde an dieſe zu. 

(4 Nach Behebung der Anſtände iſt der vorläufig verſagte Grundvergütungsſatz zu 
gewähren, und zwar vom erſten Tage des Kalendermonats ab, in dem die Bewilligungs- 
verfügung ergeht. Nur aus beſonderen Gründen iſt die Gewährung von einem früheren 
Zeitpunkt ab zuläſſig. Eine Nachgewährung für rückliegende Rechnungsjahre bedarf der 
Genehmigung der oberſten Verwaltungsbehörde. 

(5) Die einſtweilige Verſagung des Aufrückens hat für ſich allein nicht die Wirkung, 
daß dadurch der Zeitpunkt für das Aufſteigen in die nächſtfolgende Vergütungsſtufe hin⸗ 
ausgeſchoben wird. 

. II. Kinderbeihilfen. 
8 1 
Betrag und Vorausſetzungen der Kinderbeihilfe. 


(1) Neben dem Dienſteinkommen erhalten die Beamten für jedes unterhalts- 
berechtigte Kind eine Kinderbeihilfe in der Weiſe, daß für jedes dieſer Kinder bis zum voll⸗ 
endeten ſechſten Lebensjahre monatlich 40 Mark, bis zum vollendeten vierzehnten Lebens⸗ 
jahre monatlich 50 Mark und bis zum vollendeten einundzwanzigſten Lebensjahre monatlich 
60 Mark gezahlt werden. s 
a Die Kinderbeihilfe wird jedoch für Kinder vom vierzehnten bis zum einund⸗ 
zwanzigſten Lebensjahre nur gezahlt, wenn ſie kein reichsſteuerpflichtiges Einkommen 
haben. Überſteigt das eigene Einkommen des Kindes den reichsſteuerfreien Einkommens⸗ 
teil um weniger als den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich des Ausgleichszuſchlags 
(8 19), fo wird die Kinderbeihilfe gewährt, jedoch gekürzt um den Betrag, um den das 
eigene Einkommen des Kindes den reichsſteuerfreien Einkommensteil überſteigt. 

(2) Unterhaltsberechtigt im Sinne des Abſ. 1 find: 

a) eheliche Kinder; a 

b) für ehelich erklärte Kinder; 

e) an Kindes Statt angenommene Kinder 

d) uneheliche Kinder, wenn der Unterhalt von dem Beamten als Erzeuger ge⸗ 
währt wird, vorausgeſetzt, daß ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt, oder wenn der 
Unterhalt von der Beamtin als Mutter gewährt wird. Die Kinderbeihilfe darf 
den Betrag der von dem Beamten als Erzeuger gezahlten Unterhaltsrente nicht 
überſteigen. Für ein und dasſelbe Kind kann die Beihilfe nur einmal gewährt 
werden. i 

(2) Verheirateten weiblichen Beamten wird die Kinderbeihilfe für gemeinſame 
Kinder nur gewährt, wenn der Ehemann bei Berückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflich- 
tungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des ſtandesmäßigen Unterhalts der Familie dieſe 
zu unterhalten. 5 
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(4) Bei den im $ 3 Abſ. 5 genannten Beamten wird die Kin derbeihilfe in demſelben 
Verhältnis gekürzt wie der Ortszuſchlag. 

(5) Die Kinderbeihilfe fällt weg mit dem Wegfall des Dienſteinkommens, im übrigen 
mit dem Ablauf des Kalendervierteljahrs, in dem die ſonſtigen Vorausſetzungen für ihre 
Gewährung wegfallen, insbeſondere das Kind das vierzehnte oder einundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet, ſtirbt oder eine Ehe eingeht, oder in dem das Kind nach vollendetem 
vierzehnten Lebensjahr ein eigenes reichsſteuerpflichtiges Einkommen bezieht, das den 
reichsſteuerfreien Einkommensteil um mindeſtens den Betrag der Kinderbeihilfe einſchließlich 
Ausgleichszuſchlag überſteigt. a 


III. Wartegeld, Ruhegehalt, Hinterbliebenenbezüge. 


$ 14. 
Anderungen der Verordnung vom 26. Februar 1919. 

Die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) wird wie folgt 
geändert: 

1. 81 Abſ. 2 Satz 2 fällt weg. 

2. § 3 Abſ. 2 Satz erhält folgende Faſſung: 

„Das Wartegeld dieſer Beamten beträgt, fofern nicht die Vorausſetzungen 
des $1 vorliegen, ſtets drei Viertel des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens 
und höchſtens 18 000 Mark.“ 

3. § 6 Abſ. 2 Satz 1 hat wie folgt zu lauten: 

„Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienfteinkommens 
find der Wohnungsgeldzuſchuß oder der Ortszuſchlag ſowie eine etwa ge 
währte freie Dienſtwohnung oder Mietentſchädigung unberückſichtigt zu laſſen.“ 

4. 87 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

„Während der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten ſie den vollen Betrag 
Ihres ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens.“ 

5. § 13 Abſ. 1 Satz 2 wird aufgehoben. Soweit die bisherige Beſtimmung jeboch 
für die nach dem 1. April 1920 auf Grund des § 13 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Beamten bei Berückſichtigung des von ihnen vor jenem Tage bezogenen 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens günſtiger ſein würde, verbleibt es bei 
der bisherigen Beſtimmung. 

6. § 14 wird wie folgt geändert: 

„Dieſes Geſetz findet auch auf die Beamten der Landjägerei Anwendung. 

Es findet, abgeſehen von § 13, keine Anwendung auf diejenigen Beamten, 
die unter das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und die um, 
freiwillige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 
vom 7. Mai 1851 (Gefebfamml. S. 218) fallen.“ 


D 
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8 15. 
Anderungen der Verordnung vom 10. März 1919. 


Die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen 
vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 45) wird für die im 3 1 dieſes Geſetzes genannten 
Hofbeamten wie folgt geändert: f 

1. 6 4 und 5 8 Abſ. 2 Satz 2 fallen weg. 
2. 9 12 Abſ. 2 Satz 1 hat wie folgt zu lauten: 

„Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommens 
ſind der Wohnungsgeldzuſchuß oder der Ortszuſchlag ſowie eine etwa ge- 
währte freie Dienſtwohnung oder Mietentſchädigung unberückſichtigt zu laſſen.“ 

8. 5 13 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

„Während der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten ſie den vollen Betrag 

ihres ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens.“ 

4. 815 Ziffer 1 erhält folgende Faſſung: 
„wenn der Hofbeamte mit einem dem früher von ihm bezogenen Dienſtein⸗ 
kommen mindeſtens gleichen Dienſteinkommen ($ 12 Abſ. 2) in einem Amte 
wieder angeſtellt wird, zu deſſen Übernahme er nach 9 12 oder $ 14 verpflichtet 
iſt, oder wenn der Hofbeamte mit einem dem früher von ihm bezogenen Dienſt⸗ 
einkommen zuzüglich des Durchſchnittsſatzes des Wohnungsgeldzuſchuſſes ſeiner 
bisherigen Rangklaſſe gleichen Einkommen im Dienſte des vormaligen König⸗ 
lichen Hauſes oder eines ſeiner Mitglieder beſchäftigt wird.“ 

5. § 16 erhält folgende Faſſung: 

„Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und ſolange 
der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte infolge einer Wieder⸗ 
anftellung im Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne des § 27 Abſ. 2 des Zivil⸗ 
ruhegehaltsgeſetzes ein Dienſteinkommen oder im Dienſte des vormaligen König⸗ 
lichen Hauſes oder eines ſeiner Mitglieder ein Einkommen bezieht, inſoweit als 
der Betrag dieſes neuen Einkommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes 
den Betrag des von dem Beamten vor der einſtweiligen Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens überſteigt. Hinſichtlich der Berechnung 
des früheren und des neuen Einkommens findet § 27 Abſ. 3 des Zivilruhe⸗ 
gehaltsgeſetzes entſprechende Anwendung.“ 

6. 817 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: ö 

„Wird der Hofbeamte im Reichs⸗ oder Staatsdienſte gegen Tagegelder 
oder eine anderweite Entſchäbigung vorübergehend beſchäftigt, ohne zur Über- 

nahme dieſer Beſchaͤftigung verpflichtet zu fein, fo wird das Wartegeld für die 

erſten ſechs Monate unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat ab nur zu dem 

ſich aus 816 ergebenden Betrage gewährt. Wird der Hofbeamte im Dienſte 

des vormaligen Königlichen Hauſes oder eines ſeiner Mitglieder gegen Tage⸗ 

gelder oder eine anderweite Entſchädigung vorübergehend beſchäftigt, ſo tritt 

die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung des Wartegeldes mit dem 
83* 
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Beginne desjenigen Monats ein, der auf das eine ſolche Veränderung nach 
ſich ziehende Ereignis folgt.“ 
9 16, 8 
Anderungen des Zivilruhegehaltsgeſetzes. 
Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten, vom a 
27. März 1872/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 268 und S. 95), wird wie folgt geändert: 
1. 84 erhält folgende Faſſung: 
„Dieſes Geſetz findet auch auf die Beamten der Landjägerei An⸗ 
wendung.“ ; 
2. § 6 Abſ. 1 wird wie folgt geändert: 
„Auf die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen iſt dies Geſetz nicht 
anwendbar.“ 
3. An Stelle der §§ 10 und 12 treten für die zu einem ſpäteren Zeitpunkt als 
dem 1. April 1920 in den Ruheſtand verſetzten Beamten folgende Vorſchriften. 

(1) Der Berechnung des Ruhegehalts wird das auf Grund der §8 1 bis 5 
des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes zuletzt bezogene Dienſteinkommen zu⸗ 
grunde gelegt. Dabei wird der Ortszuſchlag mit dem im § 3 Abſ. 2 des be⸗ 
zeichneten Geſetzes vermerkten — auch bei den nichtplanmäßigen Beamten 
ſowie den im § 3 Abſ. 3 Satz 2 genannten Beamten nicht gekürzten — Durch⸗ 
ſchnittsſatz angerechnet. Dieſer Satz gilt als ruhegehaltsfähiger Durchſchnitts⸗ 
ſatz auch für diejenigen Beamten, denen eine Dienſtwohnung gewährt war. 
Bei den im § 3 Abſ. 5 genannten Beamten wird der Ortszuſchlagdurchſchnit 
in demſelben Verhältnis gekürzt wie der Ortszuſchlag. Anrechnungsbeträge 
auf Grund des § 8 des bezeichneten Geſetzes werden dem tatfächlich bezogenen 
Dienſteinkommen hinzugerechnet. 

(2) Ruhegehaltsfähig ſind ferner die in der Beſoldungsordnung oder im 
Staatshaushaltsplan ausdrücklich als ruhegehaltsfähig bezeichneten Beträge 
und Nebenbezüge ſowie die mit Nebenämtern oder Nebengeſchäften verbundenen 
Vergütungen, wenn eine planmäßige Stelle als Nebenamt bleibend verliehen 
war. Andere Beträge und Nebenbezüge, insbeſondere auch Dienſtaufwands⸗ 
entſchädigungen, die Kinderbeihilfen und der Ausgleichszuſchlag (§ 19 des Be⸗ 
amten⸗Dienſteinkommensgeſetzes) ſind nicht ruhegehaltsfähig. 

(8) Dienſtbezüge, die ihrer Natur nach ſteigend und fallend find, werden 
nach dem feſtgeſetzten, und in Ermangelung einer beſonderen Feſtſetzung nach 
dem Durchſchnitt der letzten drei Rechnungsjahre vor der Zurruheſetzung an⸗ 
gerechnet. 

5 § 17. 
Anderung des Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes. 


88 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298 
und S. 99) wird wie folgt geändert: 


= 
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1. 8 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Das Witwengeld ſoll jedoch, vorbehaltlich der im § 10 verordneten Be⸗ 
ſchränkung, mindeſtens neunhundert Mark und höchſtens neuntauſend Mark 
betragen.“ 


2. Hinter § 22 werden folgende Paragraphen eingeſchaltet: 


$ 22a. 

(1) Dieſes Geſetz findet Anwendung auch auf die Hinterbliebenen der 
am 1. April 1920 oder ſpäter verſtorbenen planmäßigen Profeſſoren an den 
wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 

(2) Für die Berechnung des Witwen- und Waiſengeldes und die im 9 10 
Abſ. 1 genannte Höchſtgrenze gilt als Ruhegehalt des Verſtorbenen derjenige 
Betrag, den der Verſtorbene als Ruhegehalt erdient hätte, wenn er am Todes⸗ 
tage oder, falls er vorher von ſeinen amtlichen Verpflichtungen entbunden 
wäre, am Tage der Entbindung von den amtlichen Verpflichtungen nach Maß: 
gabe des Zivilruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872/27. Mai 1907 
(Geſetzſamml. S. 268 und S. 95) in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

(3) Die den Profeſſoren an Unterrichtshonorar und ſonſtigen aus ihrem 
akademiſchen Lehramt herrührenden Nebenbezügen nach der jeweils geltenden 
Beſoldungsordnung gemährleiftete jährliche Mindeſteinnahme wird dem Dienſt⸗ 
einkommen im Sinne des $ 10 des Zivilruhegehaltsgeſetzes hinzugerechnet. 

(4) Die für die Berechnung des Ruhegehalts maßgebende Dienſtzeit wird 
vom Tage der Habilitation an gerechnet, ſofern nicht nach den Beſtimmungen 
der 88 13ff. des Zivilruhegehaltsgeſetzes eine für den Verſtorbenen günſtigere 
Berechnung Platz greift. 

$ 22b. 

Die bei den Univerfitäten beſtehenden Profeſſoren-Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
verſorgungsanſtalten werden aufgehoben. Ihre Verpflichtungen werden auf 
die Staatskaſſe übernommen. Ihr Vermögen fällt an den Staat. 


$ 18. 
Kinderbeihilfen an Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebene. 


(4) Die im $ 13 vorgefehene Kinderbeihilfe wird unter den dort genannten Voraus- 
ſetzungen neben dem Wartegelde, dem Ruhegehalte und den Hinterbliebenenbezügen auch 
den zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 1920 einſtweilen oder dauernd in den 
Ruheſtand verſetzten Beamten ſowie den Witwen und Waiſen der am 1. April 1920 oder 
ſpäter im Amte verſtorbenen Beamten und der nach jenem Zeitpunkt einſtweilen oder dauernd 
in den Ruheſtand verſetzten Beamten für jedes Kind, ſoweit es waiſengeldberechtigt iſt oder 
war, gewährt. Bei den im § 3 Abſ. 5 genannten Beamten wird die Kinderbeihilfe in dem⸗ 
ſelben Verhältnis gekürzt wie der Ortszuſchlag. 
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(2) Verheirateten Wartegeld- und Ruhegehaltsempfängerinnen wird die Kinder⸗ 
beihilfe für gemeinſame Kinder nur gewährt, wenn der Ehemann bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten. 

(3) Die Kinderbeihilfe fällt weg mit dem Wegfall der im Abſ. 1 bezeichneten Ver⸗ 
ſorgungsbezüge, im übrigen nach Maßgabe des § 13 Abſ. 5. 


IV. Ausgleichszufchlag. 
§ 19. f 8 
Ausgleichszuſchlag. 

(1) Zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage wird 
zu den nach dg 1 bis 5 zu gewährenden Bezügen ſowie zu den Kinderbeihilfen (88 13 und 18) 
ein veränderlicher Ausgleichszuſchlag gewährt. Die Art und Höhe des Satzes wird durch 
den Staatshaushaltsplan beſtimmt. 

(2) Su den auf Grund der im Abſ. 1 genannten Bezüge errechneten Wartegeld-, 
Ruhegehalts⸗ und Witwenbezügen wird ein Zuſchlag in Höhe der Hälfte desjenigen Be⸗ 
trags gewährt, den der Beamte zu dem zuletzt bezogenen Dienſteinkommen als Ausgleichs. 
zuſchlag erhalten hat. Beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe kann auf Antrag über die 
Hälfte hinaus bis zur vollen Höhe des Betrags hinausgegangen werden. Andern ſich 
ſpäter Art und Höhe des Ausgleichszuſchlagsſatzes für die aktiven Beamten, ſo iſt auch 
der vorſtehend genannte Zuſchlag für die Warkegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und 
Witwen entſprechend neu zu berechnen. 

(3) Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und Witwen, die im Reichs», 
Staats⸗ oder Gemeindedienſte oder im Dienſte eines der Länder Teuerungs⸗ oder Aus⸗ 
gleichszuſchläge der aktiven Beamten, Lohnangeſtellten oder Lohnempfänger beziehen, 
werden nur ſo weit berückſichtigt, als dieſe Bezüge hinter dem ihnen nach Abſ. 2 zu ge⸗ 
währenden Zuſchlag zurückbleiben. 


V. Abergangsvorſchriſten. 


$ 20, 
Einreihung in die neuen Gehalts. und Vergütungsſtufen. 


(1) Die am 1. April 1920 im Dienſte befindlichen planmäßigen Beamten mit auf⸗ 
ſteigenden Gehältern werden in die Beſoldungsgruppen der Beſoldungsordnung mit der⸗ 
jenigen Gehaltsſtufe eingereiht, die ihrem bisherigen Beſoldungsdienſtalter in der Stelle 
entſpricht, die fie am 1. April 1920 bekleiden. Dabei wird für diejenigen Beamten, die bis⸗ 
her ein Einzelgehalt bezogen haben, und für die durch dieſes Geſetz Dienſtaltersſtufen ein⸗ 
geführt werden, das Beſoldungsdienſtalter auf den Tag des Einrückens in ihre Stelle feſt⸗ 
geſetzt. Für Beamte, die zum 1. April 1920 in eine Stelle befördert werden, die in einer 
höheren Beſoldungsgruppe als die bisher von dem Beamten bekleidete Stelle vorgeſehen 
iſt, wird das Beſoldungsdienſtalter unter Berückſichtigung von § 10 Abſ. 5 ſo feſtgeſetzt, 
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als wenn fie erſt im Laufe des 1. April 1920 in die neue Stelle eingerückt wären. Das 
gleiche gilt für diejenigen Beamten, welche ſich am 1. April 1920 in Stellen befinden oder 
in Stellen eingereiht werden, die in der Beſoldungsordnung als gehobene Stellen be⸗ 
zeichnet ſind. = 

(2) Allen planmäßigen Beamten, auch wenn fie ſich nicht mehr in ihrer erſten plan⸗ 
mäßigen Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſtalter ſo weit vorgerückt, wie es vor⸗ 
gerückt wäre, wenn $ 10 Abſ. 3 ſchon zur Zeit ihrer erſten planmäßigen Anſtellung ge⸗ 
golten hätte. Den Beamten aus der Klaſſe der ehemaligen Militäranwärter, auch wenn 
fie ſich nicht mehr in ihrer erſten planmäßigen Stelle befinden, wird das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter ſo weit vorgerückt, wie es vorgerückt wäre, wenn der § 10 Abf. 4 ſchon zur Zeit ihrer 
erſten planmäßigen Anſtellung oder ihrer Überführung in eine höhere Gehaltsklaſſe ge- 
golten hätte. = 
(e) Sollte ſich für einzelne vor dem 1. April 1920 beförderte oder aus dienſtlichen 
Rückſichten verſetzte Beamte ergeben, daß am 1. April 1920 nach den neuen Grundgehalts- 
ſätzen ihr Grundgehalt in der jetzigen Stelle hinter dem Satze zurückbleibt, den fie erhalten 
haben würden, wenn ſie in der zuletzt von ihnen bekleideten Stelle verblieben und erſt zum 
1. April 1920 befördert worden wären, oder daß fie in der früheren Stelle bei dem nächſten 
Aufſteigen nach dem 1. April 1920 früher einen höheren oder gleichen Grundgehaltsſatz 
erreicht hätten, als es in der neuen Stelle der Fall fein würde, fo iſt das Beſoldungsdienſt⸗ 
alter ſo feſtzuſetzen, als wenn ſie erſt im Laufe des 1. April 1920 in die neue Stelle ein- 
gerückt wären. 

(4) Beamte, die infolge der Ambildung der Staatsbehörden oder infolge Abtretung 
von Gebieten oder Staatswerken aus dienſtlichen Rückſichten in Stellen einer Beſoldungs⸗ 
gruppe mit geringeren Grundgehaltsſätzen verwendet werden, erhalten während der Dauer 
dieſer Verwendung das Grundgehalt, das ſie in ihrer früheren Stelle nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes bezogen hätten. 

(6) Die am 1. April 1920 im Dienfte befindlichen außerplanmäßigen Beamten und 
die im § 3 Abſ. 3 Satz 2 genannten Beamten werden in die Gruppen der Nachweiſung 
— Anlage 2 — mit derjenigen Vergütungsſtufe eingereiht, die ihrem Anwärterdienſtalter 
in der Stelle entſpricht, die ſie am 1. April 1920 bekleiden. 

(e) Über vorſtehende Beſtimmungen hinaus kann der zuſtändige Miniſter in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Finanzminiſter in beſonders gearteten Ausnahmefällen zur Ver⸗ 
meidung offenbarer Härten eine Vorrückung des Beſoldungsdienſtalters zulaſſen. 


9 21. 


Anderung des Geſetzes, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und 
des Gnadenvierteljahrs, vom 7. März 1908. 


91 des Geſetzes, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Gnaden⸗ 
viertelſahrs, vom 7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 335) erhält folgende Faſſung: 

„Die unmittelbaren Staatsbeamten, die eine planmäßige Stelle bekleiden, 

erhalten ihre Dienſtbezüge, ſoweit ſie ihnen in feſten Barbezügen zuſtehen, aus 
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der Staatskaſſe monatlich, bei Überweiſung auf ein Konto vierteljährlich im 
voraus. 

Die nichtplanmäßigen Beamten (Stellenanwärter) erhalten ihre Dienſt⸗ 
bezüge monatlich im voraus.“ 


VI. Schlußvorſchriſten. 
9 22. 
Anderung des Staatshaushaltsgeſetzes. 


Das Geſetz, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird wie folgt geändert: 
1. 823 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: — 
„Erſparniſſe, die bei den Mitteln zu Beſoldungen und zu ſonſtigen Dienft- 
einkünften der planmäßigen oder außerplanmäßigen Beamten entſtehen, dürfen 
zu außerordentlichen Vergütungen nicht verwendet werden.“ 
2. § 23 Abſ. 3 bis 5 werden aufgehoben. 


i 9 23. 
Möglichkeit der geſetzlichen Anderung der Bezüge. 
Anderungen der durch dieſes Geſetz geregelten Dienſteinkommensbezüge und Kinder⸗ 
beihilfen ſowie der auf Grund dieſer Dienſteinkommensbezüge feſtgeſetzten Wartegelder, 
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge können durch Geſetz erfolgen. 


a 9 24. 
Dienſtverhältniſſe der bisherigen Gerichtsſchreibergehilfen. 

(1) Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, die Dienſtverhältniſſe der an die Stelle 
der bisherigen Gerichtsſchreibergehilfen tretenden Juſtizſekretäre und Regiſtratoren vor⸗ 
läufig zu regeln. 2 

E) Die auf Grund dieſer Ermächtigung jeweilig erlaſſenen Beſtimmungen find 
der Landesverſammlung alsbald zur Genehmigung vorzulegen. 


8725. 
Beſoldungsplan. 

Die Zahlung der ſich aus dieſem Geſetz ergebenden Bezüge erfolgt an die in der 
Beſoldungsordnung aufgeführten planmäßigen Beamten für das Rechnungsjahr 1920 
nach Maßgabe eines vom Finanzminiſter im Einvernehmen mit den zuſtändigen Miniſtern 
aufgeſtellten Beſoldungsplans, aus dem ſich nach Beſoldungsgruppen geordnet Art und 
Zahl der Stellen der auf jede Beſoldungsgruppe in den einzelnen Verwaltungszweigen 
entfallenden Beamten ergibt. Dabei find die über den Stellenbedarf des Rechnungsjahrs 
1920 hinaus zur planmäßigen Anſtellung gelangenden Stellenanwärter als künftig weg⸗ 
fallend zu kennzeichnen. Dieſer Beſoldungsplan iſt der Landesverſammlung mit tunlichſter 
Beſchleunigung zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 
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$ 26. 
Ausführungsbeſtimmungen. a 
i Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt, insbeſondere 
auch ermächtigt, die zur Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften über die Feſſſezung de des 
Beſoldungsdienſtalters erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen zu erlaſſen. 


8 27. 
Aufgehobene Geſetzesbeſtimmungen. 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. Mit demſelben Zeit⸗ 
punkt treten außer Kraft: 5 

a) 5 2 des Geſetzes, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommens⸗ 
verbeſſerungen, vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 85); 

b) das Geſetz zur Abänderung der Beſoldungsordnung vom 29. Juni 1914 
(Gefebfamml. S. 121) 

o) das Richterbeſoldungsgeſetz vom 29. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 111); 

d) das Geſetz, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die 
unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſamml. S. 209) 

e) das Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Woh⸗ 
nungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 
(Geſetzſamml. S. 209), vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 91); 

t) die 88 8 und 59 des Ausführungsgeſetzes zum deutſchen Gerichtsverfaffungs- 
geſetz vom 24. April 1878 (Geſetzſamml. S. 230); 

g) 84 Satz 2 der Verordnung, betreffend die Rechtsſtellung der Landgendarmerie, 
vom 10. März 1919 (Gefekfamml. S. 37). 


§ 28. 
(6) § 10 Abſ. 3 Satz 1 dieſes Geſetzes tritt mit dem 1. April 1925 in Kraft 
(2) Bis dahin erhalten die Zivilanwärter vom Beginne des ſechſten, die Militär, 
anwärter vom Beginne des fünften Anwärterdienſtjahres an eine Grundvergütung in 
Höhe der Grundgehaltsſätze derjenigen Beſoldungsgruppe, in der ſie beim regelmäßigen 
Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden, und vom gleichen Zeit, 
punkt an den Ortszuſchlag in voller Höhe. 


au den 7. Mai 1920. 


Die Preuſiſhe Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage 1 


Beſoldungsordnung 
für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 


Vorbemerkungen. 


1. Die mit einem Stern (*) bezeichneten Stellen find gehobene Stellen (vgl. 8 20 
Abſ. 1 Satz 4 des Geſetzes). 


2. Wegen der mit einem Kreuz () bezeichneten Stellen für weibliche Beamte ſiehe 
Schlußbemerkungen Ziffer 1. 


5 Abſchnitt 1. | 
1. Auffteigende Gehälter. 
A. Gehälter mit feſten Grundgehaltsfägen. 
| Gruppe 1. 
4000 — 4 300 — 4 600 — 4 900 — 5 200 — 5 500 — 5 700 — 5 900 — 6 000 / jährlich. 


Domänenverwaltung. 


— 


Stackmeiſter. 


Forſt verwaltung. 
Ablagewärter. x 


: Berg-, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Grubenwächter auf kleinen Werken. 8 


8 Bauverwaltung. 
Stackmeiſter, Buſchwärter, Schleuſenwärter (bisher Schleuſenmeiſtergehilfe). 


Verwaltung des Innern. 
Hilfswachtmeiſter der Sicherheitspolizei. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
7) Hauswärterinnen bei den Staatstheatern. 


Gruppe 2. 
4300 — 4700 — 5 000 — 5 300 — 5 600 — 5 800 — 6 000 — 6 200 — 6 400 M jährlich. 
N (Vgl. dazu die Schlußbemerkungen, Ziffer 3.) 


Domänen verwaltung. 
Rohrleitungsaufſeher, Gartenvogt, Wieſen⸗, Weide⸗, Parkaufſeher, Rehnenmeiſter, Kanal⸗ 
und Schleuſenaufſeher (bisher Kanal- und Schleuſenwärter), Spreewehrwärter und Do⸗ 
mänenrentwarte (bisher Domänenrentamtsdiener). 
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; Forſt verwaltung. 
Wieſenwärter. 
Lotterieverwaltung. z 
Amts⸗ und Kaſſengehilfen (bisher Kanzlei⸗ un Kaſſendiener und andere Unterbeamte). 


Münz verwaltung. 

Pförtner. 

Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 

Amtsgehilfen (bisher Amtsdiener, Kanzleidiener, Boten und andere Unterbeamte) bei den 
Werken, Oberbergämtern, Bergwerksdirektionen, Bernſteinwerken, der Bergakademie in 
Clausthal und der Geologiſchen Landesanſtalt, Grubenwächter, Hausmeiſter (bisher 
Schuldiener) bei der Bergſchule in Saarbrücken, Badekartenverkäuferinnen. 


Archivverwaltung. 
Amtsgehilfen (bisher Archivdiener) bei den Staatsarchiven in den Provinzen. 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
Amtsgehilfen (bisher Kanzleidiener). 


Anſiedlungskommiſſion. 
Amtsgehilfen (bisher Boten). 
Finanzminiſterium. 
Amts⸗ und Kaſſengehilfen (bisher Boten und Kaſſendiener) bei den Oberpräſidien, Regie⸗ 
rungen und Rentenbanken. 
Bauverwaltung. 
Bahnwärter, Brückenaufſeher, Rangierer, Rottenführer, Weichenwärter (bisher Weichen⸗ 
ſteller) der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 
Leuchtfeuerwärter, Schiffbrückenaufſeher (bisher Schiffbrückenwärter), Brückenaufſeher, 
Schleuſenmeiſter, Schloßaufſeher, Signalwärter, Steuermänner. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


Amtsgehilfen (bisher Boten und Unterbeamte) bei Hafenpolizeibehörden, beim Landes⸗ 
gewerbeamt und beim Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe, ene det (bisher 
Kaſſendiener) bei der Porzellanmanufaktur, Eichwarte (bisher Unterbeamte) bei den Eich⸗ 
ämtern und Hausmeiſter (bisher Schuldiener) und Pedelle bei den gewerblichen Fach⸗ 
ſchulen. 

Juſtizverwaltung. 

Juſtizwachtmeiſter (früher Gerichtsdiener) und Heizer, Strafanſtaltswachtmeiſterinnen (bis⸗ 

her Gefangenaufſeherinnen oder Strafanſtaltsaufſeherinnen). 


Verwaltung des Innern. 

Amts⸗ und Kaſſengehilfen (bisher Boten, Kaſſen⸗ und Kanzleidiener), Polizeiamtsgehilfen 
(bisher Polizeidiener), Leichendiener, Kreisamtsgehilfen (bisher Kreisboten und Ober⸗ 
amtsdiener), Hausmeiſter (bisher Pförtner) bei den Landjägerſchulen, Polizeigefängnis⸗ 
aufſeherinnen, Gefangenwärterinnen. 

Unterwachtmeiſter der Sicherheitspolizei. 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung. i 
Amtsgehilfen (bisher Boten, Diener) und Pförtner bei den Landeskulturämtern und dem 
Oberlandeskulturamt, Inſtitutsgehilfen (bisher Diener, Unterbeamte) und Pförtner bei 
den Landwirtſchaftlichen und Tierärztlichen Hochſchulen und den landwirtſchaftlichen Lehr⸗ 
anſtalten, Pförtner (bisher Diener) der Fiſchereiverwaltung. 


Geſtütverwaltung. 

Geſtütwärter. 

Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 

Amts⸗, Akademie⸗, Atelier⸗, Bibliothek⸗, Büro⸗, Inſtituts⸗ und Schulgehilfen, Aufſeher, 
Hausmeiſter, Hausmeiſterinnen, Hauswarte und Pförtner, Heizer, Muſeumsaufſeher, 
Pedelle (bisher teilweiſe Akademie, Atelier, Bibliothek-, Büro⸗, Haus⸗, Inſtituts⸗, 
Kanzlei⸗, Kaſſen⸗, Laboratoriums⸗, Rentamts⸗, Rentei⸗, Saal⸗, Sammlungs⸗ und Schul⸗ 
diener, Kuratorialboten, Pförtner, Hauswarte, Sammlungsaufſeher, Zeugwarte II. Klaſſe, 
Wächter) im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 

Hausmeiſter und Hausmeiſterinnen bei den höheren Lehranſtalten für die männliche und 
weibliche Jugend, bei den Seminaren, bei der Taubſtummenanſtalt in Neukölln, bei der 
Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau, Hausmeiſter (bisher Kaſtellan) der Landesturn⸗ 
anſtalt in Spandau, Hausmeiſter (bisher Hauswart) bei der Auskunftsſtelle für Schul⸗ 
weſen, Heizer bei der Akademie der Künſte in Berlin. i 

Saalaufſeher (bisher Saaldiener), Sammlungs⸗ und Muſeumsaufſeher (teilweiſe bisher 
Sammlungsdiener). ‚ 

Laboratoriumsgehilfen (bisher Laboratoriumsdiener). 

Muſeumsaufſeher (bisher Zeugwarte II. Klaſſe) beim Zeughaus in Berlin. 


Minifterium für Volkswohlfahrt, 


Pförtner, Laboratoriumsgehilfen (bisher Laboratoriumsdiener) bei den hygieniſchen In⸗ 
ſtituten in Saarbrücken, Beuthen und dem Erſatzinſtitut für Poſen ſowie den Medizinal⸗ 
unterſuchungsämtern. 

Aufſeherinnen bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 


Gruppe 3. 
4600 — 5 000 — 5 400 — 5 700 — 6 000 — 6 300 — 6 500 — 6 700 — 6 900 % jährlich. 
Domänen verwaltung. 

Unterverwalter, Gärtner (bisher Obergartengehilfe und Gartengehilfen), Wieſenmeiſter, 
Weideverwalter, Brunnenmeiſter, Bademeiſter, Parkwärter (bisher Parkgärtner) und 
Hausmeiſter (bisher Kaſtellan). 

f Forſt verwaltung. 

Unterförſter (bisher vollbeſchäftigte Waldwärter), Hausmeiſter. 


Lotterieverwaltung. 
Botenmeifter*), Amts⸗ und Kaſſenobergehilfen“) (bisher Kanzlei⸗ und Kaſſendiener). 


Preußiſche Staatsbank. 
Kaſſen⸗ und Amtsobergehilfen (bisher Geheime Kaſſen⸗ und Kanzleidiener uſw.). 
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Münz verwaltung. 
Münsmerhaniter, Münzwerkmeiſter. > 
Zähler?) (bisher Kaſſendiener). 8 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 


Badepolizeiwachtmeiſter (bisher Badepolizeibeamte), . Schlafhausmeiſter“), 
Wegebauaufſeher“) (bisher Wegewärter), Maſchiniſt?) und Drucker?) bei der Geologi⸗ 
ſchen Landesanſtalt. 


Botenmeiſter“) bei der Bergakademie in Clausthal, Botenmeiſter und Kaſtellan“) bei der 
Geologiſchen Landesanſtalt. 


Botenmeiſter“) und Amtsobergehilfen“) (bisher Boten und Kanzleidiener) bei den Ober⸗ 
bergämtern und bei den Bergwerksdirektionen. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Amtsobergehilfen (bisher Geheime Kanzlei» und Kaſſendiener, Drucker und Hausdiener). 


Landesverſammlung. 


Amtsobergehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener), Pförtner (bisher Pförtner und Nacht⸗ 
pförtner) und Maſchiniſten (bisher Maſchinenmeiſter). 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener un Hausdiener), Pförtner, Ma⸗ 
ſchiniſt (bisher Heizer und Hausdiener). 


Archivverwaltung. 
. (bisher Archivdiener) beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin. 


Anſiedlungskommiſſion. 
Botenmeiſter“) und Hausmeifter*), 


Oberrechnungskammer. 
Amtsobergehilfen . Geheime Kanzleidiener). 


m d 
Amtsobergehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener). 


Reichs- und Staatsanzeiger. 
Rotenmeifter*), Zagerverwalter*) (bisher Kanzleidiener). 
Kaſſenobergehilfe*) (bisher Kanzleidiener). 


Finanzminiſterium. 
Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime K anzleidiener) beim Miniſterium. 
Borenmeifter*) und Amtsobergehilfen*) (bisher Kaſſendiener und Boten) bei den Ober⸗ 
präſidien und Regierungen. 
Gärtner, Maſchiniſt (bisher Maſchinenheizer), Zimmermann bei der Verwaltung des Tier⸗ 
gartens in Berlin. 
Vollziehungsbeamte bei den Kreiskaſſen 
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Bauverwaltung. 


Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſtertum. 

Baggerführer, Hafenpolizeiwachtmeiſter, Lokomotivheizer, Rangieraufſeher (bisher Rangier⸗ 
führer), Rottenauffeher*) (bisher Rottenführer), Schiffsführer, Oberweichenwärter (bis⸗ 
her Weichenſteller 1. Klaſſe) bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 

Leuchtfeueroberwärter. 

Raucher (bisher Fährmeiſter). 
aſchiniſten (teilweiſe bisher Maſchinenführer). 

Materialienaufſeher, Baggerführer. 

Polizeiwachtmeiſter. 

Schiffbrückenoberaufſeher (bisher Schiffbrückenaufſeher). 

Schiffsführer, Oberſchleuſenmeiſter (bisher Schleuſenmeiſter 1. Klaſſe). 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium. 
Schiffahrtspolizeiwachtmeiſter. 
Eichoberwart“) (bisher Unterbeamter bei Eichbehörden). 


Juſtizverwaltung. 


Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener und andere Unterbeamte) beim 
Miniſterium und bei der Juſtiz⸗Prüfungskommiſſton. 

Miniſtertal⸗Amtsgehilfe (bisher Heroldsamts⸗Kanzleidiener). 

Juſtiz⸗Oberwachtmeiſter“) (früher Erſte Gerichtsdiener, Botenmeiſter) und Kaſtellane“) 
(Hausverwalter) bei den Oberlandesgerichten, Landgerichten und größeren Amtsgerichten. 

Strafanſtaltswachtmeiſter (bisher Gefangenaufſeher, Strafanſtaltsaufſeher, Küchenmeiſter, 
Waſch⸗ und Bademeiſter). 

Strafanſtaltsoberwachtmeiſterinnen (bisher Gefangenoberaufſeherinnen, Strafanſtaltsober⸗ 
suffeherinnen, Werkmeiſterinnen, Hausmütter). 


Verwaltung des Innern. 


Miniſtertal⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium. 

Amtsobergehilfen (bisher Kanzleidiener) beim Oberverwaltungsgericht. 

Votenmeiſter“) und Amtsobergehilfen“) (bisher Boten, Kaſſen⸗ und Kanzleidiener) beim 
Statiſtiſchen Landesamt und den ſtaatlichen Polizeiverwaltungen, Kaſtellane“) und 
Amtsobergehilfen“) (bisher Kanzleidiener und Boten) beim Polizeipräſidium in Berlin. 

Vollziehungsbeamte, Polizeiwachtmeiſter für den Straßendienſt (bisher Polizeiwacht⸗ 
meiſter), Polizeigefängniswachtmeiſter (bisher Polizeigefängnisaufſeher). 

Hausmeiſter“) beim Korpsſtabe der Landjägerei (bisher Pförtner bei der Landgendarmerie). 

WMachtmeiſter der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 

Miiniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium. 

Botenmeiſter“) und Hausverwalter“) (bisher Boten) bei den Landeskulturämtern, Boten⸗ 
meiſter“) beim Oberlandeskulturamt. 

Hausverwalter“) (bisher Kaſtellane), Inſtitutsobergehilfen“) (bisher Diener, Unterbeamte), 
techniſche Amtsobergehilfen (bisher techniſche Unterbeamte), Mechaniker und Maſchinen⸗ 

ſchloſſer bei den landwirtſchaftlichen Lehranſtalten. 

Hausverwalter“) (bisher Diener), Inſtitutsobergehilfen“) (bisher Diener), Beſchlagſchmied, 
Gärtner, Maſchiniſt bei den Tierärztlichen Hochſchulen, Maſchiniſt (bisher Schiffsführer) 
bei der Fiſchereiverwaltung. 


ie 


Geſtüt verwaltung. 
Geſtütoberwärter“). 2 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium. 
Amtsobergehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Evangeliſchen Oberkirchenrat. 
Hausverwalter“) und Kaſtellane“) im Bereiche des Miniſteriums. 

Botenmeiſter beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin. 

Gärtner, Küſter beim Charite⸗Krankenhaus in Berlin. 

eee bei Unioerſitätsinſtituten und den Inſtituten der Techniſchen Hoch 

ulen. i 

Hausverwalter bei größeren Univerſitätsanſtalten in Berlin. 

Hausinſpektor beim Kunftgemerbemufeum in Berlin. 

Maſchiniſten bei den Bildungsanſtalten, den Univerſitätsinſtituten in Berlin, Breslau, 
Halle und Kiel, beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium. 

Mechaniker bei der Univerſitäts⸗Sternwarte in Babelsberg. 

Mechaniker und Kaftellan*) beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorium 
bei Potsdam, beim Aſtrophyſtkaliſchen Obſervatorium, beim Aeronautiſchen Obſerva⸗ 
torium bei Lindenberg und bei den Techniſchen Hochſchulen. 

Oberformer beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin. 

Techniſche Amtsgehilfen (bisher Glasbläſer, Modelltiſchler, Schloſſer, Gärtner, Oberheizer, 
Phototechniker) bei den Techniſchen Hochſchulen. 

Unterförſter (bisher Waldwärter) beim Studienfonds in Münſter. 

Oberwärter und Oberwärterinnen bei den Pſpychiatriſchen Univerſitätskliniken in Breslau, 
Greifswald, Halle, Kiel und Königsberg. 

Botenmeiſter“), Amtsobergehilfen“), Bibltotheksobergehilfen“), Inſtitutsobergehilfen“), 
Hausmeiſter“), Materialienverwalter“), Muſeumsoberaufſeher“), Oberaufſeher“), Ober⸗ 
pedelle“) (bisher teilweiſe Atelier-, Bibliotheks⸗, Büro⸗ Haus⸗, Inſtituts⸗, Kanzlei⸗, 
Kaſſen⸗, Laboratoriums⸗, Saal⸗ und Sammlungsdiener, Kuratorialboten, Pedelle, Ober⸗ 
auffeher, Oberzeugwarte, Zeugwarte I. und II. Klaſſe, Pförtner, Sammlungsauffeher). 

Maſchiniſt (bisher Maſchinenaufſeher) beim Zeughaus in Berlin. 

Maſchiniſt (bisher Rohrenmeiſter) bei der Hochſchule für Muſik in Charlottenburg. 

Maſchiniſten (Theaterwarte, Beleuchter, Garderobiers, Garderobieren, Magazfnaufſeher, 
Requiſiteure, Statiſten) bei den Staatstheatern. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium. 
Aufſeher bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 


Laboratoriumsgehilfen (bisher Laboratoriumsdiener) beim Inſtitut für Infektionskrankheiten 
und bei der Landesanſtalt für Waſſerhygiene. 


Gruppe 4. 
5 000 — 5 400 — 5 800 — 6 200 — 6 500 — 6 800 — 7 100 — 7 300 — 7.500 jährlich. 


Domänen verwaltung. 
Fiſchmeiſter, Grabenmeiſter und Obermaſchiniſten (bisher Maſchinenmeiſter). 


Forſtverwaltung. 
Torf⸗, Wege⸗ und Flößmeiſter. i 


% 


Lotterieverwaltung. 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten). 


Preußiſche Staatsbank. 
Oberzähler (bisher Zähler). 
Botenmeifter*). 
Berg-, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 

Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) bei den Bergwerksdirektionen, den Oberbergämtern, 

der Geologiſchen Landesanſtalt, den Bergrevieren und Werken. 
Bohrmeiſter, Modelleur, Modellmeiſter bei der Bergakademie in Clausthal und bei der 

Geologiſchen Landesanſtalt. 
Präparator bei der Geologiſchen Landesanſtalt. 
a cher „ Materialien⸗ uſw.) und Telegeaphiften*) (bisher untere Werks⸗ 

eamte 
Staatsſchulden verwaltung. 
Oberzähler (bisher Zähler). 
Kaſtellan“). 
Landesverſammlung. 

Hausinſpektor. 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſteriu m). 
Hausinſpektor, Botenmeifter*) und Miniſterial⸗Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime 
Kanzleidiener) beim Miniſterium. 
Botenmeifter*) beim ehemaligen Geheimen Zivilkabinett (künftig wegfallend). 


Oberrechnungskammer. 
Kaſtellan“) und Amtsobergehilfen“) (bisher Kanzleidiener uſw.) bei der Oberrechnungs⸗ 
kammer. 
Anſiedlungskommiſſion. 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten). 


Finanzminiſterium. 
Botenmeifter*), Oberzähler*) (bisher Geheime Kanzleidiener) und Miniſterial⸗Amtsober⸗ 
gehilfen*) (bisher Geheime Kanzleidiener uſw.) beim Miniſterium. 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) bei den Oberpräſidien und Regierungen einſchl. der 
Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin und bei den Rentenbanken. 
Gartenmeifter*) (bisher Gärtner) bei der Tiergartenverwaltung in Berlin. 


| Bauverwaltung. 

Kaſtellan“), Botenmeifter*) und Miniſterial-Amtsobergehilfen“) (bisher Geheimer Kanzlei⸗ 
diener uſw.) beim Miniſterium. 

Obermaſchiniſten (bisher Maſchinenmeiſter), Dünenaufſeher, Fährmeiſter (bisher Fähr⸗ 
meiſter 1. Klaſſe), Hafenbauaufſeher, Kapitäne, Magazinverwalter, Lagerhofverwalter, 
Leitungsprüfer, Schiffahrtskontrolleure, Schleuſenverwalter, Strommeiſter. 

Eiſenbahnbetriebsaſſiſtenten (bisher Eiſenbahnunteraſſiſtenten, Rangiermeiſter), Wagen⸗ 
meiſter, Werkführer, Strommeiſter, Hafenpolizeioberwachtmeiſter“) bei der Ruhrſchiff⸗ 
fahrtsverwaltung. 


Handels⸗ und Gewerbe verwaltung. 
Botenmeifter*) und Miniſterial⸗Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener uſw.) 
beim Miniſterium. N 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) beim Landesgewerbeamt und beim Staatskommiſſar 
bei der Berliner Börſe. 5 N . 
Schiffahrtspolizeibürowachtmeiſter“) (bisher Schiffahrtspolizeiwachtmeiſter). 
Schiffahrtspolizeioberwachtmeiſter. 


Juſtizverwaltung. 

Botenmeifter*), Miniſterial⸗Hausinſpektor!“) (bisher Kaſtellan, Hausverwalter) und Mini⸗ 
ſterial⸗Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener uſw.) beim Miniſterium. 

Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) bei Provinzial⸗ und Lokalbehörden. g 

ee (früher Gerichtsdiener und Hilfsgerichtsvollzieher) bei größeren 

aſſen. 

Obermaſchiniſten (bisher Maſchinenmeiſter). 8 

Strafanſtaltsoberwachtmeiſter (bisher Oberaufſeher, Hausväter, Gasmeiſter, Werkmeiſter, 
Maſchinenmeiſter). 

Verwaltung des Innern. 

Botenmeifter*) und Minifterial-AmtSobergehilfen*) (bisher Geheime Kanzleidiener uſw.) 
beim Miniſterium. 3 

ee) und Amtsobergehilfen“) (bisher Kanzleidiener) beim Oberverwaltungs⸗ 
gericht. 

Polizeikanzleiaſſiſtenten (bisher Polizeikanzliſten), Kanzleiaſſiſtent (bisher Kanzliſt) beim 
Statiſtiſchen Landesamt. 

Landjäger (bisher Gendarmeriewachtmeiſter). 5 

f el Obermaſchiniſt (bisher Maſchinenmeiſter), Vorſteherin des Polizeigewahrſams 
in Berlin. 

Polizeigefängnisoberwachtmeiſter (bisher Polizeigefängnisoberaufſeher). 

Polizeibüro⸗“) und Kriminalwachtmeiſter“) (bisher Polizeiwachtmeiſter). 

Polizeioberwachtmeiſter für den Straßendienſt. 

Oberwachtmeiſter der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 

Botenmeifter*), Hausinſpektor“) (bisher Geheime Kanzleidiener) und Miniſterial⸗Amts⸗ 
obergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener uſw.) beim Miniſterium. 

Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) bei den Landeskulturämtern. 

Präparator und Obergärtner (bisher Gartenmeiſter) bei den Landwirtſchaftlichen Lehr⸗ 
anſtalten. 

Rebobergärtner (bisher Rebgärtner). ö f 

Präparator bei der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin. 

Strommeiſter und Kanalaufſeher bei der Meliorationsbauverwaltung. 


Geſtütverwaltung. 
Stut⸗, Sattel⸗ und Futtermeiſter. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Botenmeiſter“) und Miniſterial⸗Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener) beim 
Miniſterium. f 5 > 
Botenmeifter*) und Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Evangeliſchen 
Oberkirchenrat. ; 
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Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten) bei den Konfiftorten, Provinzialſchulkollegien, den 
Kunſtmuſeen und dem Kunſtgewerbemuſeum und der Akademie der Künſte in Berlin, der 
erkenn dn Staatsbibliothek, beim ee Inſtitut, dem Aeronautiſchen Obfer- 
vatorium bei Lindenberg, bei den Techniſchen Hochſchulen und beim Materialprüfungsamt 
in Berlin⸗Dahlem. ; 

Hausinſpektor und Kanzleiaſſiſtent (bisher Hausinſpektor und Kanzliſt) bei der Akademie 
der Wiſſenſchaften. a 

Obermaſchiniſten (bisher Maſchinenmeiſter) im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft uſw. 

Präparatoren bei den Univerſitätsanſtalten, der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland und beim 
Saalburgmuſeum. 

Aquarienverwalter (bisher Aquarienwärter) bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 

Oberhausverwalter“) (bisher Hausverwalter) bei größeren Univerſitätsanſtalten in Greifs⸗ 
wald, Marburg und Bonn. 

Werkmeiſter bei der Blindenanſtalt in Steglitz. 

Schloßbauwart bei der Schloßbauverwaltung in Marienburg. 

Hilfsreſtauratoren bei den Kunſtmuſeen, dem Kunſtgewerbemuſeum in Berlin und dem 
Landesmuſeum in Caſſel. N 5 

Gruppenleiter bei den Staatstheatern. 

Notenkopiſt und Statiſtenführer bei den Staatstheatern in Berlin. 


i Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Botenmeifter*) und Miniſterial⸗Amtsobergehilfen“) (bisher Geheime Kanzleidiener) beim 
Miniſterium. 2 : 
Hausväter bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 
Laboranten“) (bisher Laboratoriumsdiener) beim Inſtitut für Infektionskrankheiten. 


Gruppe 5. 
5 400 — 5 800 — 6 200 — 6 600 — 7 000 — 7 800 — 7 600 — 7 900 — 8 100 / jährlich. 


Domänenvermwaltung. 

Gartenmeiſter (bisher Obergärtner), Verwalter (bisher Adminiſtrator) der Dimmernwieſen. 
Grabenſteiger. \ 
Berg⸗, Hütten⸗ und Galinenverwaltung. 

Bergaſſiſtenten (bisher Bergrevierbüro⸗, Büro⸗ und Werksbüroaſſiſtenten). 
Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten) bei den Oberbergämtern 
und Bergwerksdirektionen und der Geologiſchen Landesanſtalt. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Kanzleiaſſiſtenten. d 
Staatsarchive. 

Büroaſſiſtenten. 
Anſiedlungskommiſſion. 
Vermeſſungsaſſiſtenten, Kanzleiinſpektor“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten und 
Kanzleiſekretäre). 
Finanzminiſterium. 
Kanzleiinſpektoren!) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten) bei den Oberpräfidien und 
Regierungen einſchließlich der Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. 
Kataſteraſſiſtenten. 
Maſchinenmeiſter bei der Tiergartenverwaltung in Berlin. 
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Bauverwaltung. 
Kaſſenaſſiſtenten. 
Schiffskapitäne“) (bisher Kapitäne). 
Maſchinenmeiſter“). x 
Schiffbrückenmeiſter. 


Eiſenbahnbetriebsſekretäre (bisher Eiſenbahnaſſiſtenten), Hafenkaſſenaſſiſtenten, Materialien⸗ 
verwalter, Lokomotivführer bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 
Oberſtrommeiſter“) (bisher Strommeiſter). 


s Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Hafenpolizeibüroaſſiſtenten, Beſchußmeiſteraſſiſtent. 
+) Gewerbeinſpektionsaſſtſtentinnen. 
Hausinſpektor und Materialienverwalter bei der Porzellanmanufaktur. 


Juſtizverwaltung. 8 ö 

Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre') (bisher Kanzliſten und Kanzleiſekretäre) bei 
den Provinzial⸗ und größeren Lokalbehörden, Regiſtratoren“) und Juſtizaſſiſtenten (bis⸗ 
her Gerichtsſchreibergehilfen und Aſſiſtenten), Maſchinenmeiſter“). 

Strafanſtaltsaſſiſtenten (bisher Inſpektionsaſſiſtenten) und 7) Strafanſtaltsaſſiſtentinnen 
(bisher Buchhalterinnen). 


Verwaltung des Innern. 

Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Polizeikanzliſten und Kanzleiſekretäre) 
bei den Polizeiverwaltungen. 

Kreisaſſiſtenten, Polizeiaſſiſtenten im Einwohnermeldeamt, Polizeibüroaſſiſtenten, Po⸗ 
lizeitelegraphenaſſiſtenten. 

Dberlandiäger*) (bisher Gendarmeriewachtmeiſter). 

Polizeibüro⸗“) und Kriminaloberwachtmeiſter!). 

Leutnants und Werkſtättenleiter im Leutnantsrange der Sicherheitspolizei bis zu 4 Dienſt⸗ 
jahren als ſolche. 

Zug⸗ und Hauptwachtmeiſter, Muſikmeiſter, Werkſtättenleiter im Unteroffiziersrange der 
Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten und Kanzleiſekretäre) beim 
Oberlandeskulturamt und den Landeskulturämtern. 
Vermeſſungsaſſiſtenten, Materialienverwalter bei den Landwirtſchaftlichen Lehranſtalten. 


Fiſchmeiſter. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 

Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten und Kanzleiſekretäre) in 
Verwaltungsaſſiſtenten (bisher Büroaſſtſtenten, teilweiſe auch Hausinſpektoren) im 
Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft uſw.) 

Alumnatsaſſiſtenten bei den Bildungsanſtalten. 

ie bei den Univerſitätsbibliotheken und der Preußiſchen Staats⸗ 
ibliothek. 

Gartenmeiſter (bisher Gärtner und Obergärtner) beim Botaniſchen Garten in Berlin⸗ 
Dahlem. s 5 

Fiſchereiſachverſtändiger (bisher Fiſchmeiſter) bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 

35 
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Kunſtformer und Gießer bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf. 

Reſtauratoren und Techniſche Inſpektoren bei den Kunſtmuſeen, dem Kunſtgewerbemuſeum 
En der Nationalgalerie in Berlin, Reſtaurator (bisher Waffenmeiſter) beim Zeughaus 
in Berlin. 

Theatermeiſter, Kaſſenaſſiſtenten, Obergarderobier, Garderobenmeiſter, Garderobenmeiſterin, 
Oberrequiſiteur, Oberbeleuchter, Maſchinenmeiſter, Werkmeiſter, Oberfriſeure, Maſchi⸗ 
nerieſekretär bei den Staatstheatern in Berlin. 

Beleuchtungsinſpektoren, Theatermeiſter, Hausinſpektoren, Kanzleiſekretär, Beleuchtungs⸗ 
aufſeher, Dekorationsmaler, Maſchinenmeiſter, Werkmeiſter, Obergarderobiers, Ober⸗ 
garderobieren, Magazinmeiſter, Requiſttenverwalter, Zuſchneider bei den Staatstheatern 
in Caſſel, Hannover und Wiesbaden. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 


Büroaſſiſtenten beim Inſtitut für Infektionskrankheiten und bei der Landesanſtalt für 
Waſſerhygiene. 
Inſpektionsaſſiſtenten bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 


Gruppe 6. 
5 800 — 6 300 — 6 800 — 7 300 — 7 700 — 8 100 — 8 300 — 8 500 — 8 700 % 
jährlich. 
Domänen verwaltung. 


Kulturbauſekretäre (bisher Meliorationsbauſekretäre), Weinbergsverwalter, Kellerverwalter, 
Moorvögte (bisher teilweiſe Moorverwalter). 


Forſt verwaltung. 
Förſter. 
Forſtakademieſekretäre (bisher Büroaſſiſtenten), akademiſcher Gartenverwalter (bisher 
akademiſcher Gärtner). 
SS Preußiſche Staatsbank. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre). 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Bergſekretäre“) (bisher Bergrevierſekretäre, Bergrevierbüroaſſiſtenten, Werksbüroaſſiſtenten 
und Büroaſſiſtenten). 
Aiden bei den Oberbergämtern und mittlere Werksbeamte ohne abgeſchloſſene Fachſchul⸗ 
ildung. a 
Staatsſchulden verwaltung. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre). 


Landesverſammlung. 
Kanzleiſekretäre (bisher auch Kanzleiſekretär und Botenmeiſter). 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminifterium). 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 


Oberrechnungskammer. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre). 


ge i 


Landeswaſſeramt. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre). 


Anſiedlungskommiſſion. 
Vermeſſungsſekretäre“) (bisher Vermeſſungsaſſiſtenten). 
Bauſekretäre und Kulturbauſekretäre (bisher Meliorationsbauſekretäre). 


Finanzminiſterium. 5 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Kataſterſekretäre“) (bisher Kataſteraſſiſtenten). 


f Bauverwaltung. 

Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretkäre) beim Miniſterium. 

Abgabenreviſoren, Bauſekretäre (bisher teilweiſe Bauaſſiſtenten), Bauhofsvorſteher, Ober⸗ 
maſchinenmeiſter (bisher Maſchinenmeiſter 1. Klaſſe), Seekapitäne und Schleppbetriebs⸗ 
leiter (bisher Schiffskapitäne), Baubetriebsſekretäre (bisher Waſſerbauwarte), Werk⸗ 
meiſter. f 8 

Werkmeiſter beim techniſchen Ausſchuß für das Seezeichenweſen. 

Bahnhofsvorſteher, Bahnmeiſter, Baubetriebsſekretäre (bisher Waſſerbauwarte), Bau⸗ 
ſekretäre, Oberkippmeiſter und Werkmeiſter bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 


Handels- und Gewerbeverwaltung. 


Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 

Eichmeiſter, Eichungsſekretäre (bisher Eichamtsſekretäre), Sekretäre und Rechnungsführer 
bei gewerblichen Fachſchulen. a 

Scheibenmodelleur bei der Keramiſchen Fachſchule in Bunzlau. 

Seelotſen und Binnenlotſen. 

Werkmeiſter (bisher Meiſter) bei den keramiſchen Fachſchulen, Werkmeiſter bei Maſchinen⸗ 
bauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metallinduſtrie und bei den Wanderkurſen für 
Heizer und Maſchiniſten. 


Juſtizverwaltung. 


Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium und ehe⸗ 
maligen Heroldamt. 

Juſtizſekretäre“) (bisher Aſſiſtenten), Dolmetſcherſekretäre“) (bisher Dolmetſcheraſſiſtenten). 

Gerichtsvollzieher. N 

Strafanſtaltsſekretäre“) (bisher Inſpektionsaſſiſtenten). 


Verwaltung des Innern. 


Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 

Kanzleiſekretäre beim Oberverwaltungsgericht. 

Kreisſekretäre“) (bisher Kreisaſſiſtenten). 

Landjägermeiſter (bisher Gendarmerieoberwachtmeiſter), Polizeibezirksoberwachtmeiſter. 

Polizeiſekretäre“) bei den Einwohnermeldeämtern (bisher Polizeiaſſiſtenten). 

Polizeiſekretäre“) (bisher Polizeibüroaſſiſtenten). 

Polizeitelegraphenſekretäre“) (bisher Polizeitelegraphenaſſiſtenten). 

Leutnants und Werkſtättenleiter im Leutnantsrange über 4 Dienſtjahre als ſolche, Zahl⸗ 
meiſter und Oberzahlmeiſter, Obermuſikmeiſter der Sicherheitspolizei. 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Kulturſekretäre (bisher Spezialkommiſſtonsſekretäre), Vermeſſungsſekretäre“) (bisher Ver⸗ 

mejjungsaffiftenten), Kulturbauſekretäre (bisher Meliorationsbauſekretäre), Moorvögte 
und Deichvögte. 


Geſtüt verwaltung. 


Geſtütſekretäre (bisher Sekretäre), Geſtütbauſekretäre (bisher Meliorationsbauſekretäre), 
Geſtütaufſeher (bisher Geſtüthofaufſeher). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Evangeliſchen Oberkirchenrat. 
Bauſekretäre (bisher teilweiſe Bauaſſiſtenten) bei den Univerſitäten und Kunſtmuſeen. 
Hausinſpektoren und Verwaltungsſekretäre“) (bisher Hausinſpektoren und Büroaſſiſten⸗ 
ten), Verwaltungsſekretäre“) (bisher Büroaſſiſtenten) im Bereiche der Verwaltung des 
Miniſteriums für Wiſſenſchaft uſw. s a 

Rendant bei den Erziehungs⸗ und Bildungsanſtalten in Droyſſig, Rendant (bisher Rendant 
und Bürobeamter) bei der Landesturnanſtalt in Spandau. 

Förſter im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums. 

Ständige Techniker beim Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem. 

Zeichner bei der Univerſität Göttingen. f 

Oberpräparatoren beim Zoologiſchen Univerſitätsmuſeum in Berlin. 

Beleuchtungsinſpektoren bei den Staatstheatern in Berlin. 

Theaterſekretäre bei den Staatstheatern in Caſſel, Hannover und Wiesbaden. 

Sekretäre bei der Oberleitung der Bildungsanſtalten. 

Sekretäre bei der Bildungsanſtalt in Berlin⸗Lichterfelde. 

Inſpektoren bei den Bildungsanſtalten. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Bauſekretäre beim Wohnungs⸗ und Siedlungsweſen. 


Gruppe 7. 
6 200 — 6 700 — 7 200 — 7.700 — 8 100 — 8 500 — 8 900 — 9 100 — 9 300 / jährlich. 
Forſtverwaltung. N 


Verwaltende Revierförſter, Revierförſter, Forſtoberſekretäre (bisher Forſtgeometer). 
Lehrer an den Forſtlehrlingsſchulen. 


Lotterie verwaltung. 
Lotterie⸗Oberſekretäre (bisher Sekretäre). 


Preußiſche Staatsbank. 
Staatsbankſekretäre (bisher Kaſſenſekretäre). 


Münz verwaltung. 
Münz⸗Oberſekretäre (bisher Münzſekretäre). 


ee 


Berg⸗, Hätten» und Salinenverwaltung. 
Bergoberſekretäre (bisher Faktoren, Schichtmeiſter, Bergwerksdirektions⸗ und Oberbergamts⸗ 
ſekretäre und Zeichner bei der Bergſchule in Saarbrücken). 5 
Oberſekretäre (bisher Sekretäre), Kartographen (bisher Zeichner) und f) Bibliothekſekretärin 
bei der Geologiſchen Landesanſtalt. 
Mittlere e mit abgeſchloſſener Fachſchulbildung. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Kaſſenoberſekretäre (bisher Kaſſenſekretäre). 
Kanzleiinſpektor“). 
Landesverſammlung. 
7) Bibliothekſekretärinnen. 
Kanzleiinſpektor“). 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Gehelme 
Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 


Staatsarchive. 
Oberſekretär (bisher Regiſtrator) beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin. 


Oberrechnungskammer. 
Kanzleiinſpektor“) und Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime Kanzleiſekretäre). 


Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
Oberſekretäre (bisher expedierende Sekretäre und Kalkulatoren). 


Anſiedlungskommiſſion. 
Kaſſenoberſekretäre (bisher Buchhalter), Oberſekretäre (bisher Sekretäre) und Regierungs⸗ 
oberbauſekretäre (bisher Regierungsbauſekretäre). 


Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Büroſekretäre (bisher Legationskanzliſten) bei den Geſandtſchaften. 


Finanzminiſterium. : 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor?) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre) und Kaſſenoberſekretäre (bisher Kaſſenſekretäre) beim Miniſterium. 
Regierungsoberſekretäre (bisher Regierungsſekretäre) und Kaſſenoberſekretäre (bisher Buch⸗ 

halter) bei den Oberpräſidien und Regierungen einſchließlich der Minifterial-, Militär⸗ 
und Baukommiſſion in Berlin, Oberſekretäre (bisher Sekretäre) bei den Rentenbanken. 
Garteninſpektoren (bisher Obergärtner) bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 


Bauverwaltung. 

Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
en und Miniſterialtechniker (bisher techniſche Büroaſſiſtenten) beim 
iniſterium. 5 
Baubetriehsoberfeftetäre (bisher Oberbauwarte), Betriebskontrolleure, Betriebsvorſteher, 
Dünenmeiſter, Oberbauhofsvorſteher, Techniſche Regierungsoberſekretäre (bisher Regie⸗ 

rungsbauſekretäre). ö 8 i s 5 
Hafenpolizeioberſekretär (bisher Hafenpolizeiſekretär), Techniſche Regierungsoberſekretäre 

(bisher Regierungsbauſekretäre) und Hafenmeiſter bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 


* 


1 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Oberſekretär (bisher Sekretär) beim Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe. 
Eichungsoberſekretäre“) (bisher Eichungsſekretäre), Eichamtsvorſteher“) (bisher geſchäfts⸗ 
führende Eichmeiſter), Beſchußmeiſter. 
Hafenpolizeioberſekretäre (bisher Hafenpolizeiſekretäre). 
Oberſekretäre (bisher Sekretäre) beim Landesgewerbeamt. 
Kaſſterer und Hauptbuchhalter, Buchhalter (Formereibuchhalter) und Magazinverwalter bei 
der Porzellanmanufaktur. 
Lehrer für Zeichnen und Malen und Obermaler bei der Porzellanmanufaktur. 
Seeoberlotſen (einſchl. der bisherigen Lotſenamtsaſſiſtenten) und Binnenoberlotſen. 
Hafenmeiſter. 
Seefahrtvorſchullehrer. 


Juſtizverwaltung. 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektoren“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre). | 
Juſtizoberſekretäre (bisher Gerichtsſchreiber, Amtsgerichts⸗, Landgerichts⸗, Staatsanwalt⸗ 
ſchafts⸗ und Oberlandesgerichtsſekretäre). d 
Strafanſtaltsinſpektoren (bisher Gefängnisinſpektoren oder Strafanſtaltsinſpektoren), In⸗ 
genieure bei den Strafanſtalten, 7) Strafanſtaltsoberinnen, Strafanſtaltslehrer und 
＋)Strafanſtaltslehrerinnen. 


Verwaltung des Innern. 

Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor!) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 5 

Kanzleiinſpektor“) und Kanzleioberſekretäre“) (bisher Kanzleiſekretäre) beim Oberverwal⸗ 
tungsgericht. 

Oberſekretäre (bisher Bürobeamte) beim Statiſtiſchen Landesamt. 

Kreisoberſekretäre (bisher Kreisſekretäre) und Oberamtsſekretäre. 

Kreisverſicherungsoberſekretäre (bisher Kreisverſicherungsſekretäre). 

Polizeioberſekretäre und Polizeikaſſenoberſekretäre (bisher Polizeiſekretäre und Buchhalter), 
Polizeitelegraphenoberſekretäre (bisher Polizeitelegraphenſekretäre). 

Kriminalkommiſſare, Polizeikommiſſare, Polizeileutnants. 

Polizeigefängnisinſpektoren und Polizeigefängnisvorſteher. 

Landjägerſekretäre (bisher Zahlmeiſter und Bürobeamte bei der Landgendarmerie). 

Landjägermeiſter“) (bisher Gendarmerieoberwachtmeiſter) bei den Brigadeſtäben und dem 
Korpsſtabe der Landjägerei und bei den Landjägerſchulen. 


Oberleutnants, Aſſiſtenz⸗ und Oberärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Obertierärzte, Ober⸗ 


apotheker. Verwaltungsoberſekretäre, Hauptzahlmeiſter, Waffeninſpizienten der Sicher⸗ 


heitspolizei. 
Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre), Forſtoberſekretär (bisher Forſtgeometer) beim Miniſterium. 
Kulturoberſekretäre (bisher Generalkommiſſionsſekretäre und Bürovorſteher). 


»Oberſekretäre (bisher Büro- und Kaſſenbeamte), darunter ein Bibliothekar, Garteninſpektor 


(bisher Obergärtner) bei den Landwirſchaftlichen Lehranſtalten. 
Oberſekretär (bisher Sekretär), Okonomieinſpektor, Oberſekretäre (bisher Kaſſen⸗ und Ver⸗ 
waltungsbeamte) bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
Kulturoberbauſekretäre (bisher geprüfte Meliorationsbauſekretäre). 
Regierungsoberbauſekretäre (bisher Regierungsbauſekretäre). 
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Geſtütverwaltung. 
Geſtütsrendanten der Landgeſtüte (bisher Rechnungsführer) und Geſtütsrendanten der 
Hauptgeſtüte (bisher Rendanten der Hauptgeſtüte), Lehrer (bisher Schullehrer). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 

Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre) im Miniſterium. 

Kanzleiinſpektor“) und Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim 
Evangeliſchen Oberkirchenrat. 

Oberſekretäre (bisher Sekretäre) bei den Konſiſtorien, bei den Provinzialſchulkollegien, bei 
der Oberleitung der Bildungsanſtalten, bei der Preußiſchen Staatsbibliothek, beim 
Geodätiſchen Inſtitut, beim Meteorologiſchen Inſtitut nebſt Obſervatorium bei Potsdam, 
beim Aeronautiſchen Obſervatorium bei Lindenberg, bei den Techniſchen Hochſchulen und 
dem Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem. 

Oberſekretäre (bisher Bürobeamte, Kalkulatoren und Regiſtratoren), bei den Kunſtmuſeen, 

beim Kunſtgewerbemuſeum, bei der Nationalgalerie, bei der Meßbildanſtalt, dem Zeug⸗ 
haus und bei der Akademie der Künſte in Berlin, bei der Hochſchule für die bildenden 
Künſte und bei der Hochſchule für Muſik in Charlottenburg. 

Kaſſenoberſekretär bei der Bildungsanſtalt in Berlin⸗Lichterfelde. 

Bibliotheksſekretäre bei den Univerſitätsbibliotheken, bei der Preußiſchen Staatsbibliothek 
und bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin. : 

ee bei den Univerſitätsbibliotheken und bei der Preußiſchen Staats⸗ 
bibliothek. 

Verwaltungsoberſekretär (bisher Bürobeamter) beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 

Techniſche Regierungsoberſekretäre (bisher Regierungsbauſekretäre) bei den Univerſitäten 
und dem Materialprüfungsamt in Berlin⸗Tahlem, Güterinſpektor bei dem Friedrich⸗ 
Wilhelms⸗Gymnaſium in Trier. 

Adminiſtratoren, Garteninſpektoren, Verwaltungsoberſekretäre (bisher Büro⸗, Kaſſen⸗ 
und ⸗Inſpektionsbeamte, Garteninſpektoren, Stationsbeamte, Rechnungsführer) bei den 
Univerſitäten und dem Charitékrankenhaus in Berlin. 

Techniſcher Oberſekretär (bisher Betriebstechniſcher Inſpektionsbeamter) bei dem Charité⸗ 
krankenhaus in Berlin. 

Bibliothekverwalter beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin. 

Verwalter der Stoffſammlung beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin. 

Hausinſpektor bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin. i 

Verwaltungsinſpektoren (bisher Inſpektoren) bei den Kunſtakademien in Königsberg und 
Caſſel, bei der Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau. s 

Bibliothekar bei der Techniſchen Hochſchule in Aachen. 

Rendant bei der Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau. 

Rendant (bisher Rentmeiſter) bei dem Haus⸗Bürenſchen Fonds. 

1 bei den Bildungsanſtalten in Köslin, Naumburg a. S., Plön, Potsdam, 

ahlſtatt. a 

Revierförſter beim Chariteamt Prieborn, bei dem Stift Neuzelle und bei der Kloſter⸗Ber⸗ 
giſchen Stiftung und dem Kloſter Unſer⸗Lieben⸗Frauen in Magdeburg. 

Univerſitäts⸗, Kaſſen⸗ und Quäſturkontrolleure in Bonn, Breslau, Greifswald, Halle, Kiel, 
Königsberg, Marburg und Münſter. ; 

Lehrerinnen für weibliche Handarbeiten an der Taubſtummenanſtalt in Neukölln und 
Lehrerin für weibliche Handarbeiten und Hausmutter bei der Blindenanſtalt in 
Steglitz. a i 

4) Techniſche Lehrerin bei der Taubſtummenanſtalt in Neukölln. 
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Elementar- und Vorſchullehrer und 7) Techniſche und F)Clementarlchrerinnen bei den 
höheren Lehranſtalten für die weibliche Jugend. 5 
Lehrer an den Bildungsanſtalten. 


; 
f 
7 
Miniſterium für Volkswohlfahrt. ; 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) und Miniſterial⸗Kanzleioberſekretäre“) (bisher Geheime 
Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. : 8 4 
Verwaltungsoberſekretäre (bisher Verwaltungsſekretäre, Sekretäre) bei dem Inſtitut für 
Infektionskrankheiten, bei der Landesanſtalt für Waſſerhygiene und bei den Hygieniſchen 
Inſtituten in Beuthen, Saarbrücken und dem Erſatzinſtitut für Poſen. | 
„Techniſche Regierungsoberſekretäre (bisher Regierungsbauſekretäre) beim Wohnungs⸗ und 
Siedlungsweſen. N 
Lehrer und f) Lehrerinnen und Inſpektoren bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 


Gruppe 8. 
6 800 — 7 400 — 8 000 — 8 600 — 9 100 — 9 600 — 9 900 — 10 200 # jährlich. 


Domänen verwaltung. 

Oberfiſchmeiſter, Domänenrentmeiſter (bisher Domänenrentbeamte), Baderentmeiſter (bis⸗ 
her Badekaſſenrendant), Badeinſpektoren und Gartenoberinſpektor (bisher Garten⸗ 
inſpektor). i 

. Forſtverwaltung. 
Forſtrentmeiſter (bisher Forſtkaſſenrendanten). 


Lotterieverwaltung. 
Kontrolleur bei der Generallotteriekaſſe und Finanzoberſekretäre (bisher Sekretäre) bei der 
Generallotteriedirektion. N ER 


- Münzvderwaltung. 
Medailleure, Kaſſierer und Materialienverwalter. 
Münzwardeinaſſiſtent, Betriebsaſſiſtent. 

Vorſteher der Probieranſtalt in Frankfurt a. M. 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 

Bürovorſteher“) (bisher Sekretäre, auch techniſche oder Schichtmeiſter) im Bereiche der 
Berg- uſw. Verwaltung. 

Kaffierer*) und Oberbuchhalterk) der Berghauptkaſſen. 

Rendanten“) der Oberbergämter, der Geologiſchen Landesanſtalt ſowie größerer Berg- und 
Hüttenwerke und Salinen. 

Rechnungsreviſoren“) der Oberbergämter, Bergwerksdirektoren und Oberharzer Werke. 

Oberſekretär“) (bisher Sekretär) bei der Bergakademie in Clausthal. 

Vorſteher!) der Materialien und Produktenverwaltung und der Inſpektionsbüros auf 
den größeren Berg- und Hüttenwerken und Salinen. 8 

Vorſteher“) der Lohnbüros und Oberbuchhalter auf großen Steinkohlenbergwerken. 

Nendant*), Hauptbuchhaltereivorſteher“), Zagerverwalter*) der Bernſteinwerke und Vor⸗ 
fteher*) der Geſchäftsſtelle in Danzig. 5 

Vorſteher“) der Zeichenbüros und Topographen?) der Geologiſchen Landesanſtalt. 

Einfahrer, obere Werksbeamte II. Klaſſe, obere Werksbeamte J. Klaſſe. 

Konrektoren (bisher Hauptlehrer) an den Vorſchulen der Bergſchule in Saarbrücken. 
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5 Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
Abteilungsvorſteher“) (bisher expedierende Sekretäre uſw.). 


Anſiedlungskommiſſion. i 

Kaſſierer“) und Oberbuchhalter “), Bürovorſteher“) (bisher Sekretär) und Rechnungs⸗ 
reviſoren!). f 

: Finanzminiſterium. 

Kaffierer*) und Oberbuchhalter*) bei den Regierungshauptkaſſen und der Kaffe der Mini- 
ſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. f ö 

Rentmeiſter der Kreiskaſſen. 

Rendanten bei den Rentenbanken. 

Rentenbankoberſekretäre“) (bisher Buchhalter) bei den Rentenbanken und Kontrolleur bei 
der Rentenbank in Berlin. 

Bürovorfteher*) (bisher Regierungsſekretäre) bei den Oberpräſidien und Regierungen ein⸗ 
ſchließlich der Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. 

Plankammervorſteher in Berlin. 


8 Bauverwaltung. 
Bürovorſteher“) (bisher Regierungsbauſekretäre) bei Provinzialbehörden und bei beſon⸗ 
ders großen und ſchwierigen Bauämtern. 
Bürovorſteher“) (bisher Hafenſekretär), Hafeninſpektor und Hafenrentmeiſter bei der 
Ruhrſchiffahrtsverwaltung. a 


| Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 

Vorſteher des Direktionsbüros“), Rechnungsreviſor und Verkaufsbeamte bei der Por⸗ 
zellanmanufaktur. 

Buͤrovorſteher“) (bisher Sekretär) beim Landesgewerbeamt. 

Obereichmeiſter. 

Obereichmeifter*) (bisher Eichamtsvorſteher) in Frankfurt a. M. 

Eichungsrentmeiſter (bisher Eichamtsrendanten). 

Hafeninſpektoren, Lotſenkommandeure. 


N f Juſtizverwaltung. 
e (bisher Heroldsamtsſekretär und Heroldsamtsregiſtrator) im Mini⸗ 
terium. 
ene (bisher Juſtizſekretäre) bei den Provinzial⸗ und größeren Lokal⸗ 
behörden. ; 
Kalfierer*) und Oberbuchhalter*) bei den Juſtizhauptkaſſen. 

Oberbuchhalter“) bei der Gerichtskaſſe Berlin⸗Mitte. a 8 
Rechnungsreviſoren“) bei den Oberlandesgerichten und dem Amtsgericht Berlin-Mitte, 
Zwangsverwaltungsinſpektor. er 8 : 
"Nendanten*) (ſoweit bisher Stellenzulage) bei Gerichtskaſſen am Sitze der Landgerichte 

ſowie bei Amtsgerichten mit drei oder mehr Richtern. 
Hauptkaſſenkontrolleure*) bei den beſonders organiſierten Gerichtskaſſen. 
Dolmetſcherinſpektoren“) (bisher Dolmetſcher⸗Juſtizſekretäre). 
Amtsgerichtskalkulatoren“). i . 
Strafanſtaltsoberinſpektoren“) und 7) Strafanſtaltsoberinſpektorin!) (bisher Inſpektoren 
und Oberin) als Leiter von Abteilungen bei den Strafanſtalten in Plötzenſee und Tegel 
ſowie bei dem Unterſuchungsgefängnis in Berlin⸗Moabit. i 
36* 
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Strafanſtaltsoberinſpektoren“) (bisher Inſpektoren) als ſtändige Vertreter der Straf⸗ 
anſtaltsdirektoren. 

Oberingenteur*) (bisher Ingenieur) beim Unterſuchungsgefängnis in Berlin⸗Moabit. 

Strafanſtaltskaſſenrendanten“) bei den, Strafanſtalten in Berlin⸗Tegel und Plötzenſee ſowie 
beim Unterſuchungsgefängnis in Berlin⸗Moabit. 


Verwaltung des Innern. 


Bürovorſteher“) (bisher Sekretäre) beim Statiſtiſchen Landesamt und (bisher Polizei⸗ 


ſekretäre) bei den Polizeiverwaltungen, Erſte Kreisoberſekretäre“) (bisher Kreisſekretäre) 
bei den großen Landratsämtern. 


Oberbuchhalter“) und Kaffierer”) bei der Polizeihauptkaſſe in Berlin, Polizeikaſſenrendan⸗ 


ten“) (bisher Polizeiſekretäre) bei den Polizeiverwaltungen in der Provinz. 

Kriminaloberkommiſſaren) (bisher Kriminalkommiſſare) und Polizeioberkommiſſare!) 
(bisher Polizeikommiſſare) und Polizeileutnants. : 

Grenzkommiſſare. 8 

Polizeiaſſeſſoren. 

Polizeidiſtriktskommiſſare. : 

Bürovorſteherk) bei der Landjägerei (bisher Zahlmeiſter und Bürobeamte der Land⸗ 
gendarmerie). 

Hauptleute, Hauptärzte, Hauptzahnärzte, Haupttierärzte, Hauptapotheker der Sicherheits⸗ 
polizei bis zu 4 Dienftjahren als ſolche, Verwaltungsdirektoren der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 


Blrovorſteher“) (bisher Sekretäre) bei den Landeskulturämtern und großen Kultur⸗ 
ämtern und bei beſonders großen und ſchwierigen Meliorationsbauämtern. 

Bürovorſteher) bei der Tierärztlichen Hochſchule in Hannover. 

Rendant bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. 2 

Rendanten*) ber den Landwirtſchaftlichen Lehranſtalten und bei den Tierärztlichen Hoch⸗ 
ſchulen. 

Oberfiſchmeiſter für die Küſtengewäſſer. 


Geſtütverwaltung. 
Erſter Lehrer (in Trakehnen). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Bürovorſteher) (bisher Sekretäre) bei den Konſiſtorien und Provinzialſchulkollegien. 

Bibliothekoberſekretäre?) und f)⸗oberſekretärinnen (bisher Bibliothekſekretäre und ⸗ſekre⸗ 
tärinnen) bei der Preußiſchen Staatsbibliothek, den Univerſitätsbibliotheken und der 
Techniſchen Hochſchule in Berlin. 

Univerſitätskuratorialſekretäre“). 

Bürovorſteher“) (bisher teilweiſe Oberſekretär) beim Meteorologiſchen Inſtitut, bei der 
Preußiſchen Staatsbibliothek, den Kunſtmuſeen, dem Kunſtgewerbemuſeum, der National⸗ 
galerie und dem Zeughauſe in Berlin. 

e IS Sekretär der Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung in 
Berlin. 

Univerſitätskaſſenrendanten und Quäſtoren in Bonn, Breslau, Greifswald, Halle, Kiel, 
Königsberg, Marburg und Münſter, Quäſtor der Univerſität Göttingen. 

Univerſitätskaſſen⸗ und Quäſturkontrolleur in Berlin. 

u) bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin und bei dem Materialprüfungsamt in 

ahlem. 
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Bürovorſteher und Rendant“) (bisher Rendant und Erſter Sekretär, Bürovorſteher) bei 
den Techniſchen Hochſchulen in Aachen, Breslau, Danzig und Hannover. 


Rentmeiſter bei dem Stift Neuzelle, bei der Kloſter⸗Bergiſchen Stiftung und dem Kloſter 


Unſer⸗Lieben⸗Frauen, beim Münſterſchen Studienfonds, bei den Kirchen⸗ und Schul⸗ 
fonds in Erfurt und beim Bergiſchen Schulfonds in Düſſeldorf. 

Rentmeiſter bei den Bildungsanſtalten in Berlin⸗Lichterfelde. 

Bürovorſteher“) beim Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem. 

Oberinſpektor beim Botaniſchen Garten in Berlin. 

Verwaltungsoberinſpektoren“) (bisher Inſpektoren) bei den Vereinigten Univerſitäts⸗ 
kliniken, Bürovorſteher“) (bisher Univerſitätsſekretäre, Bürovorſteher) bei den Univer⸗ 
fitäten und dem Charitékrankenhaus in Berlin. 2 

Rerwaltungsoberinipektoren*) (bisher Inſpektoren) bei der Akademie der Künſte in Berlin, 
bei der Hochſchule für die bildenden Künſte in Charlottenburg, bei der Hochſchule für 
1 9 15 Charlottenburg, bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf und bei der Kunſtſchule 
in Berlin. 

Bibliothekar“) (bisher Bibliothekverwalter) bei der Hochſchule für Muſik in Charlottenburg. 

Regiſtrator und Kalkulator“) bei der Akademie der Wiſſenſchaften. = 

Chordirektor (künftig wegfallend), Garderobenoberinſpektor (künftig wegfallend), Maſchi⸗ 
nerieoberinſpektor (künftig wegfallend) bei den Staatstheatern in Caſſel, Hannover und 
Wiesbaden, Theaterinſpektoren, Theaterrentmeiſter bei den Staatstheatern in Berlin, 

Caſſel, Hannover und Wiesbaden. 

Präparandenlehrer. 

Gymnaſiallehrer uſw. (bisher Mittelſchullehrer, Zeichenlehrer (einſchließlich des Rendanten 
am Pädagogium in Putbus, Geſanglehrer, Turnlehrer) an den höheren Lehranſtalten für 
die männliche Jugend. x 

Ordentliche Lehrer und 5) Ordentliche Lehrerinnen, ) Zeichenlehrerinnen, 4) Geſanglehrerin⸗ 
nen, 4) Jugendleiterinnen, 7) Turnlehrerinnen an den höheren Lehranſtalten für die weib⸗ 
liche Jugend. 

a 9 gebildete Oberinnen an den mit den Oberlyzeen verbundenen Frauen⸗ 

hulen. a 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 


Oberinnen bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 
Bürovorſteher“) (bisher Sekretär) bei der Landesanſtalt für Waſſerhygiene. 


Gruppe 9. 
7.600 — 8300 — 9 000 — 9 600 — 10 200 — 10 800 — 11 100 — 11400 & jährlich. 


Domänen verwaltung. 
Kurdirektor (bisher Badeinſpektor) in Nenndorf. 
Oberrentmeiſter (bisher Rendant) der Mineral-, Bade⸗ und Brunnenverwaltung in Ems. 
Domänen⸗Rent⸗ und Bauinſpektoren“) (bisher Domänenrentbeamte). 
Regierungslandmeſſer (bisher Landmeſſer). 


R Sorftverwaltung. 
Regierungslandmeſſer (bisher Vermeſſungsbeamte der Forſteinrichtungsanſtalten). 


Lotterieverwaltung. 


Rendant der Generallotteriekaſſe und 
Buchhaltereivorſteher. 


— 
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Münzverwaltun a 
Rendant der Münzkaſſe, Münzwardein, Betriebsinſpektor, Buchhalter und Kontrolleur und 
Münzingenieur bei der Münze. 2 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Berghauptkaſſenrendanten. ö 
Hauptrendanten!) bei den beſonders großen Steinkohlenbergwerken. . 
Betriebsführer des Gruben- und des Maſchinenbetriebes auf großen Steinkohlenbergwerken. 2 
Der Erſte Bürovorſteher“) an Oberbergämtern und am Knappſchaftsverſicherungsamt 


büros der Geologiſchen Landesanſtalt. 


Markſcheider. a 
Reichs- und Staatsanzeiger. 


Rendant. 
Anſiedlungskommiſſion. 


Regierungslandmeſſer, leitende Vermeſſungsbeamte (bisher Vermeſſungsbeamte), Haupt 
kaſſenrendant und Präſidialſekretär“) (bisher Sekretär). 


Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Legationsſekretäre II. Klaſſe (bei den Geſandtſchaften). ö 


Finanzminiſterium. 

Kataſterkontrolleure, Regierungslandmeſſer. 3 
Landrentmeiſter (bisher Rendanten der Regierungshauptkaſſen und der Kaſſe der Miniſte⸗ 
rial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion). ; : 
Präſidialſekretäre“) (bisher Regierungsſekretäre) bei den Oberpräſidien und Regierungen 

einſchließlich der Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. 
Provinzialrentmeiſter bei den Rentenbanken. 
Direktor des Tiergartens in Berlin. 


Bauverwaltung. 
Regierungslandmeſſer. 
Regierungslandmeſſer bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. „ 
Ständiger Hilfsarbeiter (Aſſiſtent) bei der Verſuchsanſtalt für Waſſerbau und Schiffbau. 
Ständige Hilfsarbeiter (Aſſiſtenten) bei der Zentralverwaltung (im Büro für die Haupt⸗ 
nivellements). 8 s 
Handels- und Gewerbeverwaltung. 
Planmäßige Gewerbeaſſeſſoren (künftig wegfallend). ; 
Malereivorſteher und Modellmeifter bei der Porzellanmanufaktur. 
Handels- (Gewerbe) Lehrer. 
Seefahrklehrer (bisher Seefahrtſchullehrer). 
Lehrer bei den Baugewerks und Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metall: 
induſtrie ſowie bei den Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen. 


Dortmund. 5 

Vorſteher*) des Reviſionsbüros der Bergwerksdirektionen. N 

Der Erſte Bürovorfteher*) der Bernſtein⸗, Ober⸗ und Unterharzer Werke und des Zentral⸗ 
7) Penſionatsvorſteherin, Handels⸗ (Gewerbe-) Lehrerinnen. 
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Verwaltung des Innern. 


Rendant der Polizeihauptkaſſe in Berlin. 

Erſter Bürovorſteher“) (bisher Sekretär) beim Statiſtiſchen Landesamt. 

Bentralbürovorfteher*) und Kalkulaturvorſteherk) (bisher Polizeiſekretäre) beim Polizei⸗ 
präſidium in Berlin. 

Polizeiräte. 

Landrätliche Hilfsbeamte. 

Polizeihauptleute, Polizeiinſpektoren, Kriminalinſpektoren. 

Telegrapheningenieure. 

Polizeigefängnisdirektor in Berlin. 7 

Landjägerräte (bisher Diſtriktsoffiziere und Adjutanten bei der Landgendarmerie). 

Hauptleute, Hauptärzte, Hauptzahnärzte, Haupttierärzte, Hauptapotheker der Sicherheits- 
polizei mit mehr als 4 Dienſtjahren als ſolche, Hauptzahlmeiſter als 1. Zahlmeiſter bei den 

Gruppen, Rechnungsdirektoren, Verwaltungsaſſeſſoren der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 


Oberſekretäre (bisher Sekretäre) beim Oberlandeskulturamt und beim Landesſchätzungsamt. 
Präſidialſekretäre*) (bisher Sekretäre) bei den Landeskulturämtern. 
Regierungslandmeſſer. 

Leitende Vermeſſungsbeamte (bisher Vermeſſungsbeamte) bei den Landeskulturbehörden. 
Adminiſtrator bei der Tierärztlichen Hochſchule. . 

Oberlehrer (bisher Fachlehrer) an Landwirtſchaftlichen Lehranſtalten. 


Geſtüt verwaltung. 
Geſtüttierärzte. 


Juſtizverwaltung. 


Juſtizlandrentmeiſter (bisher Juſtizhauptkaſſenrendanten). 

Juſtizbürooberinſpektorenk) (bisher der Erſte Gerichtsſchreiber — Oberſekrekär und Büro⸗ 
vorſteher —) bei den Oberlandesgerichten. 

Rechnungsoberreviſor*) (bisher Vertreter des Rechnungsdirektors beim Kammergericht). 

Hauptkaſſenrendant bet der Gerichtskaſſe Berlin-Mitte und Hauptkaſſenrendanten“) bei den 
anderen beſonders organiſierten Gerichtskaſſen. 

Vorſteher des Einziehungsamts bei der Gerichtskaſſe Berlin⸗Mitte. 

Amtsanwälte. 

Gerichtsvollzieher-Inſpektor beim Amtsgericht Berlin-Mitte. 

Bezirksreviſoren bei den Landgerichten und bei dem Amtsgericht Berlin-Mitte, 

Gerichtskaſſenkuratoren“). 

Strafanſtaltsvorſteher“) (bisher Strafanſtaltsinſpektoren oder ⸗oberinſpektoren) und Straf⸗ 
anſtaltsvorſteherin beim Frauengefängnis in Berlin. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Zentralbürovorſteher“) (bisher Bürovorſteher) bei der Techniſchen Hochſchule und den 
Staatlichen Muſeen in Berlin. . 

Univerſitätskaſſenrendant und Quäſtor in Berlin. 

Ständige Aſſiſtenten beim Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem. 

Chemiker beim Landwirtſchaftlichen Inſtitut in Halle. 5 

Chordirektor (künftig wegfallend) bei den Staatstheatern in Berlin. 

Ordentliche Lehrer an den Lehrer- und Lehrerinnenſeminaren. 
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Ordentliche Lehrer an der Blindenanſtalt in Steglitz, an der Taubſtummenanſtalt in Neu: 
kölln und an der Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau. an 

+)Rehrerinnen an den Lehrerinnenſeminaren. 

1 )Gewerbelehrerinnen. ER 

Ve Lehrerinnen an der Blindenanſtalt in Steglitz und an der Taubſtummenanſtalt 
in Neukölln. f 

Konrektoren bei den mit den Oberlyzeen verbundenen Übungsſchulen. 

Chordirektor (künftig wegfallend) bei den Staatstheatern in Berlin. 


N Gruppe 10. 
8 400 — 9 200 — 40 000 — 10 800 — 11 300 — 11800 — 12 300 — 12 600 jährlich. 


Forſtverwaltung. 
Oberförſter. 5 
Preußiſche Staatsbank. 
Finanzoberſekretäre (bisher Kaſſierer, Buchhalter, Geh. expedierende Sekretäre, Kalkula⸗ 
toren, Kanzleivorſteher). 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. ö 

Miniſterialſekretäre (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) und Kanzleidirektor 
beim Miniſterium. 

Bergmeiſter (bisher Betriebsinſpektoren und Berginſpektoren). 
Bergrevierbeamte. 
Direktoren kleiner Werke. N 
Sammlungskuſtoden, Bezirksgeologen und Chemiker bei der Geologiſchen Landesanſtalt. 
Oberlehrer bei der Bergſchule in Saarbrücken. 
Regierungsbaumeiſter. 
Oberbergamts⸗ und Revidierende Markſcheider. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Finanzoberſekretäre (bisher Geh. expedierende Sekretäre, Kalkulatoren, Buchhalter), 
Hauptkaſſierer, Kaffterer und Kanzleidirektor (bisher Kanzleivorſteher). 


N Landesverſammlung. 
Kalkulatoren, Ingenieur, Zweiter Vorſteher und Beamte des ſtenographiſchen Büros. 
Bibliothekar. 
Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſteriu m). 
Miniſterialſekretäre (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) und Kanzleidirektor 
beim Minifterium, 
Landeswaſſeramt. 
Oberſekretäre (bisher Bürobeamte). 


Staatsarchive. 
Staatsarchivare und Archivare bei den Archiven in den Provinzen. 
Sekretäre (bisher Bürobeamte) beim Direktorium der Staatsarchive. 


Oberrechnungskammer. 
Oberrechnungskammerſekretäre (bisher Reviſoren) und Kanzleidirektor. 
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2 Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
Vorſteher der Expedition. 


Anſiedlungskommiſſion. 


Regierungsräte, Regierungs⸗ und Bauräte (bisher Regierungsbaumeiſter), Vexmeſſungs⸗ 
räte (bisher Vermeſſungsinſpektoren) und Rechnungsdirektor. 


Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Kanzler (bisher Kanzleivorſtände). | 
Legationsſekretäre erſter Klaſſe. 


Finanzminiſterium. 


Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) 
und Kanzleidirektor beim Miniſterium. 8 
Regierungsräte (bisher Regierungskaſſeninſpektoren). 
Regierungs⸗ und Steuerräte (bisher Kataſterinſpektoren). : 
Regierungräte bei den Regierungen einſchließlich der Miniſterial⸗, Militär- und Bau⸗ 
kommiſſion in Berlin. 
Bauverwaltung. 5 
Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre 
uſw.) und Kanzleidirektor, Techniſche Miniſterialſekretäre (bisher Geheime Reviſoren), 
Regierungs⸗ und Bauräte (bisher planmäßige Regierungsbaumeiſter) beim Miniſterium. 
Regierungs⸗ und Bauräte (bisher Regierungsbaumeiſter, Amtsvorſtände und ſonſtige 
planmäßige Regierungsbaumeiſter). 
Regierungs⸗ uud Baurat (bisher Regierungsbaumeiſter) bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung. 
Ständige wiſſenſchaftliche Hilfsarbeiter bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre 
uſw.) und Kanzleidirektor beim Miniſterium. 

Betriebschemiker, Chemiker und Verkaufsvorſteher bei der Porzellanmanufaktur. 

Vorſtände von Gewerbeaufſichtsämtern (bisher Gewerbeinſpektoren). 

Eichungsdirektoren (bisher Eichungsinſpektoren). 

Oberlehrer bei Baugewerk⸗, Maſchinenbau⸗ und ſonſtigen Fachſchulen für Metallinduſtrie 
ſowie Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen, ferner Oberlehrer (bisher Lehrer) 
an den Kunſtgewerbe⸗, Handwerker- und gleichartigen Fachſchulen. 

ee (bisher Lehrer) bei den Wanderkurſen für Heizer und Ma⸗ 
chiniſten. : 

Oberlehrer an der bisherigen Gewerbeſchule in Thorn. 

Leiterin der bisherigen Haushaltungsſchule in Thorn. 


Juſtizverwaltung. e 
Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime erpedierende Sekretäre 
uſw.) und Kanzleidirektor beim Miniſterium und bei der Juſtizprüfungskommiſſion. 
Amtsgerichtsräte, Landgerichtsräte, Staatsanwaltſchaftsräte (bisher Amtsrichter, Land⸗ 
richter, Staatsanwälte). 
Rechnungsdirektoren, Kaſſendirektoren“). : 
Strafanſtaltsdirektoren und Strafanſtaltspfarrer (bisher Strafanſtaltsgeiſtliche). 
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Verwaltung des Innern. SR le 
Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre 
uſw.) und Kanzleidirektor beim Miniſterium. > Be: 
Oberverwaltungsgerichtsſekretäre (bisher Bürobeamte) und Kanzleidirektor beim Ober⸗ 
verwaltungsgericht. f : 7 
Regierungsräte bei den Polizeiverwaltungen. f 
Regierungsrat (bisher Kaſſeninſpektor) beim Polizeipräſidium in Berlin. 
Landräte und Oberamtmänner. 
Mitglieder des Statiſtiſchen Landesamts. 
Bibliothekar beim Statiſtiſchen Landesamt. 
Oberpolizeiräte“*) (bisher Polizeiräte). 
Verſicherungsreviſoren. N 
Polizei⸗ und Kriminaldirektoren (bisher Polizeimajore). 1 
Landjägerräte“) (bisher Diſtriktsofftziere und Adjutanten bei der Landgendarmerie). 
Kommandeure?) und Lehrer“) der Landjägerſchulen. i I 
Majore, leitende Hauptärzte, Gruppenhauptärzte, leitende Haupttierärzte, Juſtitiare, Ver⸗ 
waltungsräte der Sicherheitspolizei bis zu 4 Dienſtjahren als ſolche. f 5 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 1 
Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗BVibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) 
und Kanzleidirektor beim Miniſterium. : . 
Regierungsräte und Kulturräte (bisher Spezialkommiſſare) als Vorſteher von Kultur⸗ 
ämtern. i 
Regierungd- und Bauräte (bisher Regierungsbaumeiſter). = 
Regierungs und Vermeſſungsräte (bisher Vermeſſungsinſpektoren) bei den Landeskultur⸗ 
ämtern. s 
Studienräte (bisher wiſſenſchaftliche Lehrer). 
Vorſteher der chemiſchen Unterſuchungsanſtalt bei den Auslandsfleiſchbeſchauſtellen. 
Oberfiſchmeiſter für die Binnengewäſſer (bisher Provinzialoberfiſchmeiſter). Be 
Stellvertretende Abteilungsvorſteher beim bisherigen Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut in Bromberg, 
vollbeſoldete Kreistierärzte. N 


Geſtüt verwaltung. 
Geſtütsdirektoren (bisher Dirigenten) der Landgeſtüte. 
Geſtütveterinärräte (bisher Geſtüt⸗ und Veterinärräte). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) 
und Kanzleidirektor beim Miniſterium. i 
Verwaltungsoberſekretäre (bisher Geheime expedierende. Sekretäre und Kalkulatoren uſw.) 
beim Evangelijchen Oberkirchenrat. : 
Akademiſcher Baumeiſter und Akademiſcher Oberförſter bei der Univerſität Greifswald. 
Bibliothekare und Archivare bei der Akademie der Wiſſenſchaften. ö 
Bibliothekare bei der Preußiſchen Staatsbibliothek, bei den Univerſitätsbibliotheken, dem 
Seminar für orientaliſche Sprachen, der Hochſchule für die bildenden Künſte in Charlot⸗ 
tenburg, bei den Kunſtmuſeen in Berlin, bei den Techniſchen Hochſchulen in Breslau, 
Danzig und Hannover. f d 5 
Chemiker bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 
Kreisſchulinſpektoren. : 
Geiſtliche beim Charitékrankenhaus in Berlin. 
Oberapotheker beim Charitskrankenhaus in Berlin. 
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Kuſtoden (teilweiſe bisher Direktorialaſſiſtenten) bei den Kunſtmuſeen, beim Kunſtgewerbe⸗ 
muſeum, bei der Nationalgalerie und beim Zeughaus in Berlin, beim Landesmuſeum in 
Caſſel, bei der Hochſchule für die bildenden Künſte in Charlottenburg. 

Kuſtoden an Zoologiſchen Inſtituten der Univerſitäten Königsberg, Breslau und Bonn, bei 
den Naturwiſſenſchaftlichen Inſtituten der Univerſität Berlin und der Biologiſchen Anſtalt 
auf Helgoland und beim Muſeum für vaterländiſche Altertümer in Kiel. i 

Oberförſter bei dem Stift Neuzelle. 

Obſervatoren bei den Univerſitätsſternwarten und bei dem Aſtronomiſchen Recheninſtitut in 
Berlin, beim Geodätiſchen Inſtitut in Potsdam, beim Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin 
nebſt Obſervatorium in Potsdam, beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei Potsdam 
und beim Aeronautiſchen Obſervatorium in Lindenberg. : 

Lehrer der Tierheilkunde bei der Univerſität Göttingen. 

Proſektor beim Anatomiſchen Univerſitätsinſtitut in Halle (künftig wegfallend). 

Regierungsbaumeiſter im Miniſterium und bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 

Erſter Reſtaurator bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 

Ständige Mitarbeiter beim Materialprüfungsamt in Berlin⸗Dahlem. 

Regierungsräte (bisher Verwaltungsräte und Juſtitiare) bei den Provinzialſchulkollegien. 

Räte bei den Konſiſtorien. 5 

Wiſſenſchaftliche Beamte bei der Akademie der Wiſſenſchaften. 

e Beamter (Bibliothekar) beim Akademiſchen Auskunftsamt der Univerſität 

erlin. 

Zweiter und dritter Sekretär beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 

Studienräte (bisher Beamte) bei der Auskunftsſtelle für Schulweſen und der Hauptſtelle für 
naturwiſſenſchaftlichen Unterricht in Berlin. 

Studienräte (bisher Schultechniſche Mitarbeiter) bei den Provinzialſchulkollegien. 

Studienräte bei den Bildungsanſtalten. 

Studienräte, männliche und f) weibliche (bisher Oberlehrer und Oberlehrerinnen) bei den 
höheren Lehranſtalten für die männliche und weibliche Jugend. ö 

Oberzeichenlehrer“), Obermuſiklehrer“), ) Oberzeichenlehrerinnen, f) Obermuſiklehrerinnen 
an den höheren Lehranſtalten für die männliche und die weibliche Jugend. 

Prorektoren an den Seminaren. f 

Oberlehrer an den Lehrer- und Lehrerinnenſeminaren. 

J) Oberlehrerinnen bei den Lehrerinnenſeminaren. 

Oberlehrer an der Blindenanſtalt in Steglitz, an der Waifen- und Schulanſtalt in Bunzlau. 

Turnräte, männliche und 5) weibliche (bisher Oberlehrer und Oberlehrerin) und Medizinal⸗ 
rat (bisher Oberlehrer und Arzt) bei der Landesturnanſtalt in Spandau. 

Lehrer am Seminar für Orientaliſche Sprachen. 

Vorſteher der ſtaatlichen Präparandenanſtalten. 

Theateroberrentmeiſter, Theateroberinſpektoren (bisher Geh. expedierende Sekretäre) bei den 
Staatstheatern in Berlin. 

Verwaltungsdirektoren (bisher Bürovorſteher) bei den Staatstheatern in Caſſel, Wiesbaden 
und Hannover. 

Miniſterium für Volkswohlfahrt. 

Miniſterialſekretäre, Miniſterial⸗Bibliothekar (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) 
und Kanzleidirektor beim Miniſterium. 

Vollbeſoldete Kreisärzte. 

Vollbeſoldete Kreisärzte als Vorſteher bei den Medizinalunterſuchungsämtern. 

Wiſſenſchaftliche Mitglieder (bisher Aſſiſtenten) bei der ſtaatlichen Nahrungsmittel⸗Unter⸗ 
ſuchungsanſtalt. ; 

Wiſſenſchaftliche Mitglieder der Landesanſtalt für Waſſerhygiene. 

Wiſſenſchaftliche Mitglieder und Chemiker bei dem Hygieniſchen Inſtitut in Beuthen und 
dem Erſatzinſtitut für Poſen. 

f a 37* 


Abteilungsvorſteher bei dem Hygieniſchen Inſtitut in Saarbrücken. 


Weinbaudirektoren. 
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Bankinſpektoren (bisher banktechniſche Reviſoren). 
Direktoren bei den ſtaatlichen Erziehungsanſtalten. 
Regierungsbaumeiſter (Bauräte) bei dem Wohnungs⸗ und Siedlungsweſen. 


| Gruppe 11. 
9 700 — 10 700 — 11 700 — 12 500 — 13 300 — 13 700 — 14 100 — 14 500 A jährlich. 
(Bol. dazu die Schlußbemerkungen, Ziff. 2 und 3.) 
Domänen verwaltung. 


Forſt verwaltung. 
Regierungs- und Forſträte“), Oberförfter*) als Dozenten und Verwalter der Lehrreviere 
bei den Forſtakademien, Oberförfter*) als Leiter, und Lehrer bei den Forſtlehrlingsſchulen, 
Oberförſter“) als forſttechniſcher Beirat beim Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


Lotterie verwaltung. 
Direktoren bei der Generallotteriedirektion. 


Münzverwaltun g. 
Obermünzmeiſter und Obermünzwardein (bisher Münzmeiſter und Münzwardein). 


Preußiſche Staatsbank. 
Staatsbankkommiſſar (bisher Bankinſpektor). e 
Vorſteher des Präſidialbüros, Bankinſpektoren“) (bisher Treſorverwalter und Oberbuch⸗ 
halter). i 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen v erwaltung. 
Regierungsräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Profeſſor (wiſſenſchaftlicher Hilfsarbeiter) im Miniſterium. 
Mitglieder der Bergwerksdirektionen“). 
Werksdirektoren“) der größeren Berg- und Hüttenwerke und Salinen. 
Oberbergräte!). - 
Landesgeologen. 
Direktor der Bergſchule in Saarbrücken. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Finanzräte als ſtändige Mitarbeiter. 
Vorſteher der Geheimen Kalkulatur, Rendanten der Staatsſchuldentilgungskaſſe und des 
Schuldbuchbüros, ſtellvertretende Vorſteher der Kontrolle der Staatspapiere und des 
Schuldbuchbüros und Oberbuchhalter*). ! 


Zandesverfammlung. : 
Erſter Vorſteher des Stenographiſchen Büros und Direktor der Bibliothek der Landesver⸗ 
ſammlung. 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Regierungsrat“) als Hilfsreferent im Miniſterium. i 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 5 
Zweiter Kabinettsſekretär des ehemaligen Geheimen Zivilkabinetts (künftig wegfallend). 
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5 5 Staatsarchive. 
Bürovorſteher beim Direktorium der Staatsarchive. 


Oberrechnungskamme x. 

Bürovorſteher. . 

. Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
Direktor und Redakteur beim Reichs- und Staatsanzeiger. 


Anſiedlungskommiſſion. 
Regierungsräte“) in gehobenen Stellen. 


Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Geſandſchaftsräte zweiter Klaſſe. 


Landeswaſſeramt. 


Bürovorſteher. 


Finanzminiſterium. 
Finanzräte“) und Bauräte!) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 7 5 
Oberbuchhalter und Kaſſterer der Generalſtaatskaſſe. 
Regierungsräte“) in gehobenen Stellen bei den Regierungen einſchließlich der Mini⸗ 
ſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. 


. Bauverwaltung. 
Regierungsräte*) und Bauräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium; 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 
Vorſteher des Büros für die Hauptnivellements im Miniſterium. 
Regierungs- und Banräte*) im Miniſterium, bei den Provinzialbehörden und bei der Ruhr⸗ 
ſchiffahrtsverwaltung. 


Handels- und Gewerbeverwaltung. 
Negierungsräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 
Shereihungsdireftor*) (bisher Eichungsinſpektor) in Berlin. 
Regierungs- und Gewerberäte*). f 
Regierungs- und Gewerbeſchulräte!). 5 
Direktoren bei Baugewerkſchulen, Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metall⸗ 
induſtrie und Schiffsingenieur⸗ und Seemaſchiniſtenſchulen. 
Direktoren bei Kunſtgewerbe⸗, Handwerker⸗ und gleichartigen Fachſchulen. 
Seefahrtſchuldirektoren. > 
Vorſteher der technischen Abteilung bei der Porzellanmanufaktur. 
Direktorinnen der Handels⸗ und Gewerbeſchulen für Mädchen mit Lehrerinnenbildungs⸗ 
anſtalten. 
Juſtizverwaltung. 
Suftigräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium. e Ba 
iniſterial⸗Rechnungsdirektor (bisher Bürovorſteher) beim Miniſterium. a 
ne) und Landgerihtsräte*) (bisher Amtsrichter und Landrichter) in gehobe⸗ 
nen Stellen. 5 


Roy = 


Erſte Staatsanwälte als Abteilungsvorſteher bei großen Staatsanwaltſchaften ſowie als . 
Staatsanwälte“) bei den Oberlandesgerichten. 
Strafanſtaltsdirektoren“) in gehobenen Stellen. 


u 


Verwaltung des Innern. 


. Regierungsräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 

Bürovorſteher beim Miniſterium. 

Bürovorſteher“) beim Oberverwaltungsgericht. 

Polizeitechniſcher Hilfsarbeiter im Miniſterium. 

Polizeioberſt und Kommandeur der Schutzmannſchaft in Berlin. 

Landräte“) in gehobenen Stellen. 

Regierungsräte) in gehobenen Stellen bei den Polizeiverwaltungen. 

Mitglieder des Statiſtiſchen Randesamts*) in gehobenen Stellen. 

Majore, leitende Hauptärzte, Gruppenhauptärzte, leitende Haupttierärzte, Juſtitiare, Ver⸗ 
waltungsräte der Sicherheitspolizei mit mehr als 4 Dienſtjahren als ſolche. 


n 
SS 
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Landwirtſchaftliche Verwaltung. 

Regierungsräte“) als Hilfsreferenten im Miniſterium. N 

Bürovorſteher beim Miniſterium. N 

Regierungs⸗ und Forſtrat“), Regierungs⸗ und Baurat!), Regierungs- und Veterinärrat!) 
und Ständige landwirtſchaftlich⸗techniſche Hilfsarbeiter“) beim Miniſterium. | 

Regierungs- und Forſtrat“) im Forſteinrichtungsbüro. 

Regierungsräte“), Regierungs⸗ und Kulturräte*), Regierungs⸗ und Bauräte!), Regie 
rungs⸗ und Vermeſſungsräte“) (bisher Vermeſſungsinſpektoren) in gehobenen Stellen 
bei den Landeskulturämtern. 

n Profeſſoren (bisher Abteilungsvorſteher) bei der Landwirtſchaftlichen Zeh 
anſtalten. i 

Regierungs⸗ und Bauräte*) und Regierungs⸗ und Veterinärräte!) in gehobenen Stelle! 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Regierungsräte?) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 

Bürovorſteher beim Miniſterium. 

Bürovorſteher beim Evangeliſchen Oberkirchenrat. 

Regierungsräte und Regierungsrat als Vorſteher der Meßbildanſtalt beim Minifterium. 

Verwaltungsrat (bisher Kontrollbeamter) für die wirtſchaftlichen Angelegenheiten der 
Univerſitätskliniken und des Charitékrankenhauſes. 

Regierungs⸗ und Schulräte*). 

Räte bei den Konſiſtorien*) in gehobenen Stellen. 

Regierungsräte*) (bisher Verwaltungsräte und Juſtitiare) in gehobenen Stellen bei den 
Provinzſchulkollegien. 

Studienräte“) (bisher Schultechniſche Mitarbeiter) bei den Provinzialſchulkollegien in 
Berlin und Coblenz. 

Erſte wiſſenſchaftliche Beamte“) bei der Akademie der Wiſſenſchaften. 

Direktor der Blindenanſtalt in Steglitz und der Taubſtummenanſtalt in Neukölln. 

l Direktor (bisher Unterdirektor) des Botaniſchen Gartens und Muſeums in 
Dahlem. 5 

Zweiter Direktor des Zoologiſchen Univerſitätsmuſeums in Berlin. 

Direktor des Saalburgmuſeums. ö 

Direktor des Muſeums vaterländiſcher Altertümer in Kiel. 

Erſte Obſervatoren“) beim Meteorologiſchen Inſtitut. 


Oberkuſtoden“) (bisher Kuſtoden) an den Zoologiſchen Univerſitätsinſtituten in Bonn, 
Breslau und Königsberg und an den naturwiſſenſchaftlichen Univerſitätsinſtituten in 
Berlin, den Kunſtmuſeen, dem Kunſtgewerbemuſeum, der Nationalgalerie in Berlin 
und der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 

Oberobſervatorenk) (bisher Obſervatoren) bei den Univerſitäts⸗Sternwarten und dem 

Alſtronomiſchen Recheninſtitut in Berlin. 

Wiſſenſchaftliche Mitglieder beim Inſtitut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 

Studiendirektoren (bisher Direktoren) bei den höheren Lehranſtalten für die männliche 
und weibliche Jugend, Studiendirektoren bei den Bildungsanſtalten. 

Direktor“) (bisher Beamter) der Auskunftsſtelle für Schulweſen uſw. 

n (bisher Beamter) der Hauptſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht in 

erlin. 

Direktor (bisher Leiter) des Akademiſchen Auskunftsamts an der Univerſität Berlin. 

Oberbibliothekare“) (bisher Bibliothekare) als ſtellvertretende Direktoren hei den Univer⸗ 
1 olbelen in Berlin, Breslau, Bonn, Göttingen und der Techniſchen Hochſchule 
in Berlin. 

Oberbibliothekare“) (bisher Bibliothekare) als Abteilungsdirigenten bei der Preußiſchen 
Staatsbibliothek. 

Ständige Sekretäre bei der Akademie der Künſte in Berlin. 

Erſter Sekretär beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 

Oberſtudienräte*), männliche und weibliche“), (bisher Oberlehrer und Oberlehrerinnen) an 
den höheren Lehranſtalten für die männliche und die weibliche Jugend als ſtellvertretende 
Direktoren und Direktorinnen von großen Doppelanſtalten und Anſtalten mit 
Alumnaten. 

Oberſtudienräte“) bei den Bildungsanſtalten. 

Seminardirektoren und ⸗direktorinnen. 

nu) (bisher Oberlehrer) als ftellvertretender Direktor der Landesturnanſtalt in 
Spandau. f . f ö 5 

un ent*) (bisher Verwaltungsrat und Juſtitiar) bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 

Betriebsdirektoren (bisher Bürovorſteher) bei den Staatstheatern in Berlin (künftig 
wegfallend). 


| Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Negierungsräte*) als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
RNeggierungsräte im Miniſterium. 
Literariſcher Sachverſtändiger im Miniſterium. 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 
Ständiger Hilfsarbeiter für das Baugenoſſenſchaftsweſen beim Miniſterium. 
Regierungs⸗ und Bauräte*) beim Wohnungs⸗ und Siedlungsweſen. 
| Regierungs⸗ und Medizinalräte*) bei den Regierungen. 5 
Direktoren bei den Hygieniſchen Inſtituten in Beuthen und Saarbrücken und des Erſatz⸗ 
inſtituts für Poſen. 5 N 
Abteilungsleiter (bisher Wiſſenſchaftliche Mitglieder) bei dem Inſtitut für Infektions⸗ 
krankheiten. ö . 
ne) (bisher Wiſſenſchaftliche Mitglieder) bei der Landesanſtalt für Waſſer⸗ 
giene. 
Abteilungsvorſteher bei der ſtaatlichen Nahrungsmittelunterſuchungsanſtalt. 


— 


— 236 — 


Gruppe 12. 
11 200 — 12 200 — 13 200 — 14 200 — 15 100 — 16 000 — 16 800 M jährlich 


Forſt verwaltung. 
Oberforſtmeiſter 
Preußiſche Staatsbank. 


Oberfinanzräte als Ständige Hilfsarbeiter bei der Preußiſchen Staatsbank. 
Rendant der Staatsbank⸗Hauptkaſſe. 
Dirigent (bisher Vorſteher) der Hauptbuchhalterei der Staatsbank. 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 


Vertreter der Berghauptleute und der Bergwerksdirektion Svorſitzenden, darunter der Di⸗ 
rektor des Knappſchaftsverſicherungsamts in Dortmund. 
Abteilungsdirektoren (bisher Abteilungsdirigenten) bei der Geologiſchen Landesanſtalt. 


Staatsſchulden verwaltung. 


Bürodirektor (bisher Vorſteher des Hauptbüros), Vorſteher der Kontrolle der Staats⸗ 4 


papiere, der Staatsſchuldentilgungskaſſe und des S chuld buchbüros. 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſteriu m). 
Bürodirektor beim Staatsminiſterium. 
Erſter Kabinettsſekretär des ehemaligen Geheimen Zivilkabinetts (künftig wegfallend). 
Oberregierungsräte als Hilfsreferenten im Miniſte ue 


Staatsarchive. 
Geheime Staatsarchivare beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin. 
Archivdirektoren in den Provinzen. 


a Oberrechnungskammer. 
Bürodirektor. 
Anſiedlungskommiſſion. 
Oberregierungsräte. 
Finansminiſterium. 
Bürodirektor beim Miniſterium. 
Vorſteher der Haupkbuchhalterei des reine 


Rendant der Generalſtaatskaſſe. 
Oberfinanzräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 


Oberregierungsräte und Verwaltungsgerichtsdirektoren bei den Regierungen einſchließlich 


der Miniſterial⸗, Militär⸗ und Baukommiſſton in Berlin. 
Regierungsräte*) bei den Oberpräſidien. 


. Bauverwaltung. 

Bürodirektor beim Miniſterium. 

Oberregierungs- und Oberbauräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Abteilungsvorſteherk) bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde. 
Oberbauräte. 


4 


— 237 — 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 

Bürodirektor beim Miniſterium. 

Oberregierungs⸗ uſw. Räte als Hilfsreferenten beim Miniſterium. 

Landesgewerberäte. 5 

Juſtizverwaltung. 

Bürodirektor beim Miniſterium. = 

Oberjuſtizräte (darunter künftig wegfallend 2 Regierungsräte in gehobener Stellung aus 
dem Heroldsamt) im Miniſterium. 

Oberlandesgerichtsräte. 

Landgerichtsdirektoren. 

Oberſtaatsanwälte (bisher Erſte Staatsanwälte als Vertreter der Oberſtaatsanwälte — 
künftig Generalſtaatsanwälte — Erſte Staatsanwälte als Leiter von Staatsanwalt⸗ 
Mie bei den Landgerichten und als Erſter Amtsanwalt beim Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte). 

Oberſtrafanſtaltsdirektoren“) bei den Strafgefängniſſen in Plötzenſee und Berlin-Tegel 
ſowie dem Unterſuchungsgefängnis Berlin⸗Moabit. 


Verwaltung des Innern. 
Bürodirektor beim Miniſterium. . 
Bürodirektor beim Oberverwaltungsgericht. 
Oberregierungsräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Oberregierungsräte bei den Polizeiverwaltungen. 
Oberregierungsrat beim Statiſtiſchen Landesamt. 
Bolizeipräſidenten (bisher Polizeipräſidenten und Polizeidirektoren) — ſoweit nicht ander: 
wärts aufgeführt —. ; 
Brigadiers der Landjägerei (bisher Brigadiers der Landgendarmerie). 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Bürodirektor beim Miniſterium. 
Oberregierungsräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Oberregierungsräte bei den Landeskulturämtern, Kulturgerichtsdirektoren (Vorſitzende der 
Spruchkammern bei den Landeskulturämtern). 


Geſtüt verwaltung. 
Landſtallmeiſter (bisher Dirigenten der Hauptgeſtüte). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Bürodirektor beim Miniſterium. 8 
Oberregierungsräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Oberkonſiſtorialräte. 
Oberſchulräte (bisher Provinzialſchulräte). 
Oberregierungsräte bei den Provinzialſchulkollegien. 
Univerſitätsrichter an der Univerſität Berlin. 
Arztlicher Direktor und Verwaltungsdirektor beim Charitékrankenhaus. 
Abteilungsvorſteher beim Geodätiſchen Inſtitut bei Potsdam und beim Meteorologiſchen 
Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorium bei Potsdam. 
Geſetzſamml. 1920. (Nr. 1189111896). 38 
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Abteilungsvorſteher beim Materialprüfungsamt in Dahlem. 

Direktor der Viologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 

Abteilungsdirektoren bei der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin. 

Direktoren der Univerſttätsbibliotheken. 

Direktoren beim Landesmuſeum in Caſſel und bei der Gemäldegalerie in Caſſel. 

Kommandant des Zeughauſes in Berlin (künftig wegfallend). 

Direktor bei dem Zeughaus in Berlin. 

Hauptobſervatoren beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei Potsdam, bei der Uni⸗ 
verſitäts⸗Sternwarte Babelsberg und beim Aeronautiſchen Obſervatorium bei Lindenberg. 

Wiſſenſchaftliches Mitglied“) beim Inſtitut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 

Leiter der ſtaatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen. 

Oberſtudiendirektorenk) (bisher Direktoren) bei den höheren Lehranſtalten (großen 
Doppelanſtalten) für die männliche und weibliche Jugend und Anſtalten mit Alumnaten. 

Oberſtudiendirektor“) bei der Bildungsanſtalt in Berlin⸗Lichterfelde. 

Oberturndirektor (bisher Direktor) der Landesturnanſtalt in Spandau. 


; Miniſterium für Volkswohlfahrt. 

Bürodirektor beim Miniſterium. 

Oberregierungsräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 

Ständiger arzneikundiger Hilfsarbeiter im Miniſterium. 

Abteilungsdirektoren (bisher Abteilungsvorſteher) bei dem Inſtitut für Infektions⸗ 
krankheiten und bei der Landesanſtalt für Waſſerhygiene. 

Direktor bei dem bisherigen Hygieniſchen Inſtitut in Poſen (künftig wegfallend). 


Gruppe 13. 
13 200 — 15 600 — 18 000 — 19 000 — 20 000 / jährlich. 
Preußiſche Staatsbank. 
Direktionsmitglieder. f 
Münz verwaltung. 
Münzdirektor. 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Direktoren der Bernſteinwerke, der Oberharzer und Unterharzer Berg⸗ und Hüttenwerle. 


Staatsſchulden verwaltung. 
Mitglieder. 


Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Vortragende Räte im Miniſterium. : 


Staatsarchive. 
Zweiter Direktor der Staatsarchive. 


Oberrechnungskammer. 
Vortragende Räte bei der Oberrechnungskammer. 


„ 3, — 
iS Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
Geſandtſchaftsräte erſter Klaſſe. 

Landeswaſſeramt. 2 
Ständige Mitglieder des Landeswaſſeramts. 


Landesverſammlung. 
Direktor. 
Finanzminiſterium. 
Vortragende Räte im Minifterium. 
Oberpräſidialräte. 
Oberregierungsräte bei den Regierungen als ate Vertreter der Regierungspräſidenten und 
der Direktor des Oberverſicherungsamts Groß Berlin. 


Bauverwaltung. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Waſſerbaudirektor. 5 


Handels⸗ und Gewerbe verwaltung. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 


Verwaltung des Innern. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Oberverwaltungsgerichtsräte. 
Oberregierungsrat als erſter Vertreter des Polizeipräſidenten in Berlin. 
Polizeipräſidenten in Königsberg, Breslau, Hannover, Frankfurt a. M., Eſſen und Cöln. 
Brigadiers der Landjägereik) (bisher Brigadiers der Landgendarmerie) — künftig weg⸗ 
fallend —. £ 
Oberſten und Verwaltungschefs der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Wer 
Oberlandeskulturräte (bisher Räte) beim Oberlandeskulturamt. 
Landesſchätzungsräte (bisher Räte) beim Landesſchätzungsamt. 


Juſtigverwaltung. 


Vortragende Räte im Miniſterium. 
Senatspräſidenten bei den Oberlandesgerichten. 5 
Landgerichtspräſidenten, ſoweit nicht anderwärts aufgeführt. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Räte beim Evangeliſchen Oberkirchenrat. 
Direktoren der Provinzialſchulkollegien. 
Abteilungsdirigenten bei den Propinzialſchurkollegien in Berlin und Coblenz. 
Generalſuperintendenten bei den Konſtſtorien in Caſſel, Wiesbaden und Aurich. 
Direktoren bei den Kunſtmuſeen, dem Kunſtgewerbemuſeum und der Nationalgalerie in 
Berlin. 
38* 
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Univerſitätskuratoren in Greifswald, Halle, Göttingen, Marburg, Bonn. 
Verwaltungsdirektoren bei den Staatlichen Muſeen in Berlin. 

Direktor des b onen in Berlin⸗Dahlem. 

Erſter Direktor Rr Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin. 

„Direktor des Inſtituts für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 
Direktor der Generalverwaltung der Staatstheater in Berlin. 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Direktor (bisher Vorſteher) der Landesanſtalt für Waſſerhygiene. 
Direktor der Staatlichen Nahrungsmittel⸗Unterſuchungsanſtalt. 


B. Gehälter mit Mindeftarundgehaltsfägen. 5 


1. 5 650 % im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 


Nach 10 


Anfangs- Nach 2 Nach 4 5 Nach 12 Nach 14 

gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
10 4 1 a 4 28 4 ME 

3700 4 300 | 4 900 | 5 500 6 100 6 600 | 7100 | 7 600 


Nicht vollbeſoldete Kreisärzte und nicht vollbeſoldete Kreistierärzte. 


2. 7400 im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 


Anfangs Nach 2 Nach 4 Nach 6 Nach 8 Nach 10 Nach 12 Nach 14 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
1 4 10 4 4 4 4 1 
5 300 5 800 6 300 6 800 | 7300 | 7.700 8.000 8500 


Konzertmeiſter, Kammermuſiker und Orcheſterinſpektoren bei den Staatstheatern in Caſſel, 
Hannover und Wiesbaden. 


Sämtliche Stellen ſind künftig wegfallend. 


3. 7750 lim Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 


Aufangs⸗ Nach 2 Nach 4 Nach 6 Nach 8 Nach 10 Nach 12 Nach 14 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
de 40 1 de 4 u A 4 
5 700 6 300 6 800 7200 7 600 8 000 8 400 | 8 800 


Konzertmeiſter, Kammermuſiker und der Orcheſterinſpektor bei den Staatstheatern in 


Berlin. 
Sämtliche Stellen ſind künftig wegfallend. 
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4. 10 750 Him Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 


Anfangs- Nach 2 Nach 4 Nach 6 Nach 8 Nach 10 Nach 12 Nach 14 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
4 10 4 1 4 4 4 4 


7 700 | 8 500 | 9200 | 9 900 | 10 600 1 500 12 100 | 12 800 


höchſtens jedoch 15 000 M. 


ee Profeſſoren ſowie Abteilungsvorſteher bei den wiſſenſchaftlichen Hoch 
ſchulen. a 


Profeſſoren bei den Kunſthochſchulen zu einem Drittel. 


5. 12750 H im Durchſchnitt. 


Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 
ee ae ya Ya ͤ . rr... a 


Anfangs- Nach 2 Nach 4 — Nach 6 Nach 8 Nach 10 Nach 12 Nach 14 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
4 fl #7 M 4 Me A Me 


9 200 | 10 100 | 11.000 | 11 800 | 12 700 | 13 500 | 14 400 | 15 300 


höchſtens jedoch 18 000 WM. 


Ordentliche Profeſſoren bei den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 

Profeſſoren bei den Kunſthochſchulen zu zwei Dritteln, die Vorſteher der Akademiſchen 
Meiſterateliers für die bildenden Künſte und der Akademiſchen Meiſterſchulen für 
muſikaliſche Kompoſition in Charlottenburg, Abteilungsvorſteher bei der Hochſchule für 
Muſik in Charlottenburg und der Leiter der ſtaatlichen Zeichenlehrerkurſe in Düffeldorf. 


6. 16 000 AA im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze jährlich: 


Anfangs Nach 2 Nach 4 Nach 6 Nach 8 Nach 10 Nach 12 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
4 4 2 1 4 uf 10 
1 —ů— 


12 500 | 13 500 | 14 500 | 15 500 | 16 500 | 17 500 | 18 500 


höchſtens jedoch 20 000 A. 


Direktoren der Forſtakademien. 
Direktoren der Kunſthochſchulen. 
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2. Einzelgehälter. 


Gruppe l. 
. 20 000 # jährlich. 
Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Präſidenten (bisher Vorſitzende) der Bergwerksdirektionen. 


Finanzminiſterium. 
Präſident des Bezirksausſchuſſes in Berlin. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Direktor und künſtleriſcher Direktor der Porzellanmanufaktur. 


Juſtizverwaltung. 

Vizepräſidenten der Oberlandesgerichte als ſtändige Vertreter der Oberlandesgerichts⸗ 
präſidenten bei Oberlandesgerichten mit mehreren Senatspräſidenten — mit Ausnahme 
des Kammergerichts — > 

Generalſtaatsanwälte (bisher Oberſtaatsanwälte) bei den Oberlandesgerichten. 

Oberſtaatsanwalt bei dem Landgericht I in Berlin. ö 

Präſidenten großer Landgerichte ſowie Amtsgerichtspräſident Berlin-Mitte. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Vizepräſidenten der Provinzialſchulkollegien in Berlin, Breslau und Coblenz. 
Generalſuperintendenten mit Ausnahme derjenigen in Wiesbaden, Caſſel und Aurich. 
Präſidenten der Konſiſtorien mit Ausnahme von Berlin. 

Direktor des Aſtrophyſikaliſchen Obſervatoriums. 
Direktor des Aeronautiſchen Obſervatoriums bei Lindenberg. 


Gruppe ll. 
> 23090 / jährlich. 
Lotterieverwaltung. 
Präſident der Generallotteriedirektion (künftig wegfallend). 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Berghauptleute. 
Direktor der Geologiſchen Landesanſtalt. 


Staatsarchive. 
Generaldirektor der Staatsarchive. 
Landeswaſſeramt. 
Senatspräſident beim Landeswaſſeramt. 


Anſiedlungskommiſſion. 
Präſident der Anſiedlungskommiſſion. 


Finanzminiſterium. 
Regierungspräſidenten. 


ag 


Handels- und Gewerbeverwaltung. 
Staatskommiſſar bei der Berliner Vörſe. 


Juſtizverwaltung. 8 
Vizepräſident der Juſtizprüfungskommiſſion. 


Verwaltung des Innern. 
S Senatspräſidenten beim Oberverwaltungsgericht. 
Bolizeipräfident in Berlin. 
Präſident des Statiſtiſchen Landesamts. 
Kommandeur der Sicherheitspolizei. 


Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Präſidenten der Landeskulturämter. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


Weltlicher Vertreter des Präſidenten des Evangeliſchen Oberkirchenrats. 
Präſident des Landeskonſiſtoriums in Hannover. 

Präſident des Konſiſtoriums in Berlin. 

Zweiter Direktor beim Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für Biologie in Berlin⸗Dahlem. 
Generaldirektor der Preußiſchen Staatsbibliotheken. 

Generaldirektor der. 1 1 Muſeen in Berlin, 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Direktor des Inſtituts für . 


Gruppe III. 
25 000 4 jährlich. 
Oberrechnungskammer. 
Direktoren bei der Oberrechnungskammer. 


Landeswaſſeramt. 
Präſident des Landeswaſſeramts. 


Miniſterium der Auswärtigen Angelegenheiten. 
Geſandte. i 
Juſtiz verwaltung. 


Vizepräſident des Kammergerichts als ſtändiger Vertreter des Kammergerichtspräſidenten. 
Generalſtaatsanwalt beim Kammergericht. . 
Miniſterium des Innern. 
Stellvertreter des Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts. 
Chef der Landjägerei (künftig wegfallend). 
| Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Präſident des Oberlandeskulturamts. 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Direktoren der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitute in Berlin⸗Dahlem und Düſſeldorf. 
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Gruppe IV. 
28.000 , jährlich. 
Preußiſche Staatsbank. 
Präſident der Preußiſchen Staatsbank. 


Berg⸗, Hütten⸗ und Salinen verwaltung. 
Oberberghauptmann. 
Staatsſchulden verwaltung. 
Präſident der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


i Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Miniſterialdirektor. 
Finanzminiſterium. 
Miniſterialdirektoren. : 
Oberpräſidenten. 
Bevollmächtigte zum Reichsrat. 


Bauverwaltung. 
Miniſterialdirektoren. 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Miniſterialdirektoren. 
Juſtizverwaltung. 
Miniſterialdirektoren. 
Präſident der Juſtizprüfungskommiſſion. 
Kammergerichtspräſident. 
Oberlandesgerichtspräſidenten. 


Miniſterium des Innern. 

Miniſterialdirektoren. ; 
Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 

f Landwirtſchaftliche Verwaltung. 
Miniſterialdirektoren, Oberlandforſtmeiſter, Oberlandſtallmeiſter. 


Rinifterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Miniſterialdirektoren. 
Präſident des Cvangeliſchen Oberkirchenrats. 
Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Miniſterialdirektoren. a 


Gruppe V. 
38 000 / jährlich. 
Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Oberrechnungskammer. 
Chefpräſident. 
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Finanzminiſterium. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Bauverwaltung. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Juſtizverwaltung. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


: Miniſterium des Innern. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). : 


Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). i 


Gruppe VI. 
50 000 / jährlich. 
Preußiſche Staatsregierung (Staatsminiſterium). 
Präſident der Preußiſchen Staatsregierung. 


Finanzminiſterium. 5 
Miniſter. 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten. 
Miniſter. 
Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Miniſter. 
Juſtizminiſterium. 
Miniſter. 
Miniſterium des Innern. 
Miniſter. 


Minifterium für Landwirtſchaft, Domänen und FJorſten. 
Miniſter. 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Miniſter. 
f Miniſterium für Volkswohlfahrt. 
Miniſter. 
Geſetzſamml. 1920. (Nr. 11891—11896). 39 
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Abſchnitt II. 
Gehälter für die Hofbeamten 
[künftig wegfallend]. 


1. Aufſteigende Gehälter. 
A. Gehälter mit feſten Srundgehalts ſätzen. 


Gruppe 2. 


4300 — 4700 — 5 000 — 5300 — 5 600 — 5800 — 6000 — 6200 — 6 400 «fl 
2 = jährlich. 

Amtsgehilfen (bisher Amts⸗, Kanzlei⸗, Kaſſen⸗ und Bibliotheksdiener, Bauboten, Geheime 
Kanzleidiener beim Oberhofmarſchallamt). i 5 

Wachtmänner (bisher Wächter). 

Pförtner. 

Überfahrer. 

Gebäudeaufſeher. 

Parkaufſeher. i 

Schloßauffeher (bisher teilweiſe Schloßdiener).“ 

1) Schloßauſſeherinnen (bisher Schloßdienerinnen). 

Sktogonaufſeher in Wilhelmshöhe. 

Parkaufſeher und Brunnenwärter in Wilhelmshöhe. 

Kutſcher. i 

Vorreiter. 

Reitknechte. 

Torwärter. 

Hofwärter. 

Telephoniſten. 

Futterwärter. 

Kammerwärter. 

Mauſoleumsaufſeher. 


Gruppe 3. 


4600 — 5000 — 5 400 — 5 700 — 6000 — 6300 — 6500 — 6 700 — 6900 % 
jährlich. 

Miniſterial⸗Amtsgehilfen (bisher Geheime Kanzleidiener) beim Miniſterium des vor⸗ 
maligen Königlchen Hauſes. ö a 

Schloßauſſeher“) (bisher Schloßdiener) in gehobenen Stellungen. 

Maſchiniſten. 

Fontänenwärter. 

Sartenobergehilfen. 

Schirrmeiſter in Babelsberg. 

Kaſtellan des Schauſpielhauſes Potsdam. 

Monteure. 

Wagenhäller. 

Wagenführer. 

Wagenbegleiter. 

Lackierer. « 

Baupoliere beim Obermarſtallamt. 

Beſchlagſchmiede. 

Botenmeiſter“). 
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Gruppe 4. 
5 000 — 5400 — 5800 — 6200 — 6500 — 6800 — 7100 — 7 300 — 7500 «fl 
jährlich 
* 
en 550 bem Miniſterium des vormaligen Königlichen Hauſes. 


Schloßvögte (bisher Schloßaufſeher in Kaſtellanſtellen). 
Obergärtner ohne Revier. 

Bauwarte (bisher Schloßpolier, Baupolier). 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten). 

Kellerſchreiber beim Oberhofmarſchallamt. 
Obermaſchiniſten und erſte Monteure. 

Schloß⸗ und Gartenverwalter in Niederſchönhauſen. 
Wagen⸗, Sattel⸗ und Futtermeiſter. 


* 


Gruppe 5. 


5400 — 5 800 — 6 200 — 6 600 — 7000 — 7300 — 7 600 — 7 900 — 8100 % 
jährlich. 


Oberbauwarte (bisher Schloßpoliere) in Berlin und Wilhelmshöhe. 
Schloßverwalter (bisher Schloßkaſtellan, teilweiſe Oberkaſtellane). 
Obergärtner mit Revier“), Oberſchirrmeiſter bei der Gartenintendantur. 
Maſchinenmeiſter. 

Bauleitende Monteure“) (bisher erſte Monteure). 

Obermonteur als Betriebsleiter. 

Materialienverwalter bei der Schloßbaukommiſſion. 

Kanzleiſekretäre“) bei dem Obermarſtallamt. 

Kanzleiſekretär (bisher auch Kanzleiſekretär und Botenmeiſter) beim Hofmarſchallamt. 
Schloßinſpektor bei dem Hohenzollernmuſeum. 

Oberwagenführer. 5 7 
Silberverwalter, Livreekammerverwalter. a 


Gruppe 6. 
5 800 — 6 300 — 6 800 — 7 300 — 7 700 — 8 100 — 8 300 — 8500 — 8700 % 
jährlich. 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geh. Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium des vor⸗ 
maligen Königlichen Hauſes. 
Kanzleiſekretäre (bisher Geh. Kanzleiſekretäre) beim Oberhofmarſchallamt. 
Schloßinſpektoren“) (bisher Oberkaſtellane) beim Alten Schloß in Berlin und Neuen 
Palais in Potsdam. 
Oberhoffurier bei dem Oberhofmarſchallamt. 
Oberwagenführer“) in gehobenen Stellen. 
Förſter. 
39* 
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Gruppe 7. 
6 200 — 6700 — 7200 — 7700 — 8 100 — 8500 — 8 900 — 9 100 —9 300 % 
jährlich. 


Miniſterial⸗Kanzleiinſpektor“) (bisher Geh. Kanzleiinſpektor) beim Miniſterium des 
vormaligen Königlichen Hauſes. 

Oberhofmarſchallamtsſekretäre. N 

Expedierende Sekretäre und Kalkulatoren beim Obermarſtallamt. 

Garteninſpektoren (bisher Hofgärtner). 

Wildmeiſter. 

Bauoberſekretäre (bisher Techniſche Sekretäre). 

Obermaſchinenmeiſter. 5 


Gruppe 8. 
6800 — 7 400 — 8 000 — 8 600 — 9 100 — 9 600 — 9 900 — 10200 A jährlich. 
Gartenoberinſpektoren“) (bisher Hofgärtner und Oberhofgärtner mit großem Revier). 


Sruppe 9. 


7 600 — 8300 — 9 000 — 9 600 — 10 200 — 10 800 — 11 100 — 11 400 / jährlich. 
Oberproviſor. 


; Gruppe 10. : 
8400 — 9200 — 10 000 — 10800 — 11 300 — 11 800 — 12300 — 12 600 jährlich. 
Miniſterialſekretäre (bisher Geh. exped. Sekretäre und Kalkulatoren) beim Miniſterium 
des vormaligen Königlichen Hauſes. 
Hofſtaatsſekretäre beim Oberhofmarſchallamt und bei der Gartenintendantur. 
Oberſekretäre (bisher Rendant und exped. Sekretär) beim Obermarſtallamt. 


Hofapotheker. 
Bibliothekar. 
Gruppe 11. 
9 700 — 10 700 — 11700 — 12 500 — 13 300 — 13700 — 14 100 — 14 500 % 
jqährlich. 


Bauräte und Bauinſpektor“). 
Bürovorſteher beim Obermarſtallamt. \ 
Hausarchivare. 


Gruppe 12 
11 200 — 12 200 — 13 200 — 14 200 — 15 100 — 16 000 — 16 800 jährlich. 
Hofgartendirektor. 
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Gruppe 13. 
13 200 — 15 600 — 18 000 — 19 000 — 20 000 MH jährlich. 
Vortragende Räte im Miniſterium des vormaligen Königlichen Hauſes. 
Direktor im Oberhofmarſchallamt. 
Direktor der Schloßbaukommiſſion. 
Direktor des Hohenzollernmuſeums. 


B. Gehälter mit Mindeſtgrundgehaltsſätzen. 
5 650 % im Durchſchnitt. 
Mindeſtgrundgehaltsſätze: 


Anfangs- Nach 2 Nach 4 Nach 6 : Nach 8 Nach 10: Nach 12 Nach 14 
gehalt Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren Jahren 
4 4 Me 4 Mh 40 4 4 


3 700 | 4 300 | 4900 5 5 500 | 6 100 | 6 600 | 7100 | 7.600 


Hofärzte. f ö 
a . 2. Einzelgehälter. 
Gruppe ll. 
0 23 000 / jährlich. 
Hofmarſchall im Oberhofmarſchallamt. i 


: Gruppe IV. 
8 28 000 / jährlich. 
Miniſterialdirektor im Miniſterium des vormaligen Königlichen Hauſes. 


Gruppe VI. 
50 000 / jährlich. 
Miniſter des vormaligen Königlichen Hauſes. 


Abſchnitt II. 
Gehälter für die Beamten der Preußiſchen Zentral⸗Genoſſenſchaftskaſſe. 
1. Aufſteigende Gehälter. 
Gruppe 3. 
4 600 — 5000 — 5400 — 5700 — 6000 — 6 300 — 6 500 — 6 700 — 6 900 MN 
jährlich. ; 
Kaſſen⸗ und Amtsobergehilfen (bisher KRafjen- und Kanzleidiener). 


Gruppe 4. 
5 000 — 5400 — 5 800 — 6200 — 6 500 — 6800 — 7 100 — 7 300 — 7 500 % 
jährlich. 
Oberzähler (bisher Zähler). 
Botenmeiſter“). 


79200, > 


Gruppe 5. 
5 400 —5 800 — 6200 — 6 600 — 7000 — 7 300 — 7 600 — 7 900 — 8 100 4. 
jährlich. 
Kaſſenaſſiſtenten (künftig wegfallend). 
: Gruppe 7. 
6200 — 6700 — 7200 — 7700 — 8100 — 8500 — 8900 — 9100 — 9 300 M 
jährlich. 


Kaſſenoberſekretäre (bisher Kaſſenſekretäre und Buchhalter). 


Gruppe 10. | 
8400 — 9 200 — 10 000 — 10 800 — 11 300 — 11 800 — 12 300 — 12 600 jährlich. 
Finanzoberſekretäre (bisher Sekretäre, Kaſſierer und Buchhalter) als Bürovorſteher 
Ständige Hilfsarbeiter mit beſonderer Vorbildung. 


Gruppe 11. 
9700 — 10 700 11700 — 12 500 — 13300 — 13700 — 14 100 — 14 500 % 
jährlich. 
Ständige Hilfsarbeiter des Direktoriums. . 
Erſte Kaſſierer und Aſſiſtent des Genoſſenſchaftlichen Bankinſpektors. 
Abteilungsvorſteher und Vorſteher des Prüfungsbüros. 


. 


Gruppe 13. 
13 200 — 15 600 — 18 000 — 19 000 — 20 000 jährlich. 
Direktionsmitglieder und Direktionsmitglied als Vertreter des Präſidenten. 


2. Einzelgehalt. 


Gruppe IV. 
Prüſdent 28 000 / jährlich. 
räſident. 


a Schlußbemerkungen. 


A. Befonderheiten. 
1. Weibliche Beamte in den mit einem +) bezeichneten Stellen erhalten die Grund» 
gehaltsſätze um 10 v. H. gekürzt. N 
2. Beamte, die vor Ablauf ihres fünften Beſoldungsdienſtjahrs aus der Beſoldungs⸗ 
gruppe 10 in eine der in Gruppe 11 als gehoben bezeichneten Stellen einrücken, behalten. 
bis zur Vollendung des fünften Beſoldungsdienſtjahrs die Grundgehaltsſätze der Gruppe 10. 
3. Es erhalten die am 1. April 1920 im Amt befindlichen 
a) Muſeumsaufſeher (bisher Zeugwarte II. Klaſſe) beim Zeughauſe in Berlin 
der Gruppe 2 die Bezüge der Gruppe 3, 5 i 
b) Erſten Staatsanwälte als Abteilungsvorſteher bei der Staatsanwaltſchaft des 
Landgerichts I in Berlin der Gruppe 11 die Bezüge der Gruppe 12. 
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B. Amtszulagen. 
5 a) ruhegehaltsfähig. EEE 

4. Die in den Minifterien und bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mit 
Wahrnehmung von Dirigentengeſchäften beauftragten Vortragenden Räte erhalten eine 
ruhegehaltsfähige Amtszulage von je 4000 % jährlich. 

5. Bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung erhalten die Eiſenbahnbeamten der 
Beſoldungsgruppen 2 bis 5, ſoweit ſie dem Bahn⸗, Stellwerks⸗ und Wagen⸗Unterhaltungs⸗, 
Zugbegleit⸗, Weichen⸗, Verſchiebe-, Betriebsaufſichts-, Werkſtätten⸗ und Lokomotivpdienſt 
angehören, für die Dauer der Beſchäftigung in dieſem Dienſtzweige eine durch den Haus⸗ 
haltsplan auszubringende ruhegehaltsfähige Betriebszulage von 400 % jährlich. 


b) nichtruhegehaltsfähig. 


6. Die Beamten der Sicherheitspolizei im Außendienſt erhalten eine nicht ruhe⸗ 
gehaltsfähige Zulage von je 400 % jährlich. 


C. Aufwandsentſchädigungen. 


7. Die geſandtſchaftlichen Beamten erhalten folgende nichtruhegehaltsfähigen 
Aufwandsentſchädigungen: s 


X 


bei den die Legations⸗ en 
Geſandtſchaften Gefandten ſckretäre Kanzler Büroſekretäre 
= 1 1 1 2 
Dresden 12.000 1500 1500 = 
München 27 000 1800 1500 1200 


jährlich. 
8. Es beträgt die nichtruhegehaltsfähige Aufwandsenſchädigung für: 
a) die Regierungspräſidenten je 3 000, 4000 oder 5 000 / jährlich, nach Maß⸗ 
gabe des Staatshaushaltsplans; | 
b) die Oberpräſidenten, den Präſidenten des Oberverwaltungsgerichts, den 
Präſidenten des Kammergerichts und den Präſidenten des Evangeliſchen 
Oberkirchenrats je 7.000 / jährlich; : g 
e) den Präſidenten der Preußiſchen Staatsregierung 18 000 NM und die Staats⸗ 
miniſter je 14 000 % jährlich. 5 
Wenn das Amt des Präſidenten der Preußiſchen Staatsregierung von 
einem Staatsminiſter im Nebenamt wahrgenommen wird, ſo erhält dieſer 
auch die Aufwandsentſchädigung des Präſidenten der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung mit 18 000 l. 


D. Sondervergütungen. 
9. Den nicht vollbeſoldeten Kreisärzten und Kreistierärzten können auch fernerhin 
Zuſchüſſe aus den dafür im Haushalt vorgeſehenen Mitteln gewährt werden. 

a 10. Den Profeſſoren und ſonſtigen Lehrkräften an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, 
den Kunſthochſchulen und den damit zuſammenhängenden Anſtalten und Inſtituten ſowie 
den Leitern und Lehrkräften an gewerblichen Unterrichtsanſtalten können auch fernerhin 
aus den für die Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter Leiter und Lehrkräfte an den 
genannten Hochſchulen und Anſtalten im Haushaltsplan vorgeſehenen Mitteln beſondere 
ruhegehaltsfähige oder nicht ruhegehaltsfähige Beſoldungszuſchüſſe gewährt werden. 
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11. Zur Gewährung von ruhegehaltsfähigen und nichtruhegehaltsfähigen Ver⸗ 
gütungen für Konzertmeiſter und Erſte Stimmen bei den Staatstheatern werden beſondere 
Mittel durch den Staatshaushalt zur Verfügung geſtellt. 


E. Nebenbezüge. 

12. Bei der Berg⸗, Hütten⸗ und Salinenverwaltung können nach Maßgabe beſon⸗ 
derer Beſtimmungen aus Mitteln des Haushalts erhalten: 

a) aus Kap. 14 Tit. 8 und Kap. 18 Gewinnanteile: 
die Betriebsinſpektoren und die Direktoren kleiner Werke (Gruppe !0), die 
Mitglieder der Bergwerksdirektionen, ſoweit fie Leiter der Handels- 
büros ſind, und die Direktoren größerer Werke (Gruppe 11), die Direk⸗ 
toren der Bernſteinwerke, der Ober⸗ und der Unterharzer Berg⸗ und Hüt⸗ 
tenwerke (Grupe 13) ſowie die Vorſitzenden der Bergwerksdirektionen 
(Sondergruppe I); 

h) aus Kap. 14 Tit. 7 und Kap. 18 Außerordentliche Zuwendungen: 
die mittleren Werksbeamten (Gruppe 6), die mittleren Werksbeamten mit 
abgeſchloſſener Fachſchulbildung (Gruppe 7), die oberen Werksbeamten 
I. und II. Klaſſe, die oberen Werksbeamten I. Klaſſe auf großen Werken 
und die Markſcheider (Gruppe 9), die Betriebsinſpektoren und die Direk⸗ 
toren kleiner Werke (Gruppe 10), die Mitglieder der Bergwerksdirektionen 
und die Direktoren größerer Werke (Gruppe 11) ſowie die Vertreter der 
Bergwerksdirektionsvorſitzenden (Gruppe 12); 

c) aus Kap. 14 Tit. 9 und Kap. 18 Belohnungen: 
die mittleren Werksbeamten (Gruppe 6), die mittleren Werksbeamten mit 
abgeſchloſſener Fachſchulbildung (Gruppe 7), die oberen Werksbeamten 
I. und II. Klaſſe (Gruppe 8) ſowie die oberen Werksbeamten I. Klaſſe auf 
großen Werken (Gruppe 9); 

d) kein Beamter darf in ein und demſelben Jahr mit mehr als einer der drei 

unter a bis e genannten Arten von Vergütungen bedacht werden. 

13. Bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung erhalten die Lokomotivführer und Lokomotiv⸗ 
heizer Nebenbezüge nach Maßgabe des Staatshaushaltplans. 

14. Bei der Porzellanmanufaktur erhalten nach Maßgabe des Haushaltplans der 
Verkaufsvorſteher und die drei Verkaufsbeamten aus dem Verkaufserlöſe nichtruhegehalts⸗ 
fähige Gewinnanteile. : 

15. Bei der Juſtizverwaltung erhalten: 

a) die als hauptamtliche Mitglieder der Prüfungskommiſſion beſchäftigten Ober⸗ 

N at einen nichtruhegehaltsfähigen Anteil an den Prüfungs⸗ 
gebühren; 

p) die Kalkulatoren einen Anteil an den von ihnen aufgebrachten und eingezogenen 
Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Haushaltsplans, für das Rechnungsjahr 
1920 — 10 v. H., jedoch ruhegehaltsfähig nicht mehr als 5 v. H. Anteil bis 
zum Höchſtbetrage von 600 M; 

e) die Gerichtsvollzieher einen Anteil an den Gerichtsvollziehergebühren nach 
Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Haushaltplans (zum Teil 
ruhegehaltsfähig bis zu einem Höchſtbetrage von 600 /). 5 

16. Bei der Landwirtſchaftlichen Verwaltung erhalten: . 

a) der jetzige Direktor der Lehranſtalt für Obſt⸗ und Gartenbau in Proskau 
2 v. H. Gewinnanteil (künftig wegfallend) von dem Erlöſe der im laufenden 
Betriebe zum Verkaufe kommenden Erzeugniſſe der Anſtalt; 
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5) der Materialienverwalter bei der Lehranſtalt für Wein⸗, Obſt⸗ und Gartenbau 
ien 2 v. H. Gewinnanteil von dem Erlöſe aus den Gartenerzeug⸗ 
niſſen. 


T. Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
werden folgende nichtruhegehaltsfähige Nebenbezüge gewährt: a 

Die Univerſitätskaſſenrendanten und Quäſtoren erhalten wie bisher einen 
Anteil an den geſtundeten Honoraren nach den bisherigen Sätzen in voller 
Höhe, jedoch mit der Maßgabe, daß der Anteil des Quäſtors in Göttingen von 
15 v. H. und derjenige des Quäſtors in Bonn von 20 v. H. auf je 10 v. H. 
herabgeſetzt wird, und daß die den Univerſitätskaſſenrendanten und Quäſtoren 
hieraus zufließende Reineinnahme den Betrag von 1 500 M jährlich nicht 
überſteigen darf. 

Die Univerſttätskaſſenrendanten und Quäſtoren erhalten ferner wie 
bisher einen Anteil an den laufenden Honoraren nach den bisherigen 
Sätzen, jedoch mit der Maßgabe, daß die ihnen hieraus zufließende Reinein⸗ 
nahme den Betrag von 1000 „ jährlich nicht überfteigen darf. 

Die Univerſitätskaſſen⸗ und Quäſturkontrolleure ſowie der Buchhalter der 
Univerſitätskaſſe und Quäſtur in Greifswald erhalten ebenfalls wie bisher einen 
Anteil an den geſtundeten und laufenden Honoraren nach den bisherigen Sätzen, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die ihnen zufließende Geſamteinnahme den Be⸗ 
frag von 600 M jährlich nicht überſteigen darf. 

Alle ſonſtigen den Univerſitätskaſſenrendanten und Quäſtoren und den 
Univerſitätskaſſen⸗ und Quäſturkontrolleuren aus dieſen Amtern bisher zu⸗ 
fließenden Nebeneinnahmen erhalten dieſe Beamten in Zukunft nicht mehr. 

Die durch die vorſtehende Neuregelung frei werdenden Beträge an Ge⸗ 
bühren und Nebeneinnahmen fließen der Univerſitätskaſſe (Titel Insgemein 
des Univerſitätshaushaltplans) zu. Andererſeits ſind die ſämtlichen von den 
vorgenannten Beamten bisher getragenen Beiträge zu Gehältern und ſonſtigen 
Dienſtbezügen des Kaſſenperſonals ſowie die von ihnen bisher getragenen Un⸗ 
koſten von der Univerſitätskaſſe zu übernehmen. 


8 18. Die Profeſſoren an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen ſowie die Direktoren der 
Forſtakademien erhalten die für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichtshonorare bis zu 
4000 A ganz, von dem darüber hinausgehenden Betrage bis zu 10 000 „ jährlich 50 v. H. 
und von dem Jahresbetrag über 10 000 / hinaus 20 v. H. Zur Ablöſung der Beteiligung 
ber a an den Promotionsgebühren kann eine Erhöhung der Abzugsgrenze von 
4000 % durch den Staatshaushalt erfolgen. An Unterrichtshonorar und ſonſtigen aus 
ihrem akademiſchen Lehramt herrührenden Nebenbezügen wird den Profeſſoren eine 
Mindeſteinnahme von 2000 A jährlich gewährleiſtet. Darüber hinaus bleiben den Pro-. 
feſſoren die ihnen gemäß den Satzungen und dem Haushaltplan zufließenden Bezüge 

eſichert. 5 
> Die Rektoren der wiſſenſchaftlichen Hochſchulen in Berlin erhalten eine jährliche 
Amtsvergütung von 10 000 . Den Rektoren der übrigen wiſſenſchaftlichen Hochſchulen 
wird eine jährliche Amtsvergütung von 6 000 , dem Rektor der Akademie in Braunsberg 
wird eine ſolche Vergütung von 1000 M gewährleiſtet. Ser 

Auf die Amtsvergütung werden die für die Rektoren ſatzungsmäßig eingehenden 
Gebühren angerechnet. N 
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Anhang. 
Gehälter für die Eiſenbahnbeamten. 


1. Aufſteigende Gehälter. 


Gruppe 2. 

4300 — 4700 — 5 000 — 5 300 — 5 600 — 5 800 — 6 000 — 6 200 — 6 400 M 
jährlich. f 

Schaffner, Matroſen, Rangierer, Stationsſchaffner (Pförtner und Bahnſteigſchaffner), 

ahnwärter, Kranwärter, Brückenwärter, Weichenwärter (bisher Weichenſteller), Rotten⸗ 

führer, Brückengeldeinnehmer, Amtsgehilfen (bisher Bürodiener). a 


Gruppe 3. 
4600 — 5 000 — 5 400 — 5 700 — 6 000 — 6 300 — 6 500 — 6 700 — 6 900 % 


jährlich. 
Botenmeiſter“). i 
Wagenaufſeher, Fahrkarten⸗ uſw. Drucker, Eiſenbahngehilfen (einſchließlich der Eiſenbahn⸗ 
gehilſinnen), Lokomotivheizer, Schiffsheizer, Seemaſchinenaufſeher, Funkentelegraphiſten, 
Maſchiniſten, Packmeiſter (künftig wegfallend), Oberſchaffner“), Obermatroſen“) (bisher 
Schaffner, Matroſen), Oberſtationsſchaffner“) (bisher Stationsſchaffner), Rottenauf⸗ 
ieher*) (bisher Rottenführer), Nangieraufſeher (bisher Rangierführer), Oberweichen⸗ 
wärter (bisher Weichenſteller I. Klaſſe). ; 
Aufſeher im Sicherungsdienſt (bisher Stellwerksoberſchloſſer) und Magazinaufſeher. 


Gruppe 4. 
5 000 — 5 400 — 5 800 — 6 200 — 6.500 — 6 800 — 7 100 — 7 300 — 7 500 % 


55 jährlich. 
Kanzleiaſſiſtenten (bisher Kanzliſten). 
Betriebsaſſiſtenten (bisher Unteraſſiſtenten) einſchließlich Bahnhofsaufſeher, Lademeiſter, 
Rangiermeiſter, Fahrkartenausgeber (künftig wegfallend), Telegraphiſten (künftig weg⸗ 
fallend), Stellwerksmeiſter“) (bisher Stellwerksaufſeher). 
Wagenmeiſter, Werkführer (einſchließlich der im Sicherungsdienſt und Telegraphenwerk⸗ 
führer), Zugführer, Steuermänner, Dritte Seeſteuermänner, Dritte Seemaſchiniſten, Re⸗ 
fervelokomotivführer (bisher geprüfte Lokomotipheizer) und Triebwagenführer, Ober⸗ 
lokomotivheizer“). 5 
Magazinmeiſter“) (bisher Magazinaufſeher), Rottenmeiſter“) (bisher Rottenführer). 
Obermaſchiniſten“) (bisher Maſchiniſten). 


i Gruppe 5. 
5 400 — 5 800 — 6 200 — 6 600 — 7 000 — 7 300 — 7 600 — 7 900 — 8 100 4 
jährlich. 
Kanzleiinſpektoren“) und Kanzleiſekretäre“) (bisher Kanzliſten) bei den Eiſenbahndirek⸗ 
tionen und dem Eiſenbahnzentralamt. 
Betriebsſekretäre (bisher Eiſenbahnaſſiſtenten), Lokomotivführer, Schiffsmaſchiniſten, 
Zweite Seemaſchiniſten, Maſchinenmeiſter, Schiffskapitäne, Zweite Seeſteuermänner. 
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Gruppe 6. 
35800 — 6 300 — 6800 — 7 300 — 7 700 — 8 100 — 8 300 — 8 500 — 8 700 % 
ö jährlich. 
Miniſterial⸗Kanzleiſekretäre (bisher Geheime Kanzleiſekretäre) beim Miniſterium. 
Eiſenbahnſekretäre einſchließlich Bahnhofsvorſteher, Gütervorſteher, Kaſſenvorſteher, Mate⸗ 
rialienvorſteher, bisherige techniſche und nichttechniſche Betriebsſekretäre (künftig weg⸗ 
fallend), Werkmeiſter, Bahnmeiſter (bisher Bahnmeiſter I. Klaſſe und Bahnmeiſter), 
Eiſenbahntechniker (bisher Techniſche Büroaſſiſtenten). 


| Gruppe 7. 
6 200 — 6 700 — 7 200 — 7 700 — 8 100 — 8 500 — 8 900 — 9 100 — 9300 % 
jährlich. 
Miniſterial⸗Kanzleiinſpektoren') und Miniſterialtechniker (bisher Techniſche Büro⸗ 
aalſſiſtenten) beim Miniſterium. 
Techniſche Eiſenbahnoberſekretäre, Nichttechniſche Eiſenbahnoberſekretäre (bisher Techniſche 
und Nichttechniſche Eiſenbahnſekretäre) einſchließlich Obermaterialienvorſteher. 
Oberbahnmeiſter, Werkſtättenvorſteher, Oberbahnhofsvorſteher, Obergütervorſteher, Ober⸗ 
kaſſenvorſteher, Erſte Seemaſchiniſten, Erſte Seeſteuermänner. 


Gruppe 8. 
6 800 — 7 400 — 8 000 — 8 600 — 9 100 — 9 600 — 9 900 — 10200 % 
jährlich. 

Kaſſierer“) und Oberbuchhalter“) bei den Eiſenbahnhauptkaſſen. 

Eiſenbahninſpektoren“) (bisher Techniſche Eiſenbahnſekretäre einſchließlich Betriebsinge⸗ 
nieure, Techniſche Betriebskontrolleure, Betriebsmaſchinenkontrolleure, Oberbaukon⸗ 
trolleure, Materialienkontrolleure und Rechnungsreviſoren, Nichttechniſche Eiſenbahn⸗ 
ſekretäre einſchließlich Betriebskontrolleure, Verkehrskontrolleure, Rechnungsreviſoren, 
Obermaterialienvorſteher ſowie Oberbahnmeiſter, Werkſtättenvorſteher, Oberbahnhofs⸗ 
vorſteher, Obergütervorſteher, Oberkaſſenvorſteher als Leiter großer und ſchwieriger 
Dienſtſtellen). 8 5 

Gruppe 9. 

7600 — 8300 — 9000 — 9 600 — 10 200 — 10 800 — 11 100 — 11 400 % jährlich. 

Eiſenbahnlandmeſſer, Eiſenbahningenieure, Eiſenbahnoberinſpekloren“), Hauptkaſſen⸗ 
rendanten, Chemiker. 

Gruppe 10. 

8 400 — 9 200 — 10 000 — 10 800 — 71 300 — 11 800 — 12 300 — 12 600 % jährlich. 

Miniſterialſekretäre (bisher Geheime expedierende Sekretäre uſw.) und Kanzleidirektor 
beim Miniſterium. 

Mitglieder des Eiſenbahnzentralamts und der Eiſenbahndirektionen. 

Vorſtände der Betriebs-, Maſchinen⸗, Werkſtätten⸗, Abnahme⸗, Verkehrs⸗ und Wagenämter, 
ferner Telegraphen- und Verkehrsinſpektoren. 

Regierungsbaumeiſter und Bauinſpektoren einſchließlich des Direktors der Eiſenbahnver⸗ 
ſuchsanſtalt in Berlin. 

Rechnungsdirektoren. 
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Gruppe 11. 
9700 — 10700 — 11700 — 12500 — 13300 — 13700 — 14100 — 14500 4 
jährlich. 
(Vgl. dazu die Schlußbemerkungen, Ziffer 2.) 
Regierungsräte“) als Hilfsreferenten, Eiſenbahndirektoren im Miniſterium. 
Bürovorſteher beim Miniſterium. 
Mitglieder des Eiſenbahnzentralamts und der Eiſenbahndirektionen“). 


Gruppe 12. 
11 200 — 12 200 — 13 200 — 14200 — 15 100 — 16 000 — 16 800 jährlich. 
Oberregierungs⸗ und Oberbauräte als Hilfsreferenten im Miniſterium. 
Oberregierungs⸗ und Oberbauräte bei dem Eiſenbahnzentralamt und den Eiſenbahn⸗ 
direktionen. 
Gruppe 13. 
13 200 — 15 600 — 18 000 — 19 000 — 20 000 / jährlich. 
Vortragende Räte im Miniſterium. 
Oberregierungs⸗ und Oberbauräte bei den Eiſenbahndirektionen und dem Eiſenbahnzentral⸗ 
amt als erſte Vertreter des Präſidenten. 


2. Einzelgehälter. 


Gruppe III. 
25 000 M jährlich. 
Präſidenten des Eiſenbahnzentralamts und der Eiſenbahndirektionen. 


Gruppe IV. 
28 000 , jährlich. 
Miniſterialdirektoren. 
| 


Gruppe V. 
38 000 AH jährlich. 
Staatsſekretär (bisher Unterſtaatsſekretär). 


Schlußbemerkungen. 

1. Die Eiſenbahnbeamten der Beſoldungsgruppen 2 bis 5, ſoweit fie dem Bahn, 
Stellwerks⸗ und Wagen⸗Unterhaltungsdienſt ſowie dem Zugbegleit⸗, Weichen ⸗, Verſchiebe⸗ 
Betriebsaufſichts⸗, Werkſtätten⸗ und Lokomotipdienſt angehören, erhalten für die Dauer 
der Beſchäftigung in dieſem Dienſtzweige eine durch den Haushaltsplan auszubringende 
ruhegehaltsfähige Betriebszulage von 400 , jährlich. = 

2. Die Beamten des Fahrdienſtes erhalten 1 Stunden⸗ und Nachtgelder. 
Davon find anzurechnen bei der Feſtſetzung des Ruhegehalts der Zugführer, Packmeiſter, 
Reſervelokomotivführer, Lokomotivführer, Triebwagenführer und dritten Seemaſchiniſten 
400 , der Schiffskapitäne, zweiten Seeſteuermänner, Steuermänner, dritten Seeſteuer⸗ 
männer ſowie der Schaffner und Wagenaufſeher, der Schiffsheizer und Seemaſchinenauf⸗ 
jeher 300 M, der Matroſen 200 A. 
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Nachweiſung der Dienſtbezüge 
für die nicht planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten. 
(I.) Es betragen die Grundvergütungsſätze vom Beginn des 


1. 3 RT 


Anwärterdienſtjahres ab 


für Zivilanwär ter 70 v. H. 
für Militäranwärterrrrr rr. 80 v. H. 


80 v. H. 85 v. H. 
85 v. H. 90 v. H. 


90 v. H. 
95 v. H. 


95 v. H. 


des Anfangsgrundgehalts derjenigen Gruppe, in der 
der Stellenanwärter beim regelmäßigen Verlaufe 
feiner Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt wird. 


3 PER: A 

Gruppe 1 . Soilanwärter ... . 2800 | 3200 | 3400 | 3600 3 800 
Militäranwärter 3200 | 3400 | 3800 3800 — 

Gruppe 2 ( Soilanwärter ........ 3010 | 3440 3 655 | 3870 4085 
Militäranwärter 3440 3 655 | 3870 4085 — 

Gruppe 3 | Nilanwärter ........ 3220 | 3680 | 3910 | 4140 | 4370 
2 Militäranwärter ...... 3680 | 8910 4140 4370 — 

Gruppe 4 Jivilanwarter 3500 4000 4250 45004750 
p Militäranwarter 4000. | 4250 | 4500 4750 — 

Gruppe 5 ( Sivilanmärter ........ 8780 | 4320 4590 | 4860 | 5130 
Militäranwärter 4320 | 4590 | 4860 5 130 — 

Gruppe 6 ( Juilanwärter .... 4060 | 4640 4930 5 2205 510 
Militäranwärter 4640 4930 5 220 5510 — 

Gruppe 7 ( Stoilanwärter .......- 4340 | 4960 | 5270 | 5580 | 5890 
Militäranwärter 4960 | 5270 | 5580 5890 — 

De er 4760 | 5440 | 5780 | 6120 | 6480 

BE de ea Done 5320. 6 0806 460 | 8840 | 7220 

Det. 5880 | 8720 | 7140 | 7560 | 7980 


(2.) Die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hochſchulen erhalten die Grundvergütung der Stellenanwärter nach Gruppe 10 
und von Vollendung des fünften Dienſtjahres an eine Grundvergütung, die in ihrer Höhe 
den Grundgehaltsſätzen der planmäßigen Beamten in Gruppe 10 entſpricht. 
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„Den wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung bei den wiſſenſchafk⸗ 
lichen Hochſchulen werden gleichgeſtellt: 


im Bereiche der Bergverwaltung: 
die Aſſiſtenten bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin; 


im Bereiche der Archivverwaltung: 
die Archivaſſiſtenten; 
im Bereiche der landwirtſchaftlichen Verwaltung: 

die Aſſiſtenten bei den landwirtſchaftlichen höheren Lehranſtalten (Lehranſtalt für Obſt⸗ 
her in in Proskau und Lehranſtalt für Wein⸗, Obſt⸗ und Gartenbau in Geiſen⸗ 
eim), 

die Proſektoren, Apotheker und Repetitoren an den Tierärztlichen Hochſchulen in Berlin 
und Hannover, 

die wiſſenſchaftlich⸗techniſchen Hilfslehrer und die wiſſenſchaftlich⸗techniſchen Hilfskräfte bei 
dem Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut für Landwirtſchaft (bisher in Bromberg), 

die Aſſiſtenten am Inſtitut für Binnenfiſcherei am Müggelſee; 
im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, 

Kunſt und Volksbildung: 

die außerplanmäßigen außerordentlichen Profeſſoren (künftig wegfallend), 

die Lektoren für Sprachen und Künſte bei den Univerſitäten mit planmäßiger Vergütung, 

die Konſtruktions⸗, Betriebs⸗ und Oberingenieure bei den Techniſchen Hochſchulen, 

die Hilfsbibliothekare bei der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin und bei den Uni⸗ 
verſitätsbibliotheken, | 

die wiſſenſchaftlichen Hilfsarbeiter bei der Akademiſchen Auskunftsſtelle in Berlin, beim 
Aeronautiſchen Obſervatorium in Lindenberg, beim Geodätiſchen Inſtitut bei Potsdam, beim 
50 e Inſtitut in Berlin und beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei Pots⸗ 

am, 


die Apotheker bei den Kliniſchen Anſtalten in Breslau und dem Charitékrankenhaus in 


Berlin, : 

die wiſſenſchaftlichen Mitglieder und Aſſiſtenten beim Inſtitut für experimentelle Thera⸗ 
pie in Frankfurt a. M., 

der Aſſiſtent an der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland; 


im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für 
i Volkswohlfahrt: 
die Aſſiſtenten beim Inſtitut für Infektionskrankheiten „Robert Koch“ in Berlin und bet 
den Hygieniſchen Inſtituten in Beuthen, Saarbrücken und dem Erſatzinſtitut für Poſen, 
die Hilfsarbeiter bei der Landesanſtalt für Waſſerhygiene in Berlin⸗Dahlem. 
(3.) Anwärterinnen auf Stellen, die in der Beſoldungsordnung mit einem 5) bezeich⸗ 
net ſind, erhalten die Grundvergütung um 10 v. H. gekürzt. 
(4.) Beim Übertritt eines Stellenanwärters aus einer Gruppe in eine andere iſt $ 10 
Abſ. 5 des Geſetzes ſinngemäß anzuwenden. 


g Schlußbemerkungen. 
1. Die am 1. April 1920 im Dienſt befindlichen Landjägeranwärter und Hilfspolizei⸗ 
wachtmeiſter bei der Schutzmannſchaft erhalten, ſoweit es ihnen in den bisherigen Anſtel⸗ 
lungsbedingungen ausdrücklich zugeſagt iſt, die Bezüge der planmäßigen Beamten. 
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2. Die Sätze für Militäranwärter gelten auch für die Anwärter in der Landjägerei 
und für die Hilfspolizeiwachtmeiſter in der Schutzmannſchaft, ſoweit ſie mindeſtens vier 
Jahre beim Militär gedient haben. 


3. Die nicht planmäßigen Gerichtsvollzieher erhalten einen Anteil an den Gerichts⸗ 
vollziehergebühren nach Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Haushaltsplans. 


4. Die nicht planmäßigen Amtsgerichtskalkulatoren erhalten einen Anteil an den 
von ihnen aufgebrachten und eingezogenen Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Haus⸗ 
haltsplans, für das Rechnungsjahr 1920 10 v. H. 


5. Die Konſtruktions⸗, Betriebs⸗ und Oberingenteure bei den Techniſchen Hochſchulen 
beziehen neben ihrer Grundvergütung einen Anteil bis zur Höhe von jährlich 1500 & an 
den Unterrichtsgebühren des Profeſſors, dem fie zugewieſen find, inſoweit der Geſamtbetrag 
gt Gebühren zur Deckung der Ausgabe außer dem Gebührenanteil des Profeſſors aus⸗ 
rei 

6. Den außerplanmäßigen außerordentlichen Profeſſoren und den gegen planmäßige 
Vergütung angeſtellten Lektoren für Sprache und Künſte bei den Univerſitäten verbleiben die 
1 1 Ziffer 18 der Schlußbemerkungen zur Beſoldungsordnung genannten Bezüge unver⸗ 
ürzt. 


er 


Anlage B 
1 Nr. 2 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
5 betreffend 5 
die anderweite Regelung der Verſorgungsbezüge der zum 1. April 
1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten unmittelbaren Staatsbeamten, deren Hinterbliebenen und 
der Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Beamten 
(Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz). 
Vom J. Mai 1920. 


81. 
Ruhegehalt der zum 1. April 1919 bis einſchließlich zum 1. April 1920 
in den Ruheſtand verſetzten Beamten. 

(1) Das Ruhegehalt der zum 1. April 1919 bis einſchließlich zum 1. April 1920 
in den Ruheſtand verſetzten Beamten iſt für die Zeit vom 1. April 1920 ab auf den Betrag 
feſtzuſetzen, der fi) ergeben hätte, wenn der Beamte bei feinem Ausſcheiden aus der zuletzt 
von ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von 
dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den Ruheſtand 
verſetzt worden wäre. 

(2) Ausgenommen hiervon find die zum 1. April 1920 oder einem früheren Zeit⸗ 
punkt auf Grund des $ 13 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) 
in den Ruheſtand verſetzten Beamten und die vor der Umgeſtaltung des Staatsweſens 
(9. November 1918) einſtweilen, nachher endgültig in den Ruheſtand verſetzten Beamten. 


9 2. 


Wartegeld der ſeit der Umgeftaltung des Staatsweſens zum 1. April 1920 
oder einem früheren Zeitpunkt einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten 
Beamten. 


Das Wartegeld der ſeit der Umgeſtaltung des Staatsweſens zum 1. April 1920 
oder einem früheren Zeitpunkt einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten iſt für die 
Zeit vom 1. April 1920 ab auf den Betrag feſtzuſetzen, der ſich ergeben hätte, wenn der 
Beamte bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten Stelle nach den am 
1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden 
Vorſchriften beſoldet geweſen und einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 
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5 3. 
Witwen⸗ und Waiſengeld der Hinterbliebenen der in den S$ 1 und 2 ge⸗ 
nannten ſowie der feit dem 1. April 1919 im Amte verftorbenen Beamten. 


a) Das Witwen⸗ und Waiſengeld der Hinterbliebenen der in den 1 und 2 dieſes 
Geſetzes genannten und der in der Zeit vom 1. April 1919 bis zum 31. März 1920 im Amte 
verſtorbenen Beamten iſt für die Zeit vom 1. April 1920 an auf den Betrag feſtzuſetzen, 
der ſich ergeben hätte, wenn der Beamte bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm 
bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Seit 
1 95 an 1 Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den Ruheſtand verſetzt 
worden wäre. 


(2) Ausgenommen hiervon find die Hinterbliebenen der im $ 1 Abſ. 2 genannten 
Beamten. 
8 4. 


Zuſchüſſe an Altruhegehalts-, Altwartegeldsempfänger und Althinter- 
bliebene. 


50 Einen Zuſchuß zu ihren Verſorgungsbezügen erhalten für die Zeit vom 1. April 
1920 ab: 

1. die zu einem früheren Zeitpunkt als dem 1. April 1919 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Beamten; 

2. die vor der Umgeſtaltung des Staatsweſens einſtweilen in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Beamten, einſchließlich derjenigen unter ihnen, die nach dieſem Zeitpunkt 
endgültig in den Ruheſtand verſetzt ſind; 

3. die auf Grund des $ 13 der im § 1 Abſ. 2 genannten Verordnung zum 1. April 
1920 oder einem früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten Beamten; 

4. die Witwen und Waiſen der unter Ziffer 1 bis 3 genannten Beamten, der vor 
dem 1. April 1919 verſtorbenen Beamten und der vor dem 1. April 1920 ver⸗ 
ſtorbenen planmäßigen Univerſitätslehrer. 

Der Zuſchuß beträgt die Hälfte des Unterſchieds zwiſchen dem den Bezugsberechtigten bisher 
geſetzlich zuſtehenden Ruhegehalt, Wartegeld oder Witwen⸗ und Waiſengeld und demjenigen 
Ruhegehalt, Wartegeld oder Witwen- und Waiſengeld ausſchließlich Ausgleichszuſchlag 
($ 19 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes), das ſich ergeben hätte, wenn der Beamte 
bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 
geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften be⸗ 
ſoldet geweſen und in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 


(2) Dabei ſind für die Errechnung des Zuſchuſſes der Witwen und Waiſen der vor 
dem 1. April 1920 verſtorbenen planmäßigen Univerſitätslehrer einerſeits die ihnen bisher 
nach beſonderen Erlaſſen zuſtehenden Verſorgungsbezüge, andererſeits die nach § 22a des 
Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes von demjenigen Dienſteinkommen errechneten Verforgungs- 
bezüge maßgebend, die der Verſtorbene gehabt hätte, wenn er die Mindeſtgrundgehaltsſätze 
GBeſoldungsordnung Abſchnitt 1 1 B Ziffer 4 und 5) bezogen hätte. 
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(3) Auf die Zuſchüſſe finden die für Ruhegehalt, Wartegeld und Hinterbliebenen 
bezüge geltenden geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend Anwendung. Sie gelten als 
Beſtandteile der Bezüge. 

9 5. 
Zuſchläge zu Ruhegehältern, Wartegeldern und Witwengeldern. 

(1) Der im 8 19 Abſ. 2 und 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene 
Zuſchlag tritt in gleicher Weiſe zu den auf Grund dieſes Geſetzes gewährten Ruhegehältern, 
Wartegeldern und Witwengeldern hinzu. 

(2) Maßgebend iſt für die Berechnung des Zuſchlags dasjenige Dienſteinkommen, 
das ſich ergeben hätte, wenn der Beamte in der zuletzt von ihm bekleideten Stelle nach den 
am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden 
Vorſchriften beſoldet worden wäre. 

8 6. 
Kinderbeihilfen an Altruhegehalts- und Altwartegeld empfänger und Alt- 
hinterbliebene. 

(1) Die in dem § 13 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene Kinder⸗ 
beihilfe wird für die Zeit vom 1. April 1920 an unter den dort angegebenen Vorausſetzungen 
neben dem Wartegelde, dem Ruhegehalt und den Hinterbliebenenbezügen auch den in den 
88 1 bis 4 dieſes Geſetzes bezeichneten Perſonen für jedes Kind, ſoweit es waiſengeldberechtigt 
iſt oder war, gewährt. 

(2) § 18 Abſ. 2 und 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes finden entſprechend 
Anwendung. 

(3) Der im § 19 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene Ausgleichs- 
zuſchlag tritt mit dem gleichen jeweiligen Satz auch zu den Kinderbeihilfen hinzu. 


87. 
Anrechnung der nach Verſetzung in den Ruheſtand geleiſteten Heeres⸗ oder 
Staatsdienſtzeit. 

Beamten, die nach ihrer Verſetzung in den Ruheſtand in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 
bis 31. Dezember 1918 als Beamte im unmittelbaren Staatsdienſte verwendet worden 
ſind, iſt der Zeitraum ihrer Verwendung zu ihrer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzu⸗ 
zurechnen. Hat die Verwendung ununterbrochen mindeſtens 60 Tage gedauert, ſo wird 
die ruhegehaltsfähige Dienſtzeit auch dann um ein Jahr erhöht, wenn durch die Zeit der Ver⸗ 
wendung ein weiteres Dienſtjahr nicht vollendet iſt. Das Ruhegehalt dieſer Beamten ſowie 
das Witwen- und Waiſengeld ihrer Hinterbliebenen ift mit Wirkung für die Zeit vom 1. April 
1920 ab neu feſtzuſetzen mit der Maßgabe, daß eine Steigerung über die bei 40 Jahren ruhe⸗ 
gehaltsfähiger Dienſtzeit zu gewährenden Bezüge hinaus nicht ſtattfindet. 

88. 

Regelung der Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1920 oder zu einem 
früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten und der Hinter 
bliebenen der vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Beamten. 

(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auch auf die zum 1. April 1920 oder 
zu einem früheren Zeitpunkk dauernd in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten, deren Hinter⸗ 


5 VV 


bliebene ſowie auf die Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 verſtorbenen Hofbeamten 
entſprechend Anwendung, ſofern ſie oder ihre Hinterbliebenen Anſpruch auf Verſorgung 
nach Maßgabe der für Staatsbeamte geltenden Vorſchriften hatten. Etwa über dieſen An⸗ 
ſpruch hinausgehende im Gnadenwege gewährte höhere Verſorgungsbezüge werden bei der 
Berechnung des nach 94 zu gewährenden Zuſchuſſes außer Anſatz gelaſſen und kommen auf 
den Zuſchuß und den nach § 5 gewährten Zuſchlag zur Anrechnung. 

(2) Hofbeamte im Sinne dieſer Vorſchrift ſind diejenigen, auf welche die Verordnung 
über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 45) Anwendung findet. 

(3) Auf die nach $ 8 der Verordnung vom 10. März 1919 zum 1. April 1920 oder 
einem früheren Zeitpunkt einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten und ihre 
Hinterbliebenen finden die Vorſchriften der 88 2, 3, 5 und 6 dieſes Geſetzes Anwendung; 
die auf Grund des §9 der genannten Verordnung einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten 
Hofbeamten erhalten für die Dauer der Bewilligung des Wartegeldes Zuſchüſſe, Zuſchläge 
und Kinderbeihilfen nach Maßgabe der §8 4, 5 und 6 dieſes Geſetzes. 

(4) $ 15 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes findet auch auf die im Abſ. 1 und 3 
genannten Hofbeamten und Hinterbliebenen Anwendung. 


SER 

() Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

(2) Er beſtimmt in Gemeinſchaft mit dem beteiligten Fachminiſter darüber, welchem 
Amte der neuen Beſoldungsordnung die zuletzt von einem Beamten bekleidete Stelle im Sinne 
der $$ 1 bis 5 dieſes Geſetzes entſpricht. 

(6) Bei der nach den 88 1 bis 5 dieſes Geſetzes vorzunehmenden Errechnung des 
Betrags, der ſich ergeben hätte, wenn der Beamte bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von 
ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem 
Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen wäre, findet eine Neufeſt⸗ 
ſetzung des Beſoldungsdienſtalters nicht ſtatt. 


Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage C 
31 Nr. 3 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
betreffend 
das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen 
(Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz). 
Vom 7. Mai 1920. 


9 1. 

() Die endgültig angeſtellten Lehrer, einſchließlich der endgültig angeſtellten tech⸗ 
niſchen Lehrer, erhalten ein Grundgehalt von 6 200 Mark, das nach Dienſtaltersſtufen mit 
zweijähriger Aufrückungsfriſt bis 9 300 Mark ſteigt. Es beträgt 


un 1 und he 6 200 Mark 
J)) ee ee 670 * 
BED Or ea ae aneke 7200 „* 
Ela Bewer era: 7700 * 
39 00... ee 8100 „ 
BE I. 122 OE 8500 „ 
7777! 8900 „ 
is 66. rerre 9100 „ 
in den folgenden Jahren 9 300 » 


(2) Die endgültig angeftellten Lehrerinnen, einschließlich der endgültig angeſtellten 
techniſchen Lehrerinnen, erhalten die Grundgehaltsſätze um 10 vom Hundert gekürzt. 

(8) Die Grundvergütung der auftragsweiſe vollbeſchäftigten und der einſtweilig 
angeftellten Lehrer beträgt im erſten Dienſtjahre 3 400 Mark und ſteigt von Jahr zu Jahr 
um je 400 Mark bis zum Betrage von 5 800 Mark. It bis zum Ablauf des ſiebenten Dienſt⸗ 
jahres die endgültige Anſtellung aus Gründen, die nicht in der Perſon des Lehrers liegen, 
nicht erfolgt, ſo bezieht der Lehrer eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsfäge 
des endgültig angeſtellten Lehrers. 


(4) Die Grundvergütung der auftragsweiſe vollbeſchäftigten und der einſtweilig 
angeftellten Lehrerinnen beträgt 10 vom Hundert weniger als die Grundvergütung der Lehrer. 
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i 82. 

Für Leiſtungen im Schulamt, die über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinaus⸗ 
gehen, dürfen beſondere Vergütungen nicht gewährt werden. Außerordentliche Bewilli⸗ 
gungen an einzelne Lehrer oder Lehrerinnen aus beſonderen Gründen ſind hierdurch nicht 
ausgeſchloſſen. 

9 3. 

Die Vorſchriften des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes über Gewährung eines 
Ortszuſchlags und Anrechnung der Dienſtwohnung auf den Ortszuſchlag (88 3 bis 6 des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes) finden mit der Maßgabe Anwendung, daß den auf⸗ 
tragsweiſe vollbeſchäftigten und den einſtweilig angeſtellten Lehrern und Lehrerinnen bis 
zum Ablauf des ſiebenten Dienſtjahrs der Ortszuſchlag nur in Höhe von 80 vom Hundert 
zuſteht. 

9 4. 

du) Bei dauernder Verbindung eines Schul- und Kirchenamts tritt zu dem Grund⸗ 
gehalt oder der Grundvergütung eine Stellenzulage, deren Höhe ſich nach dem Umfang der 
mit dem kirchlichen Amte verbundenen Mühewaltung richtet. 

(2) In dieſes durch eine Stellenzulage erhöhte Grundgehalt oder in die erhöhte 
Grundvergütung ſind auch die Einkünfte aus dem zur Ausſtattung des vereinigten Amtes 
beſtimmten Schul- Kirchen- und Stiftungsvermögen, einſchließlich der Zuſchüſſe aus Kirchen⸗ 
kaſſen und von Kirchengemeinden ſowie der ſonſtigen Einnahmen aus dem Kirchendienſt, 
einzurechnen. 

(6) Die Stellenzulage darf die Geſamtſumme dieſer Einkünfte und Einnahmen 
(Abſ. 2) zuzüglich des Nutzungswertes des den kirchlichen Intereſſenten gehörigen Anteils 
an dem Schul⸗ und Küſterhaus oder Küſtergehöft nicht überſteigen. 

(4) Die Vorſchriften (Abs. 1 bis 3) finden bei dauernder Verbindung eines Schul⸗ 
anits mit einem jüdiſchen Kultusamte ſinngemäß Anwendung. 


§ 5. 

(1) Die lebenslänglich angeſtellten Leiter von Schulen mit ſechs oder mehr auf- 
ſteigenden Klaſſen erhalten eine ruhegehaltsfähige Amtszulage von mindeſtens 1 200 Mark, 
lebenslänglich angeſtellte Leiterinnen derartiger Schulen eine ſolche von mindeſtens 1080 Mark 
jährlich. Andere Schulleiter erhalten eine ruhegehaltsfähige Amtszulage von 800 Mark, 
andere Schulleiterinnen eine ſolche von 720 Mark jährlich. 

8 (2) Wo einer Volksſchule mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde gehobene 
Klaſſen (Klaſſen mit erweitertem Lehrziel) dauernd angegliedert ſind, iſt den für dieſe Klaſſen 
angeſtellten vollberechtigten Lehrern eine ruhegehaltsfähige Amtszulage von mindeſtens 
800 Mark und den Lehrerinnen eine ſolche von mindeſtens 720 Mark jährlich zu 
gewähren. . 

(8) Ebenſo erhalten die Lehrer, die an beſonderen Veranſtaltungen der Voltsichulen 
für körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder vollbeſchäftigt find, eine ruhe⸗ 
gehaltsfähige Amtszulage von mindeſtens 800 Mark und die Lehrerinnen eine ſolche von 
mindeſtens 720 Mark jährlich. 
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8 6. 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeftellten Lehrer und Lehrerinnen 
beginnt mit dem Zeitpunkt der endgültigen Anſtellung im öffentlichen Volksſchuldienſte, die 
nicht vor dem Beginn des 27. Lebensjahrs erfolgen darf. Von dieſem Zeitpunkt an ſind 
die Zeitabſchnitte für das Verbleiben im Anfangsgrundgehalt und für das Aufſteigen in 
die höheren Gehaltsſtufen zu rechnen. Bei den zur Zeit endgültig angeſtellten Lehrern und 
Lehrerinnen rechnet das Beſoldungsdienſtalter von dem Zeitpunkt ab, von dem ſie bisher 
die erſte Alterszulage bezogen haben oder beziehen würden. 

(2) Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer 
oder eine Lehrerin im öffentlichen Schuldienſt von dem Eintritt in dieſen, früheſtens aber von 
dem Beginne des 21. Lebensjahrs ab bis zur endgültigen Anſtellung ſelbſtändig in voller 
Beſchäftigung verbracht hat, die über ſieben Jahre hinausgehende Zeit auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter anzurechnen, ſoweit die endgültige Anſtellung durch den Mangel an offenen 
Stellen oder durch ſonſtige, von dem Zutun des Lehrers oder der Lehrerin unabhängige 
Gründe verzögert worden iſt. Iſt die endgültige Anftellung wegen unzureichender Befähi⸗ 
gung oder aus anderen in der Perſon des Lehrers oder der Lehrerin liegenden Gründen aus⸗ 
geſetzt worden, oder wird eine Verzögerung von dem Lehrer oder der Lehrerin ſelbſt, ins⸗ 
beſondere durch die Ablehnung einer angebotenen Stelle, herbeigeführt, ſo bleibt die Zeit 
dieſer Verzögerung von der Anrechnung ausgeſchloſſen. Unterbrechungen des öffentlichen 

Schuldienſtes werden nicht angerechnet. 


SUR 

(1) Wie weit in einzelnen Ausnahmefällen die an deutſchen Auslandsſchulen oder 
ſonſt im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten Schuldienſt zugebrachte Zeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird von dem Unterrichtsminiſter in Ge⸗ 
meinſchaft mit dem Finanzminiſter beſtimmt. Über die Anrechnung der Dienſtzeit an 
preußiſchen Privatſchulen, in denen der allgemeinen Schulpflicht unterliegende Kinder in 
den Lehrgegenſtänden der öffentlichen Volksſchule unterrichtet werden, beſchließt die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. 

(2) Im Falle der Anrechnung privaten Schuldienſtes hat der Lehrer für jedes Jahr 
eine Einzahlung von 2 200 Mark, die Lehrerin für jedes Jahr eine ſoche von 2 000 Mark 
zu leiſten. Ein Verzicht auf dieſe Einzahlungen iſt unzuläſſig. 


(3) Die hiernach anzurechnende Zeit im außerpreußiſchen öffentlichen oder privaten | 


Schuldienſt darf in der Regel 8 Jahre nicht überfteigen. Die nach den bisherigen geſetzlichen 
Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privatſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht 
berührt. 
9 8. 
Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters gilt die Zeit des Militär⸗ oder Kriegs⸗ 
dienſtes, ſoweit fie nach den bisherigen Beſtimmungen auf das Beſoldungsdienſtalter at 
gerechnet iſt oder anzurechnen ſein würde, als öffentlicher Schuldienſt. 


89 


Die Kinderbeihilfen werden den Lehrern und Lehrerinnen in gleicher Höhe und unter 


denſelben Vorausſetzungen gewährt wie den unmittelbaren Staatsbeamten. 


— 20 


§ 10. 

Der Berechnung des Ruhegehalts der zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 
1920 in den Ruheſtand verſetzten Lehrer und Lehrerinnen wird das von dem Lehrer oder 
der Lehrerin zuletzt bezogene Dienſteinkommen, und zwar das Grundgehalt in voller Höhe 
und der Ortszuſchlag nach dem für die unmittelbaren Staatsbeamten maßgebenden Durch⸗ 
ſchnittsſatz zugrunde gelegt. Dieſer Satz gilt als ruhegehaltsfähiger Durchſchnittsſatz auch 
für die Lehrer oder die Lehrerinnen, denen eine Dienſtwohnung gewährt war. Ferner iſt 
die etwa gewährte und zuletzt bezogene Stellen⸗ und Amtszulage bei der Berechnung des 
Ruhegehalts mit in Anſatz zu bringen. 

. 

Den zu einem ſpäteren Zeitpunkt als dem 1. April 1920 in den Ruheſtand verſetzten 
Lehrern und Lehrerinnen ſowie den Witwen und Waiſen der am 1. April 1920 oder ſpäter 
im Amt verſtorbenen Lehrer und der nach jenem Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten Lehrer 
werden Kinderbeihilfen nach den Grundſätzen, die für die unmittelbaren Staatsbeamten 
gelten, gewährt. 

8 12. 

(1) Zu den Bezügen an Grundgehalt, Grundvergütung und Ortszuſchlag ſowie 
zu den Kinderbeihilfen tritt ein veränderlicher Ausgleichszuſchlag, für den die Höhe des 
jeweilig für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Satzes maßgebend iſt. 

2) Der im § 19 Abſ. 2 und 3 des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene 
Zuſchlag tritt in gleicher Weiſe zu den auf Grund dieſes Geſetzes errechneten Ruhegehältern 
und Witwengeldern hinzu. 

9 13. 

(1) Weitere Beſtimmungen zur Ergänzung der vorſtehenden Vorſchriften werden 
durch ein beſonderes Dienſteinkommensgeſetz für die Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen getroffen. 

(2) Zur Leiſtung der Zahlungen, die durch die Neuordnung des Lehrerbeſoldungs⸗ 
weſens, der Ruhegehälter und der Hinterbliebenenbezüge entſtehen, wird eine Landesſchul⸗ 
kaſſe errichtet. 

(6) In dieſe zahlen der Staat als Staatsbeitrag ½¼, die Schulverbände als Schul⸗ 
verbandsbeitrag ¼ öder tatſächlich durch die Beſoldungen, Ruhegehälter und Hinterbliebenen⸗ 
bezüge entſtehenden Koſten. . 

(4) Außerdem gewährt der Staat den Gemeinden ein Beſchulungsgeld in Höhe von 
vorläufig 100 Mark für jedes die Volksſchule beſuchende Kind. en 

(5) Bis zum Erlaß des im Abſ. 1 genannten Geſetzes und bis zum Beginne der 
Leiſtungen der Landesſchulkaſſe werden an die Lehrer und Lehrerinnen auf. Anordnung des 
Unterrichtsminiſters in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter neben ihrem Dienſteinkommen 
nach den Sätzen des Geſetzes vom 26. Mai 1909 (Geſetzſamml. S. 93) und neben den ihnen 
bisher gewährten Teuerungszulagen vom 1. April 1920 ab Abſchlagszahlungen auf die ſich 
aus der Erhöhung der Dienſteinkommenbezüge ergebenden Mehrbeträge zu Laſten der 
Staatskaſſe geleiſtet. 


— 268 — 


(6) Soweit Schuverbände oder Gemeinden bereits Vorſchußzahlungen auf die 
Gehaltserhöhung geleiſtet haben, hat eine Anrechnung auf die gedachten Abſchlagszahlungen 
zu erfolgen. Waren die Vorſchußzahlungen der Schulverbände oder Gemeinden höher als 
dieſe Abſchlagszahlungen, hat eine weitere Zahlung zu unterbleiben. 


98 14. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Unterrichtsminiſter, der Miniſter des 
Innern und der Finanzminiſter beauftragt. 


Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage D 
61 Nr. 4 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
5 betreffend 
die Regelung der Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1920 oder 
zu einem früheren Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten Lehrer 
und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen, der Hinterbliebenen 
dieſer Lehrer und der Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 
verſtorbenen Volksſchullehrer 
(Bolksſchullehrer⸗Altruhegehaltsgeſetz). 
Vom 7. Mai 1920. 


9 1. 
Ruhegehalt der zum 1. April 1919 bis einſchließlich zum 1. April 1920 in den 
Ruheſtand verſetzten Lehrer. 

Das Ruhegehalt der zum 1. April 1919 bis einſchließlich zum 1. April 1920 in den 
Ruheſtand verſetzten Lehrer iſt für die Zeit vom 1. April 1920 an auf den Betrag feſtzuſetzen, 
der ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm be⸗ 
kleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeit⸗ 
punkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den Ruheſtand verſetzt 
worden wäre. 

9 2. 
Witwen- und Waiſengeld der Hinterbliebenen der im 1 genannten ſowie 
der ſeit dem 1. April 1919 im Amte verſtorbenen Lehrer. 

Das Witwen- und Waiſengeld der Hinterbliebenen der im § 1 dieſes Geſetzes ge⸗ 
nannten und der ſeit dem 1. April 1919 einſchließlich, vor dem 1. April 1920 im Amt ver⸗ 
ſtorbenen Lehrer iſt für die Zeit vom 1. April 1920 an auf den Betrag feſtzuſetzen, der ſich 
ergeben hätte, wenn der Lehrer bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten 
Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in 
Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen und in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 


8 3. 
Zuſchüſſe an Altruhegehaltsempfänger und Althinterbliebene. 
(1) Einen Zuſchuß zu ihren Verſorgungsbezügen erhalten für die Zeit vom 1. April 
1920 ab: 
Geſetzſamml. 1920. (Nr. 1189111896.) 42 
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1. die zu einem früheren Zeitpunkt als dem 1. April 1919 in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzten Lehrer 

2. die Witwen und Waiſen der unter Ziffer 1 genannten und der vor dem 1. April 
1919 verſtorbenen Lehrer. 

(2) Der Zuſchuß beträgt die Hälfte des Unterſchieds zwiſchen dem den Bezugs⸗ 
berechtigten bisher geſetzlich zuſtehenden Ruhegehalt oder Witwen⸗ und Waiſengeld und 
demjenigen Ruhegehalt oder Witwen⸗ und Waiſengeld ausſchließlich Ausgleichszuſchlag 
(512 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes), das ſich ergeben hätte, wenn der 
Lehrer bei feinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 
1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften 
beſoldet geweſen und in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. 

(3) Auf die Zuſchüſſe finden die für Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge geltenden 
geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend Anwendung. Sie gelten als Beſtandteil dieſer 
Bezüge. 

984. 


ufhläge zu Ruhegehältern und Witwengeldern. 


(1) 1 im § 12 Abſ. 2 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene 
Zuſchlag tritt in gleicher Weiſe zu den auf Grund dieſes Geſetzes gewährten Ruhegehältern 
und Witwengeldern hinzu. 

(2) Maßgebend iſt für die Berechnung des Zuſchlags dasjenige Dienſteinkommen, 
das ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt von ihm 
bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von dieſem Seit- 
punkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen wäre. 


8 5. 
Kinderbeihilfen an Altruhegehaltsempfänger und Althinterbliebene. 

(1) Die im § 11 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene Kinder⸗ 
beiyilfe wird für die Zeit vom 1. April 1920 an nach den Grundſätzen, die für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten gelten, auch den in den 8$ 1 bis 3 dieſes Geſetzes bezeichneten Per⸗ 
ſonen gewährt. 

(2) Der im 8 12 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vorgeſehene Aus⸗ 
gleichszuſchlag tritt mit dem gleichen jeweiligen Satze auch zu der Kinderbeihilfe hinzu. 


86, 
Anrechnung der nach der Verſetzung in den Ruheſtand geleifteten Dienſtzeit 


(1) Lehrern, die nach ihrer Verſetzung in den Ruheſtand in der Zeit vom 1. Auguſt 
1914 bis 31. Dezember 1918 im öffenclichen Schuldienſt in Preußen voll wiederbeſchäftigt 
oder als Beamte im unmittelbaren Staatsdienſt verwendet worden ſind, iſt der Zeitraum 
ihrer Verwendung zu ihrer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit hinzuzurechnen. Hat die Ver⸗ 
wendung ununterbrochen mindeſtens 60 Tage gedauert, ſo wird die ruhegehaltsfähige 


SEN 
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Dienſtzeit auch dann um ein Jahr erhöht, wenn durch die Zeit der Verwendung ein weiteres 
Dienſtjahr nicht vollendet iſt. Das Ruhegehalt dieſer Lehrer ſowie das Witwen- und Waiſen⸗ 
geld ihrer Hinterbliebenen iſt mit Wirkung vom 1. April 1920 ab neu feſtzuſetzen, mit der 
Maßgabe, daß eine Steigerung über die bei 40 Jahren ruhegehaltsfähiger Dienſtzeit zu 
gewährenden Bezüge hinaus nicht ſtattfindet. 

(2) Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann in gleicher Weiſe auch bie- 
jenige Zeit angerechnet werden, während der ein Lehrer im Ruheſtand in der Zeit vom 
1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1918 vollbeſchäftigt 

a) an deutſchen Auslandsſchulen oder ſonſt im außerpreußiſchen öffentlichen Schul- 
dienſt oder im In⸗ oder Ausland im Kirchendienſt geſtanden hat, 

b) an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die vertragsmäßig die Vorbereitung von 
Zöglingen für die ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten übernommen hat, 

c) als Erzieher an einer öffentlichen Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten,, Waifen-, 
Rettungs- oder ähnlichen Anſtalt ſich befunden hat, die nach Anerkennung durch 
die Schulaufſichtsbehörde ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dient und für 
ihre Unterhaltung auf die öffentliche Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel 
angewieſen iſt. 

§ 7. 


Zahlung. 

(1) Die Zahlung der nach dieſem Geſetze zu gewährenden Bezüge erfolgt aus der 
Landesſchulkaſſe unmittelbar an die Bezugsberechtigten, und ſoweit dieſe die nach den 
bisherigen Geſetzen ihnen zuſtehenden Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge aus dieſer 
Kaſſe beziehen, zuſammen mit dieſen. 

(2) Bis zum Beginne der Leiſtungen der Landesſchulkaſſe werden die gegenüber 
den bisherigen geſetzlichen Bezügen aus dieſem Geſetze ſich ergebenden Mehrbeträge, vor⸗ 
behaltlich der Rückerſtattung durch die Landesſchulkaſſe aus der Staatskaſſe, gezahlt. 


§ 8. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf Volksſchullehrerinnen im Ruhe⸗ 
ſtand Anwendung. A 
9 9. 
(1) Der Unterrichtsminifter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
(2) Bei der nach den $$ 1 bis 4 dieſes Geſetzes vorzunehmenden Errechnung des 
Betrags, der ſich ergeben hätte, wenn der Lehrer bei ſeinem Ausſcheiden aus der zuletzt 
von ihm bekleideten Stelle nach den am 1. April 1920 geltenden oder mit Wirkung von 
dieſem Zeitpunkt an in Kraft tretenden Vorſchriften beſoldet geweſen wäre, findet eine 
Neufeſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters nicht ſtatt. i 


Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage E 
(8 1 Nr. 5 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 

betreffend 

die Vereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſt⸗ 

einkommens der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen. 
Vom 7. Mai 1920. 


Artikel 1. 
Um die evangeliſchen Landeskirchen in die Lage zu ſetzen, die Beſoldungs⸗, Ruhe⸗ 
gehalts⸗ und Hinterbliebenenbezüge ihrer preußiſchen Geiſtlichen der Grundgehaltsverſorgung 
für die Staatsbeamten in Gruppe 10 der ſtaatlichen Beſoldungsordnung anzupaſſen, wird vom 
1. April 1920 ab ſeitens des Staates der Landeskirche der älteren Provinzen eine Rente 
von jährlich 64 700 000 Mark, den Landeskirchen der neuen Provinzen eine Rente von 
jährlich 24 500 000 Mark überwieſen. 


Artikel 2. 
Die Unterverteilung der den Landeskirchen der neuen Provinzen überwieſenen 
Staatsrente auf die einzelnen Landeskirchen erfolgt durch den Miniſter für Wiſſenſchaft, 
Kunſt und Volksbildung und den Finanzminiſter. 


Artikel 3. 

Die Bereitſtellung von Staatsmitteln hat zur Vorausſetzung, daß die evangelifchen 
Landeskirchen ihren Geiſtlichen, einſchließlich der Ruheſtandsgeiſtlichen, und den Pfarr⸗ 
witwen und ⸗waiſen einen geſetzlichen Anſpruch auf die mit Hilfe der ſtaatlichen Rente zu 
gewährenden Bezüge einräumen. 

Artikel 4. 

(1) Die für die Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Landeskirchen und der Bezüge ihrer Ruheſtandsgeiſtlichen und der Pfarrwitwen und ⸗waiſen 
zu erhebenden allgemeinen kirchlichen Umlagen kommen auf den ſtaatsgeſetzlich für die all- 
gemeinen Umlagen in den Landeskirchen feſtgeſetzten Höchſtbetrag nicht zur Anrechnung. 

(2) Die Umlagen bedürfen der Beſtätigung des Staatsminiſteriums. 


Artikel 5. 
Der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und der Finanzminiſter 
werden mit der Ausführung des Geſetzes beauftragt. 
Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage F 
"(HL Nr. 6 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
betreffend 


die Vereitſtellung von Mitteln zur Aufbeſſerung des Dienſt⸗ 
einkommens der katholiſchen Pfarrer. 


Vom 7. Mai 1920. 


Artikel 1. 

Um die biſchöflichen Behörden in die Lage zu ſetzen, ihren preußiſchen Pfarrern, 
die für ein dauernd errichtetes Pfarramt beſtellt ſind, Beihilfen zur Aufbeſſerung ihres 
Dienſteinkommens zu gewähren, wird vom 1. April 1920 ab ſeitens des Staates ein Be⸗ 
trag von jährlich 30 500 000 Mark aus Staatsmitteln bereitgeſtellt. 


Artikel 2. 


Die Beihilfen an die Pfarrer ſollen ſo bemeſſen werden, daß die Pfarrer unter An⸗ 
rechnung ihrer ſonſtigen Bezüge erhalten: 


ein Dienſteinkommen vonn 6 800 Mark, 
vom vollendeten 2. Dienſtjahnů-—ꝛ . 7400 „, 
» » 4, VF 8000 » , 
» » 6. S 8 600 » , 
» > 8 ee 910 „ 
» » 10. 88 9 600 » , 
» „%% 9900 » , 
» » 14. 88 10 200 „ 


Außerdem iſt den Pfarrern ein angemeſſener Ortszuſchlag zu gewähren. 


Artikel 3. 

Auf die Bewilligung der Beihilfen finden die Artikel 7, 8, 10 des Geſetzes, be⸗ 
treffend das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer, vom 26. Mai 1909 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 343) entſprechend Anwendung. 

Die Berechnung des Dienſtalters (vgl. Art. 2) erfolgt gemäß Artikel 5 dieſes 
Geſetzes. 

Artikel 4. 8 

Die zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens der katholiſchen Pfarrer erforder- 

lichen Didzefanumlagen kommen auf den nach Artikel 1 des Geſetzes, betreffend die Er- 
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hebung von Abgaben für kirchliche Bedürfniſſe der Diözeſen der katholiſchen Kirche in 
Preußen, vom 21. März 1906 (Geſetzſamml. S. 105) feſtgeſetzten Höchſtſatz von 5 vom 
Hundert der von den katholiſchen Gemeindemitgliedern zu zahlenden Staatseinkommen⸗ 
ſteuer nicht zur Anrechnung. 


Die Umlagen bedürfen der Beſtätigung durch das Staatsminiſterium. 


Artikel 5. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt 


und Volksbildung und der Finanzminiſter beauftragt. 
Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage 6 
($ 1 Nr. 7 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
betreffend 
das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen 
höheren Lehranſtalten. 
Vom 7. Mai 1920. 


81. 

Die für das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer einſchließlich der Hilfslehrer 
an den ſtaatlichen höheren Lehranſtalten geltenden Beſtimmungen der jeweiligen ſtaatlichen 
Beſoldungsordnung ſind auch maßgebend für die Lehrkräfte an denjenigen öffentlichen 
höheren Lehranſtalten, die von einer bürgerlichen Gemeinde oder einem Gemeindeverband 
unterhalten werden. 

§ 2. 

Die bürgerliche Gemeinde oder der Gemeindeverband iſt verpflichtet, die zur Er⸗ 
füllung der Beſtimmungen des § 1 erforderlichen Mittel bereitzuſtellen, ſoweit dieſe nicht 
aus den eigenen Einnahmen der Anſtalt oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds gedeckt 
werden. 

§ 3. 

Die Vorſchriften der SS 1 und 2 finden auch auf diejenigen öffentlichen höheren 
Lehranſtalten Anwendung, die von anderen juriſtiſchen Perſonen oder aus eigenem Ver⸗ 
mögen oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds zu unterhalten ſind. 


8 4. 
Höhere Lehranſtalten im Sinne dieſes Geſetzes ſind die vom Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung als ſolche anerkannten Unterrichtsanſtalten. 


8 5. 

(1) Wandelt eine Gemeinde uſw. eine höhere Lehranſtalt in eine ſolche mit ver⸗ 
änderten Berechtigungen um, ſo erlangen die Leiter und Lehrer der Anſtalt hierdurch nicht 
die Befugnis, aus dem von ihnen bekleideten Amte auszuſcheiden. Jedoch iſt ihnen das⸗ 
jenige Dienſteinkommen zu gewähren, welches ihnen zuſtehen würde, wenn die Umwand⸗ 
lung nicht erfolgt wäre. 

(2) Unter Aufrechterhaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen ſich die Lehrer 
an ſolchen von Gemeinden uſw. unterhaltenen höheren Lehranſtalten, die aufgehoben oder 
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deren Klaſſenbeſtand und Lehrkräfte verringert werden, die Verſetzung an eine von der⸗ 
felben Gemeinde uſw. unterhaltenen Lehranſtalt gefallen laſſen, ſoweit an dieſer Lehranſtalt 
nach deren Unterrichtsplan für ihre Beſchäftigung Raum iſt. 


9 6. 


Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer an nichtſtaatlichen An⸗ 
ftalten, vom 25. Juli 1892 (Geſetzſamml. S. 219) wird aufgehoben. 


Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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Anlage H 


(8 5 des Mantelgeſetzes) 


Geſetz, 
betreffend 
den preußiſchen Anteil an der Grunderwerbsſteuer. 
Vom 7. Mai 1920. 


5 1. 

Der gemäß $ 32 des Grunderwerbsſteuergeſetzes vom 12. September 1919 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 1617) und 8 37 des Landesſteuergeſetzes vom 30. März 1920 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 402) auf Preußen entfallende Teil am Steueraufkommen wird für die Staats- 
kaſſe vereinnahmt. 

2. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden die Miniſter des Innern und der 
Finanzen beauftragt. 
Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


Gejehfamsst. 1920. (Mr. 1189111896.) 43 
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Anlage J 
s des Mantelgefehes) 


Geſetz, 
betreffend 
die Erhebung von Zuſchlägen zur Grunderwerbsſteuer. 
Vom 7. Mai 1920. 


9 1. 

Oer Preußiſche Staat erhebt zu der auf Grund des § 34 des Grunderwerbsſteuer⸗ 
geſetzes vom 12. September 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1617) und des 5 40 des Landes⸗ 
ſteuergeſetzes vom 30. März 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 402) veranlagten Grunderwerbs⸗ 
ſteuer rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab einen Zuſchlag von 1 vom Hundert zur 
Staatskaſſe. 

9 2. 

(1 Juſchläge zur Grunderwerbsſteuer auf Grund des $ 34 des Grunderwerbs⸗ 
ſteuergeſetzes vom 12. September 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1617) und des $ 40 des Landes⸗ 
ſteuergeſetzes vom 30. März 1920 (-Reichs⸗Geſetzbl. S. 402) dürfen ferner rückwirkend 
vom 1. Oktober 1919 ab erheben: 

1. Stadtkreiſe bis zur Höhe von 1 vom Hundert / 

2. Landkreiſe (Oberamtsbezirke in den Hohenzollernſchen Landen) bis zur Höhe 
von ½ vom Hundert; 

8. kreisangehörige Gemeinden bis zur Höhe von ½ vom Hundert. 

(2) Solange eine kreisangehörige Gemeinde keine Zuſchläge erhebt, ſowie für 
ſelbſtändige Gutsbezirke darf der Kreis (Oberamtsbezirk) deren Anteil erheben. 

i 9 3. 

Oie Zuſchläge werden in Gemeinden durch Gemeindebeſchluß, in Landkreiſen durch 
Kreistagsbeſchluß, in Oberamtsbezirken durch Beſchluß der Amtsverſammlung feſtgeſetzt. 
Der § 18 des Kommunalabgabengeſetzes und der $ 6 des Kreis⸗ und Provinzialabgaben⸗ 
geſetzes finden keine Anwendung. 

5 9 4. 
Die gemäß $ 2 beſchloſſenen Beſchlüſſe bedürfen keiner Genehmigung. 
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§ 5. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden die Miniſter der Finanzen und des 
Innern beauftragt. 


Berlin, den 7. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 
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(Mr. 11892.) Geſetz, betreffend Errichtung von Ortsgerichten für Unterliederbach, Sindlingen 
und Zeilsheim. Vom 26. April 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: a 


Einziger Paragraph. 

Für die Bezirke der mit der Stadtgemeinde Höchſt am Main vereinigten 
früheren Landgemeinden Unterliederbach, Sindlingen und Zeilsheim werden Orts⸗ 
gerichte errichtet. 

Der Juſtizminiſter iſt ermächtigt, die Ortsgerichte aufzuheben, ſoweit ein 
Bedürfnis für ihre Aufrechterhaltung nicht mehr beſteht. Die Aufhebung iſt 
durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 26. April 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11893.) Geſetz, betreffend die öffentliche Krüppelfürſorge. Vom 6. Mai 1920, 


Di⸗ verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


GE 

Der 531 Ubf. 1 des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, vom 8. März 1871 — Geſetzſamml. 
S. 130 — in der Faſſung des Artikel I des Geſetzes vom 11. Juli 1891 — 
Geſetzſamml. S. 300 — erhält folgende Faſſung: 

Die Landarmenverbände — in der Provinz Oſtpreußen der Land⸗ 
armenverband der Provinz — ſind verpflichtet, für Bewahrung, Kur 
und Pflege der hilfsbedürftigen Geiſteskranken, Idioten, Epileptiſchen, 
Taubſtummen, Blinden und Krüppel, ſoweit ſie der Anſtaltspflege 
bedürfen, in geeigneten Anſtalten Fürſorge zu treffen. Bei Krüppeln 
unter achtzehn Jahren umfaßt dieſe Fürſorge auch die Exwerbs⸗ 
befähigung der Krüppel. 

82. 

Die Fürſorge für Krüppel unter 18 Jahren, die nicht der Anſtaltspflege 
bedürfen, und die Maßnahmen zur Verhütung der Verkrüppelung gehören zu 
den Aufgaben der Land- und Stadtkreiſe. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, dieſe 
Kreiſe nötigenfalls zur Erfüllung der Verpflichtung anzuhalten. 


. 
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93. 

() Ein Arzt, der in Ausübung ſeines Berufs bei einer Perſon unter achtzehn 
Jahren eine Verkrüppelung wahrnimmt, iſt verpflichtet, hiervon binnen einem Monat 
unter Bezeichnung des Krüppels und der Verkrüppelung Anzeige zu erſtatten. 

(2) Wer als Arzt oder Hebamme Geburtshilfe leiſtet, iſt verpflichtet, das 
mit ſeiner Hilfe geborene Kind auf die Anzeichen von Verkrüppelung zu unter⸗ 
ſuchen und, falls ſolche ſich vorfinden, die gleiche Anzeige zu erſtatten. 

() Eine Anzeigepflicht beſteht nicht, wenn eine nach dieſem Geſetze aus⸗ 
reichende Anzeige bereits früher erſtattet worden iſt. 

(a) Verletzungen der Anzeigepflicht werden mit Geldſtrafe bis zu einhundert 
fünfzig Mark oder mit Haft bis zu vier Wochen beſtraft. 

8 4. 

(1) Lehrer (Lehrerinnen), welche gelegentlich des zur Erfüllung der geſetz ⸗ 
lichen Schulpflicht erteilten Unterrichts oder des Erſatzunterrichts hierfür bei 
ihren Schülern Verkrüppelungen wahrnehmen, ſind verpflichtet, dieſe Schüler 
namhaft zu machen. 

(2) Die näheren Vorſchriften zur Durchführung dieſer Beſtimmung erläßt 
der Miniſter für Volkswohlfahrt im Verordnungswege. Die Verordnungen ſind 
durch die Regierungsamtsblätter derjenigen Bezirke bekannt zu machen, in welchen 
ſie Geltung erlangen ſollen, und treten mit dem achten Tage nach Ablauf des⸗ 
jenigen Tages, an welchem das betreffende Stück des Amtsblatts ausgegeben iſt, 
in Kraft. Für die Nichtbefolgung der in der Verordnung gegebenen Vorſchriften 
können Geldſtrafen bis zu einhundertfünfzig Mark oder Haft bis zu vier Wochen 
angedroht werden. 5 

Er 


Arzte ſowie ſolche Krankenpflegeperſonen und ſonſtige Fürſorgeorgane, 
welche gelegentlich ihrer Berufsausübung bei jugendlichen Perſonen unter achtzehn 
Jahren die Anzeichen drohender Verkrüppelung beobachten, ſind verpflichtet, dieſe 
der im $ 6 dieſes Geſetzes bezeichneten Stelle namhaft zu machen. 


= 8 6. 

Die in den $$ 3, 4, 5 vorgefehenen Anzeigen find an das zuſtändige 
Jugendamt zu richten. Für den Zeitraum, bis alle Stadt- und Landkreiſe auf 
Grund geſetzlicher Beſtimmungen Jugendämter haben, beſtimmt der Miniſter für 
Volkswohlfahrt im Verordnungswege die Stelle, an welche die Anzeige zu 
richten iſt. 

Auf dieſe Verordnung finden die Beſtimmungen des § 4 Abſ. 2 Anwendung. 


‘7 
Auf Grund von Anzeigen, die nach $ 5 eingehen, kann die unter Am⸗ 
ſtänden auch zu wiederholende Beibringung eines ärztlichen Zeugniſſes angeordnet 
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werden, ob die nötigen Maßnahmen zur Verhütung dauernder Verkrüppelung 
getroffen ſind. 
. 98. 

Jeder Stadt- und Landkreis hat mindeſtens eine Fürſorgeſtelle für Krüppel 
zu ſchaffen oder ſich einer ſolchen anzugliedern. In dieſer Fürſorgeſtelle wird 
Beratung für Krüppel oder für ſolche Perſonen unter 18 Jahren erteilt, die 
der Gefahr der Verkrüppelung ausgeſetzt ſind. Die Beratungsſtelle beantragt 
die Einleitung der notwendig erſcheinenden Maßnahmen. 


§ 9. 

Eine Verkrüppelung im Sinne dieſes Geſetzes liegt vor, wenn eine Perſon 
(Krüppel) infolge eines angeborenen oder erworbenen Knochen-, Gelenk-, Muskel⸗ 
oder Nervenleidens oder Fehlens eines wichtigen Gliedes oder von Teilen eines 
ſolchen in dem Gebrauch ihres Rumpfes oder ihrer Gliedmaßen nicht nur vor⸗ 
übergehend derart behindert iſt, daß ihre Erwerbsfähigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkte vorausſichtlich weſentlich beeinträchtigt wird. 


8 $ 10. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Minifter für Volkswohlfahrt 

beauftragt. 
$ 11, 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1920 in Kraft. 

(2) Soweit den im § 1 bezeichneten Verbänden geeignete Anſtalten in aus⸗ 
reichender Anzahl nicht zur Verfügung ſtehen, kann der Miniſter bis zum 
31. März 1926 Befreiung von der Verpflichtung zur Anſtaltsunterbringung gewähren. 

Berlin, den 6. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


Ss 


(Nr. 11894.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung von Leitungsanlagen durch das 
Kommunale Kraftwerk Oppeln, Aktiengeſellſchaft in Neiße. Vom 24. April 1920. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 
1918 Geſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung 


3 


1. der Anlagen für die Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes 
innerhalb der Kreiſe Falkenberg, Grottkau, Neiße (Stadt), Neiße (Land), 
Neuſtadt im Regierungsbezirk Oppeln und der Kreiſe Münſterberg und 
Namslau im Regierungsbezirke Breslau ſowie 
2. der Zuführungsleitung von der Übergabeſtelle in Heidersdorf im Kreiſe 
Nimptſch, Regierungsbezirk Breslau, bis zur Kreisgrenze Nimptſch⸗ 
Münſterberg 
Anwendung findet, nachdem dem Kommunalen Kraftwerk Oppeln, Aktiengeſellſchaft 
in Neiße, das Enteignungsrecht durch Erlaß vom 9. April 1920 verliehen worden iſt. 


Berlin, den 24. April 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11895.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Auflöſung der Landwirt⸗ 
ſchaftskammern Poſen und Danzig. Vom 26. April 1920. 


=» Landwirtſchaftskammern Poſen und Danzig werden in Gemäßheit des § 22 
des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 mit Wirkung 
vom 1. Mai 1920 ab aufgelöft. 


Berlin, den 26. April 1920. 


ie Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Hgeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Wüdemann. 


(Nr. 11896.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens bei der Herſtellung von Elektrizitätsleitungen durch 
den Landkreis Hanau, den Kreis Gelnhauſen und den Zweckverband Über- 
landwerk Fulda⸗Hünfeld⸗Schlüchtern in Fulda. Vom 17. Mai 1920, 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 25. September 1915 (Geſetzſamml. S. 141) und vom 15. Auguſt 
1918 Gſetzſamml. S. 144) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften der Verordnung bei der Herſtellung von 
Elektrizitätsleitungen innerhalb 


. 
2. 
3. 


Sea 


des Landkreiſes Hanau, 
des Kreiſes Gelnhauſen und 
der Kreiſe Fulda, Hünfeld, Schlüchtern 


Anwendung findet, nachdem 


zu 1: dem Landkreiſe Hanau, 

zu 2: dem Kreiſe Gelnhauſen und 

zu 3: dem Zweckverband Überlandwerk Fulda-Hünfeld-Schlüchtern in 
Fulda 


das Enteignungsrecht durch Erlaß vom 16. April 1920 verliehen worden iſt. 
Berlin, den 17. Mai 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 


Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


Bekanntmachung. 


Nac Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 


3 


Der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 7. April 1920, be⸗ 
treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft 
„Siemens“ Elektriſche Betriebe in Oldenburg für die Hochſpannungs⸗ 
leitung von der Aphuſerklappe bei Marienwehr nach Norderney, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 17 S. 83, ausgegeben am 
24. April 1920; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 16. April 1920, be⸗ 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Hanau, 
den Kreis Gelnhauſen und den Zweckverband Überlandwerk Fulda⸗ 
Hünfeld⸗Schlüchtern in Fulda für die Herſtellung von Elektrizitäts- 
leitungen, durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel Nr. 20 S. 141, 
ausgegeben am 15. Mai 1920; 


der Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung vom 17. April 1920, be⸗ 


treffend die Verleihung des Enteignungsrechts an die Vereinigten Alu⸗ 

miniumwerke, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Errichtung des Elſter⸗ 
Waſſerpumpwerkes in Tätſchwitz im Kreiſe Hoyerswerda, durch das 
8. N 19 Regierung in Liegnitz Nr. 19 S. 147, ausgegeben am 
Mai 1920. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriumd. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 


6,25 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poftanftalten zu richten. 


